
13 K 5412/15 
 

 
 
 

VERWALTUNGSGERICHT STUTTGART 
 

Im Namen des Volkes 
Urteil 

 
 
 
In der Verwaltungsrechtssache                 
 
XXX 
 
 
 
 

-  Kläger  - 
prozessbevollmächtigt:  
XXX 
 
 
 
 

gegen 
 

XXX 
 
 

-  Beklagter  - 
prozessbevollmächtigt:  
XXX 
 
 
 
beigeladen: 
XXX 
 
 
 
wegen Fortschreibung des Luftreinhalteplanes/Teilplan Stuttgart  
 
 
hat das Verwaltungsgericht Stuttgart - 13. Kammer - durch  
den Richter am Verwaltungsgericht Kern,  
den Richter Dr. Thomann,  
den Richter am Verwaltungsgericht Dr. Weis,  
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die ehrenamtl iche Richterin Schenten und   
die ehrenamtl iche Richterin Schumann 
 
auf die mündliche Verhandlung vom 19. Jul i 2017  
 
am 26. Juli 2017 
 
für  R e c h t   erkannt: 
 
 

Der Beklagte wird verurtei lt, den am 01.01.2006 in Kraft getretenen und 

derzeit in seiner Fassung der 1. und 2. Fortschreibung vom Februar 

2010 bzw. Oktober 2014 geltenden Teilplan Landeshauptstadt Stuttgart 

des Luftreinhalteplans für den Regierungsbezirk Stuttgart so fortz u-

schreiben bzw. zu ergänzen, dass dieser die erforderlichen Maßnahmen 

zur schnellstmöglichen Einhaltung des über ein Kalenderj ahr gemittel-

ten Immissionsgrenzwertes für NO 2 i.  H. v. 40 µg/m³ und des Stunden-

grenzwertes für NO2 von 200 µg/m³ bei maximal 18 zugelassenen Über-

schreitungen im Kalenderjahr im der Umweltzone Stuttgart enthält.  

Der Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens,  mit Ausnahme der Kos-

ten der Beigeladenen, die diese selbst trägt.   

Die Berufung wird zugelassen.   

Die Sprungrevision wird zugelassen.   

 

 

 

Tatbestand 

 

Der Kläger, ein nach § 3 Umweltrechtsbehelfsgesetz (UmwRG) ane r-

kannter Umweltschutzverband, begehrt die Verurtei lung des Beklagten, 

den für die Landeshauptstadt Stuttgart geltenden Teilplan des Luftrei n-

halteplanes für den Regierungsbezirk Stuttgart in der Fassung seiner 1. 

und 2. Fortschreibung (im Weiteren: Luftreinhalteplan Stuttgart) um die 

erforderl ichen Maßnahmen zur schnellstmöglichen Einhaltung des über 
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ein Kalenderjahr gemittelten Immissionsgrenzwertes für NO 2 i .  H. v. 40 

µg/m³ und des Stundengrenzwertes für NO 2  von 200 µg/m³ bei maximal 

18 zugelassenen Überschreitungen im Kalenderjahr zu ergänzen .  

Bereits am 30.03.2005 erhob ein Stuttgarter Bürger beim Verwaltungs-

gericht Stuttgart erstmals eine Klage auf Erlass eines Luftreinhalte - und 

Aktionsplanes, weil der seit dem 01.01.2005 zum Schutz der menschl i-

chen Gesundheit für Part ikel PM10 geltende, über 24 Stunden gemittelte 

Immissionsgrenzwert von  50 µg/m³ (bei 35 zugelassenen Überschre i-

tungen im Kalenderjahr) nicht eingehalten war. Dieser Klage gab das 

Verwaltungsgericht Stuttgart mit Urteil vom 31.05.2005 statt (16 K 

1121/05).  

Daraufhin setzte das Regierungspräsidium Stuttgart mit Zustimmung 

des Umweltministeriums Baden-Württemberg zum 01.01.2006 den Luf t-

reinhalteplan Stuttgart in Kraft, in dem insgesamt 36 Maßnahmen zur 

Minderung der PM10- und NO2-Belastungen festgelegt wurden.  

Nachdem das Urtei l rechtskräftig geworden war, beantragte der damal i-

ge Kläger beim Verwaltungsgericht Stuttgart im Verfahren 13 K 511/09  

dessen Vollstreckung. Zur Begründung führte er aus, der aufgestel lte 

Luftreinhalteplan Stuttgart enthalte keine geeigneten Aktionsplan -

Maßnahmen. 

Das Verwaltungsgericht Stuttgart tei lte diese rechtl iche Einschätzung 

und drohte dem Regierungspräsidium Stuttgart mit Beschluss vom 

14.08.2009 ein Zwangsgeld für den Fall an, dass das Regierungspräs i-

dium seiner Verpflichtung aus dem Urteil vom 31.05.2005 nicht bis zum 

28.02.2010 nachkomme. 

Da seit dem 01.01.2010 ein über das Kalenderjahr gemittelter Immiss i-

onsgrenzwert für Stickstoffdioxid NO 2 von 40 µg/m³ einzuhalten ist (vgl. 

§ 3 Abs. 2 i. V. m. der Anlage 11 der 39. BImSchV), nahm das Regi e-

rungspräs id ium Stuttgart im Februar 2010 eine erste „Fortschreibung 

des Aktionsplans zur Minderung der PM 10- und NO2-Belastungen“ vor, 

mit der unter anderem ein Lkw-Durchfahrtsverbot, nach Schadstof f-
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gruppen zeitl ich gestufte, ganzjährige Fahrverbote für Kraftfahrze uge 

und Geschwindigkeitsbeschränkungen auf bestimmten Hauptverkehr s-

straßen angeordnet wurden.  

Nachdem auch diese Maßnahmen in der Folgezeit nicht zu einer Einha l-

tung der Immissionsgrenzwerte für PM 10 und NO2 führten, erhob ein an-

derer Stuttgarter Bürger zwei weitere Klagen (13 K 3683/09 und 13 K 

2756/12), die jeweils mit einem Prozessvergleich endeten.  

Im Vergleich vom 15.09.2011 im Verfahren 13 K 3683/09 verpflichtete 

sich der Beklagte zur Prüfung und gegebenenfalls Anordnung einer we i-

teren Geschwindigkeitsbegrenzung (Tempo 40 km/h) und weiterer ve r-

kehrsbeschränkender Maßnahmen auf der B 14.  

Im Vergleich vom 23.12.2013 im Verfahren 13 K 2756/12  verpf lichtete 

sich der Beklagte, den Luftreinhalteplan Stuttgart ein weiteres Mal for t-

zuschreiben und mindestens zwei weitere Maßnahmen im Sinne des     

§ 27 Abs. 2 der 39.BImschV aufzunehmen, die geeignet sind, die Übe r-

schreitung der Immissionsgrenzwerte für PM 10 und NO2 am Wohnort des 

damaligen Klägers weiter zu reduzieren.  

Diese „2. Fortschreibung des Luftreinhalteplanes zur Minderung der 

PM10- und NO2-Belastungen“ erfolgte im Oktober 2014 und sah als „we i -

tergehende Luftreinhaltemaßnahmen“ u. a. weitere Geschwindigkeits-

begrenzungen an Steigungsstrecken sowie eine Verkehrsverf lüss igung 

auf der B 14 vor.  

Nachdem auch diese weiteren Maßnahmen im Winterhalbjahr 

2014/2015 wiederum zu keiner nennenswerten Reduzierung der PM 10- 

und NO2-Belastungen auf der B 14 im Bereich des Neckartors führten, 

erhob der damalige Kläger eine weitere Klage auf Ergänzung des Luf t-

reinhalteplanes Stuttgart um die erforderlichen Maßnahmen zur 

schnellstmöglichen Einhaltung des über ein Kalenderjahr gemittelten 

Immissionsgrenzwertes für NO 2  i .  H. v. 40 µg/m³ und des über den Tag 

gemittelten Immissionsgrenzwertes für Part ikel PM 10 von 50 µg/m³ bei 



- 5 - 

35 zugelassenen Überschreitungen im Kalenderjahr im Stadtgebiet von 

Stuttgart (13 K 875/15) .  

Dieses Klageverfahren 13 K 875/15 endete in der mündlichen Verhand-

lung vom 26.04.2016 mit folgendem Vergleich :  

1. Der Beklagte verpf lichtet sich vorbehaltl ich der  Zustimmung 
des Ministerrats, den Luftreinhalteplan des Regierungspräsid i-
ums Stuttgart, Teilplan Landeshauptstadt Stuttgart bis 
31.08.2017 wie folgt fortzuschreiben:  
 
Sofern die in der Klage monierten Immissionsgrenzwerte im K a-
lenderjahr 2017 noch überschr itten werden, wird der Beklagte ab 
01.01.2018 bei Wetterlagen, die nach dem Konzept des Bekla g-
ten, wie in seinem Schrif tsatz vom 31.03.2016 in Abschnitt II  
dargestel lt, die Ausrufung des Feinstaubalarms rechtfertigen, 
mindestens eine rechtmäßige verkehrsbeschränkende Maßnahme 
für das Neckartor auf der Grundlage seines Konzepts ergreifen, 
die geeignet ist, eine Reduzierung des Verkehrsaufkommens am 
Neckartor um ca. 20 % gegenüber vergleichbaren Tagen für den 
Zeitraum der Verkehrsbeschränkung zu bewirken.  
 
2. Für den Fall , dass der Ministerrat die Zustimmung zum Ve r-
gleich nicht erteilt , können die Kläger den Vergleich bis zum 
30.06.2016 widerrufen. 
 
3. Der Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens mit Ausnahme 
der außergericht lichen Kosten der Beigeladenen.  

 
 
Nachdem der Ministerrat diesem Vergleich zugestimmt hatte und der 

genannte Immissionsgrenzwert für Partikel PM 10 bereits Ende März 

2017 erneut überschritten war und auch der für NO 2 geltende Jahres-

mittelwert  i. H. v. 40 µg/m³ im Jahr 2017 wiederum mit Sich erheit über-

schritten werden wird, legte das Regierungspräsidium Stuttgart Anfang 

Mai 2017 die „3. Fortschreibung des Luftreinhalteplanes für den Regi e-

rungsbezirk Stuttgart/Teilplan Landeshauptstadt Stuttgart zur Mind e-

rung der PM10- und NO2–Belastungen“ (im  Weiteren: 3. Fortschreibung) 

vor, die seit dem 08.05.2017 auch Gegenstand der Öffentlichkeitsbete i-

l igung gemäß § 47 Abs. 5a BImSchG ist.  

 

Diese 3. Fortschreibung sieht die folgenden 20 als Maßnahmen be-

zeichneten Vorhaben vor: 
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M1:  Ab dem 01.01.2020 gi lt e in ganzjähriges Verkehrsverbot in der 
Umweltzone Stuttgart für alle Fahrzeuge mit Ausnahme von Fahrzeugen 
der Stufe 5 gemäß der 35. Verordnung zur Durchführung des Bundes -
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung zur Kennzeichnung der Kraf t-
fahrzeuge mit geringem Beitrag zur Schadstoffbelastung –  35.BImSchV) 
(Blaue Plakette), vorausgesetzt, die 35. BImSchV ist bis zu diesem 
Zeitpunkt so verändert, dass sie mindestens eine weitere Stufe (5) der 
Kennzeichnungsmöglichkeit enthält.  
 
M2a:  Vorausgesetzt die 35.BImSchV wird noch im Jahr 2017 durch die 
Kennzeichnungsmöglichkeit  mit einer „Blauen Plakette“ erweitert, gil t 
ab 01.01.2018 an Tagen mit Feinstaubalarm ein Verkehrsverbot für alle 
Fahrzeuge mit Ausnahme von Fahrzeugen mit „Blauer Plakette“ für ein 
Gebiet auf allen Straßenzügen innerhalb des Stuttgarter Talkessels, auf 
allen Streckenabschnitten in Stuttgart -Feuerbach und auf einzelnen 
Streckenabschnitten in Stuttgart -Zuffenhausen. 
 
M2b: Sollte die  35.BImSchV bis zum 01.01.2018 noch nicht in der o. a. 
Art zur Verfügung stehen, wird ab 01.01.2018 auf einzelnen bestimmten 
Straßenabschnitten im Stadtgebiet von Stuttgart an Tagen mit 
Feinstaubalarm ein Verbot für Kraftwagen und sonstige mehrspurige 
Kraftfahrzeuge (Zeichen 251 StVO) in Kombination mit dem von der 
obersten Straßenverkehrsbehörde noch zu schaffenden Zusatzzeichen 
„Nur für Diesel bis einschließlich Euro 5/V“ und dem vorhandenen Z u-
satzzeichen „Lieferverkehr frei“ angeordnet.  
 
M2c:  Sollte die unter M2b dargestel lte Maßnahme aus rechtlichen oder 
tatsächlichen Gründen nicht ergreifbar sein, wird ab 01.01.2018 zur E r-
füllung des gerichtl ichen Vergleichs auf im einzelnen festgelegten Str e-
ckenabschnitten der B 14 (Cannstatter Straße, Am Neckartor), der 
Neckarstraße, der Tal-/Wagenburg-straße und der Landhausstraße im 
Stuttgarter Osten an Tagen mit Feinstauba larm ein Verbot für Kraftwa-
gen und sonstige mehrspurige Kraftfahrzeuge (Zeichen 251 StVO) in 
Kombination mit dem von der obersten Straßenverkehrsbehörde noch 
zu schaffenden Zusatzzeichen „Nur für Diesel bis einschließlich Euro 
5/V“ und dem vorhandenen Zusatzzeichen „Lieferverkehr frei“ angeor d-
net.  
 
M3:  Die SSB AG baut ihr Angebot im Bereich der Stadtbahnen (neue 
Linien, Taktung, Verlängerung der Traktion auf Doppelzüge) weiter aus.  
 
M4:  Als Vorlaufbetrieb für den Ausbau der Haltestellen der Linie U 1 für 
den 80-Meter-Zug-Betrieb plant die SSB AG zusammen mit der Landes-
hauptstadt Stuttgart zwischen Stuttgart -Bad Cannstatt und der Innen-
stadt im Jahr 2018 eine zusätzliche Schnellbuslinie (Betriebszeit 06:00 
Uhr bis 20:30 Uhr) zur frühzeit igen Kapazitätserweiterung auf dieser 
hoch belasteten und bedeutsamen Nachverkehrsachse einzurichten.  
 
M5:  Die Landeshauptstadt Stuttgart r ichtet zusätzliche Bussp u-
ren/Bussonderstreifen im Stuttgarter Talkessel ein. Die Maßnahme darf 
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allerdings nicht zu relevanten Störungen oder Behinderungen des Kfz -
Verkehrs führen.  
 
M6:  Die SSB AG wird gewährleisten, dass auf den Buslinien im Stut t-
garter Talkessel ab 01.01.2018 nur noch Busse mit Euro -VI-Standard 
oder Hybridantrieb unterwegs sind. Dazu erfolgt unter Voraussetzungen 
einer Landesförderung für diese Maßnahme bis zum 01.01.2018 eine 
vorgezogene Ersatzbeschaffung der 10 auf der Linie 42 eingesetzten 
CapaCity-Busse (derzeit noch EEV-Standard). Diese werden durch 
CapaCity-Busse mit Euro-VI-Standard ersetzt.  
 
M7:  Das Land Baden-Württemberg unterstützt darüber hinaus die SSB 
AG bei der Ersatzbeschaffung ihrer EEV-Standard-Busse im Stadtgebiet 
von Stuttgart, so dass sukzessive im Rahmen der Ersatzbeschaffung 
unter ökologischen Gesichtspunkten die neueste und beste verfügbare 
Abgasreinigungstechnik bzw. alternative Antriebstechnik eingesetzt 
werden kann. 
 
M8:  Der Verband Region Stuttgart wird im Rahmen des ÖPNV -Paktes 
bis zum 01.01.2025 sukzessive die Taktung auf bestimmten Strecken 
der S-Bahn und ihre Kapazität durch die Anschaffung neuer Züge erhö-
hen. 
 
M9:  Weitere Expressbuslinien werden vom Verband Region Stuttgart 
sukzessive eingerichtet.  
 
M10:  Die zuständigen Landkreise verbessern stufenweise den Bus -
Zubringerverkehr zur S-Bahn, wie im ÖPNV-Pakt vereinbart.  
 
M11:  Das Land Baden-Württemberg erhöht die Zahl der Zugverbindun-
gen im Schienenpersonennahverkehr bis 2021 um 37 % von 415 Zügen 
auf 567 Zügen von/nach Stuttgart Hauptbahnhof und richtet dabei drei 
neue Metropolexpresslinien ein.  
 
M12:  Der Verband Region Stuttgart entwickelt im Rahmen des ÖPNV -
Paktes ein regionales Park + Ride-Konzept und setzt die erforderl ichen 
Maßnahmen stufenweise um.  
 
M13:  Die Landeshauptstadt Stuttgart setzt ihr Radverkehrskonzept we i-
ter um und baut das Radwegenetzes auf den Hauptradrouten durch 
Stuttgart bis zum 01.01.2020 unter anderem auf den Hauptradrouten 2 
(Stuttgart-Ost nach Hedelf ingen), 9 (Radverbindung Geißeichstraße) 
und 10 (Vaihingen nach Sillenbuch) aus. Parallel dazu folgend sukze s-
sive weitere Ausbauten, wofür im Haushalt der Landeshauptstadt Stut t-
gart die entsprechenden Haushaltsmittel bereitgestel lt werden sollen. 
Die Maßnahme darf allerdings nicht zu relevanten Störungen oder B e-
hinderungen des Kfz-Verkehrs führen.  
 
M14:  Auf Basis eines Fußverkehrskonzepts p lant die Landeshauptstadt 
Stuttgart ein Investit ionsprogramm Fußverkehr zu erstellen, das die 
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Strategie für Förderung und Umsetzung von Fußverkehrsmaßnahmen 
langfrist ig in Stuttgart festlegt.  
 
M15:  Die Fahrzeuge der Landeshauptstadt Stuttgart und diejenige n des 
Landesfuhrparks Baden-Württemberg werden soweit es sich um Fahr-
zeuge handelt, die überwiegend im Stadtgebiet Stuttgart eingesetzt 
werden bzw. ihren regelmäßigen Stel lplatz dort haben, im Rahmen der 
Neubeschaffung soweit möglich auf Elektro -, hilfsweise Hybrid-, hi lfs-
weise Erdgasbetrieb umgestellt.  
 
M16:  Zur Unterstützung einer beschleunigten Umstellung der Flottenzu-
sammensetzung und Durchdringung der Kfz-Flotte mit Elektrofahrzeu-
gen und anderen emissionsarmen Antrieben führt das Land Förderpr o-
gramme für Fahrzeuge von Pflege- und Lieferdiensten ein.  
 
M17:  Die Landeshauptstadt Stuttgart plant, die zulässige Höchstge-
schwindigkeit von 50 km/h auf weiteren Steigungsstrecken im Stadtg e-
biet Stuttgart sukzessive ab dem 01.01.2018 auf 40 km/h zu reduzieren.  
 
M18:  Die Höchstgeschwindigkeit im Stuttgarter Stadtgebiet wird an 
Feinstaub-Alarmtagen außerhalb geschlossener Ortschaften auf 50 
km/h bzw. auf mindestens vierstreif ig ausgebauten Straßen auf 60 km/h 
reduziert, wenn sichergestellt  ist,  dass dies nicht zu spü rbaren Aus-
weichverkehren führt.  
 
M19:  Die Landeshauptstadt Stuttgart beabsichtigt, ihr Gebührensystem 
zu überprüfen und beginnend zum 01.11.2017 auch die Parkgebühren 
im gesamten Stadtgebiet moderat zu erhöhen. Hierbei sind die Intere s-
sen der Anwohner und des Handels zu berücksichtigen.  
 
M20:  Die Gebühren der Parkhäuser im Stadtgebiet der Landeshaup t-
stadt Stuttgart, die sich im Eigentum des Landes Baden -Württemberg 
befinden, werden im Zuge eines Gesamtkonzepts mit dem Ziel einer 
verträglichen Anpassung geprüft. Ausgenommen sind gewährte Benut-
zervortei le für emissionsarmen Fahrzeuge. Für Inhaber von längerfr ist i-
gen Monatsverträgen sind angemessene Übergangsregelungen zu tre f-
fen. 
 
 

Bereits am 18.11.2015 hat der Kläger die vorliegende Klage erhoben. 

Zur Begründung trägt er im Wesentlichen vor, der seit dem 01.01.2010 

geltende Jahresmittelgrenzwert für NO 2 sei im Jahr 2013 an allen Ver-

kehrsnahen Messstationen zum Teil um mehr als das Doppelte übe r-

schritten worden. Auch im Jahr 2014 hätten die Jahresmittelwerte an  

den Messstat ionen Am Neckartor und Hohenheimer Straße deutlich 

über den Grenzwerten gelegen. Der Stundengrenzwert sei an der Mes s-

station Am Neckartor ebenfalls deutlich überschritten gewesen.  
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Nach einem vom Beklagten in Auftrag gegebenen Gutachten der La n-

desanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden -Württemberg 

(LUBW) vom Mai 2015 würden unter Zugrundelegung der bisher in der 

2. Fortschreibung des Luftreinhalteplans Stuttgart aus dem Jahr 2014 

vorgesehenen Maßnahmen die genannten Immissionsgrenzwerte auch 

in Zukunft und bis über das Jahr 2020 hinaus nicht eingehalten. W e-

sentliche Ursache für diese Stickstoffdioxidbelastungen in Stuttgart sei 

der Straßenverkehr.  

Wegen dieser Überschreitungen der Stickstoffdioxidgrenzwerte habe 

die EU-Kommission die Bundesrepublik bereits mit Schreiben vom 

22.09.2014 aufgefordert,  mitzutei len, bis wann die Grenzwerte eing e-

halten würden und weitere zusätzl iche Maßnahmen zur Luftreinhaltung 

zu benennen.  

Auf die Antwort der Bundesregierung vom 21.11.2014, wonach mit e iner 

Einhaltung der Stickstoffdioxidgrenzwerte im Stadtgebiet Stuttgart nicht 

vor dem Jahr 2020 und den Ballungsgebieten Stuttgart nicht vor dem 

Jahr 2030 gerechnet werden könne, habe die EU-Kommission mit 

Schreiben vom 08.06.2015 ein Vertragsverletzungsve rfahren (Nr. 

2015/2073, SG-Greffe (2015)D/6868) gegen die Bundesrepublik mit der 

Begründung eingeleitet, die langjährige Verzögerung sei ein ausre i-

chendes Indiz dafür, dass bislang keine geeigneten Maßnahmen getro f-

fen worden seien, um den Zeitraum der Grenzwertüberschreitung so 

kurz wie möglich zu halten.  

Daraufhin habe der Beklagte der EU-Kommission ein zweistuf iges Kon-

zept „Luftreinhaltung für die Landeshauptstadt Stuttgart“ vom 

27.07.2015 (im Weiteren: Konzept) vorgelegt.  Die im aktuellen Luftrein-

haltungsplan (2. Fortschreibung) und in dem Konzept vom 27.07.2015 

enthaltenen Maßnahmen seien jedoch nicht geeignet, die Grenzwer t-

überschreitungen bei Stickstoffdioxid so kurz wie möglich zu halten.  

 

Der Kläger habe deshalb mit Schreiben vom 13.08.2015 beim Bek lagten 

den nun auch im Klageverfahren geltend gemachten Anspruch auf For t-

schreibung des Luftreinhalteplans geltend gemacht.  



- 10 - 

Hierauf habe der Beklagte ledigl ich mitgeteilt , der Luftreinhalt eplan 

werde derzeit auf der Grundlage des am 27.07.2015 vorgestellte n Kon-

zepts fortgeschrieben. Daraufhin sei die vorl iegende Klage erhoben 

worden. 

Diese sei als allgemeine Leistungsklage zulässig. Der Kläger sei nach 

der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts insbesondere kl a-

gebefugt, weil er ein nach § 3 UmwRG anerkannter Verband sei.  

Die al lgemeine Leistungsklage sei auch begründet. Dem Kläger stehe 

ein Rechtsanspruch auf Änderung/Fortschreibung des für Stuttgart ge l-

tenden Luftreinhalteplanes zu. Der für Stickstoffdioxid seit dem 

01.01.2010 einzuhaltende Immissionsgrenzwert von 40 µg/m³ werde an 

mehreren Orten im Stadtgebiet überschritten. An der Messstel le Am 

Neckartor habe der Wert im Jahr 2014 bei 88 µg/m³ gelegenen. Auch 

der Stundengrenzwert sei dort im Jahr 2014 überschritten gewesen (36 

statt 18 zulässige Überschreitungstage).  

Der Beklagte sei daher nach § 47 Abs. 1 Satz 1 BImSchG i.V.m. § 27 

der 39. BImSchV verpf lichtet,  einen Luftreinhalt eplan aufzustel len, wel-

cher die erforderl ichen Maßnahmen zur dauerhaften Verminderung der 

Luftverunreinigungen festlege. D iese Maßnahmen müssten geeignet 

sein, den Zeitraum einer Überschreitung von bereits einzuhaltenden 

Immissionsgrenzwerten so kurz wie möglich zu halten. Die bisher ergri f-

fenen Maßnahmen seien hierfür nicht geeignet. Nichts anderes gelte 

auch für die im Rahmen der 3. Fortschreibung vorgesehenen Maßnah-

men. 

Die geltenden Immissionsgrenzwerte der 39. BImSchV seien str ikt ve r-

bindlich. Es handle sich um Werte, die aufgrund wissenschaftl icher E r-

kenntnisse mit dem Ziel festgelegt worden seien, schädliche Auswi r-

kungen für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt insgesamt zu 

vermeiden, zu verhüten oder zu verringern, und die innerhalb eines b e-

stimmten Zeitraumes eingehalten werden müssten und danach nicht 

mehr überschritten werden dürften (vgl. § 1 Nr. 15 der 39. BI mSchV). 

Sie würden damit eine Gefahrenabwehrschwelle zum Schutz der G e-

sundheit definieren. Nach der Rechtsprechung des Europäischen Ge-

richtshofes handle es sich bei der Pfl icht zur Einhaltung der Grenzwerte 
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für NO2 nach Fristablauf um eine sog. „Ergebnisverpf lichtung“, welche 

die Mitgl iedstaaten nicht nach eigenem Ermessen hinausschieben kön n-

ten. Sofern das von Art.  13 Abs. 1 der Richtl i nie 2008/50/EG geforderte 

Ergebnis der fristgerechten Grenzwerteinhaltung nicht erreicht werde, 

müsse der Mitgl iedstaat nicht nur angemessene, sondern zur 

schnellstmöglichen Zielerreichung geeignete Ma ßnahmen ergreifen.  

Dabei stehe dem Planungsträger im Rahmen der Planung bei der Au s-

wahl der Maßnahmen zwar ein Gestaltungsspielraum zu. Dieser Gesta l-

tungsspielraum bestehe jedoch nur im Rahmen des vorgegebenen Ziels 

einer schnellstmöglichen Grenzwerteinhaltung. Nach der Rechtspr e-

chung des Bundesverwaltungsgerichts könne dieses planerische E r-

messen sogar auf die Festlegung einer bestimmten Maßnahme eing e-

grenzt sein, wenn allein d ie Wahl dieser Maßnahme eine baldige Ein-

haltung der Grenzwerte erwarten lasse. Hinsicht lich des Zeitpunktes 

der Umsetzung bestehe jedoch kein Ermessen. Ein schrittweise s Vor-

gehen bei der Überschreitung bereits einzuhaltenden Grenzwerte sei 

daher nicht ausreichend. 

Nach der Rechtsprechung des  Europäischen Gerichtshofes könne eine 

Maßnahme, die der schnellstmöglichen Grenzwerteinhaltung diene, 

nicht unter Hinweis auf den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ausg e-

schlossen werden. Die komplexe Abstimmung der Eigentums-, Berufs- 

und allgemeinen Handlungsfreiheit mit dem Gesundheitsschutz könne 

nicht im Rahmen einer behördlichen Verhältnismäßigkeitsprüfung im 

Einzelfal l erfolgen. Vielmehr bedürfe es hierfür einer gesetzl ichen oder 

untergesetzlichen Konkret isierungsentscheidung, wie sie in Form der 

Immissionsgrenzwerte vorliege. Dies folge auch aus einem Umkeh r-

schluss aus § 23 der 39. BImSchV, der die Verhältnismäßigkeit der 

Maßnahmen ledigl ich bei der Einhaltung der dort genannten langfrist i-

gen Ziele erwähne, nicht jedoch in Bezug auf Immissionsgrenzwerte.  

Insoweit sei der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ledigl ich bei der 

Auswahl der Maßnahmenadressaten zu beachten. Diese Rechtsa nsicht 

zur Bedeutung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes bei der Fes tlegung 

der zur Einhaltung der Immissionsgrenzwerte notwendigen Maßnahmen 

werde auch in der einschlägigen Rechtsprechung des Europäischen Ge-
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richtshofes, des Bundesverwaltungsgerichts und der Verwaltungsgeric h-

te getei lt. In Bezug auf Immissionsgrenzwerte könne demnach lediglich 

in Fällen „höherer Gewalt“ auf Maßnahmen und zudem nur unter engen 

zeit l ichen Voraussetzungen verzichtet werden.  

Die in Art. 13 Abs. 1 der Richtl inie 2008/50/EG enthaltene Ergebnisver-

pf lichtung zur Luftreinhaltung impliziere also, dass hinsichtl ich der hie r-

für zu ergreifenden Maßnahmen keine Beschränkung im Hinblick auf 

ihre Verhältnismäßigkeit bestehe. Eine andere Auslegung sei auch nicht  

mit dem Zweck der Vorschrif t des Art.  23 Abs. 1 und Abs. 2 der Richtl i-

nie 2008/50/EG vereinbar, da die Vorschrif t als eine Art Notregelung 

dem Zweck diene, schwerwiegende Verstöße gegen das Unionsrecht zu 

beenden, welche gravierende Auswirkungen auf die menschliche Ge-

sundheit und die Umwelt haben.  

Nach einer Studie der WHO aus dem Jahr 2013 verkürze die Luftve r-

schmutzung durch Feinstaub die durchschnitt l iche Lebenserwartung a l-

ler Menschen in der EU um 8,6 und in Deutschland sogar um 10,2 M o-

nate. Nach Angaben der Europäischen Umweltagentur aus dem Jahr 

2014 werde die NO2-Exposit ion unter anderem mit einer erhöhten Mo r-

talität sowie mit vermehrten Atemwegserkrankungen in Verbindung ge-

bracht. Dadurch, dass in der Richtl inie die von der WHO vorgeschlag e-

nen deutlich niedrigeren Grenzwerte (noch) nicht festgeschrieben wo r-

den seien, seien die Aspekte der Durchführbarkeit  der Emissio nsredu-

zierung auch bereits auf gesetzgeberischer Ebene berücksichtigt wo r-

den. Vor diesem Hintergrund stel le die Maßgabe der Eignung zur 

schnellstmöglichen Grenzwerterreichung, die in der Vorgängerricht linie 

noch nicht enthalten gewesen sei,  eine bewusste Anhebung des Anfor-

derungsniveaus angesichts bestehender gravierender Gesundheitsg e-

fährdungen dar. Dies folge auch aus den Erwägungsgründen 2 und 3 

der Richtlinie 2008/50/EG.  

Zu berücksichtigen sei schließlich, dass die Mitgl iedstaaten nunmehr 

bereits 15 Jahre Zeit zur Erreichung der Grenzwerte gehabt hätten. Es 

sei daher auch aus diesem Grund nicht unverhältnismäßig, qualif izierte 

Anforderungen an die Eignung der Maßnahmen zur schnellstmöglichen 

Grenzwerteinhaltung zu stel len.  
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Für die Verpflichtung des Beklagten zur Einhaltung der Grenzwerte sei 

das Verhalten anderer Rechtst räger unbeachtlich. Soweit die Grenzwer-

tüberschreitungen auf unzureichende unionsrechtliche Abgasnormen 

zurückzuführen seien, sei zwar unstreit ig, dass es der dringenden Ei n-

führung von Vorgaben für die Emissionsminderung im tatsächlichen 

Fahrbetrieb (sog. Real Driving Emissions; RDE) bedürfe. Sofern sich 

das Inkrafttreten solche Regelungen jedoch verzögere, seien diese al l-

seits bekannten Defizite von den lokalen Behörden durch eigene effe k-

tive Maßnahmen zu kompensieren.  

Im Rahmen des zu erstel lenden Gesamtkonzeptes zur schnellstmögl i-

chen Einhaltung der Grenzwerte dürfe sich die Planung auch nicht auf 

eine Beschäftigung nur mit einzelnen Maßnahmen beschränken. Es se i-

en vielmehr alle möglichen Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit zu über-

prüfen, wozu auch die 110 geeigneten Maßnahmen gehören würden, die 

das Umweltbundesamt (UBA) in seiner „Bestandsaufnahme und Wir k-

samkeit von Maßnahmen der Luftreinhaltung“ aus dem Jahr 2013 b e-

nannt habe. 

Diesen Anforderungen werde die Luftreinhaltungsplanung des Bekla g-

ten weder mit der 2. Fortschreibung des Luftreinhaltungsplans aus dem 

Jahr 2014 noch mit den im Rahmen der 3. Fortschreibung vorgestel lten 

Maßnahmen gerecht. Auch seien diese nicht geeignet, die Grenzwer t-

überschreitungen „so kurz wie möglich“ zu halten.  

Das vorgelegte Konzept entspreche bereits im Hinblick auf den vorg e-

legten Zeitplan nicht den oben dargelegten rechtl ichen Anforderungen, 

da die Fahrbeschränkungen auf so genannte „Feinstaubalarmtage“ b e-

schränkt seien und eine Grenzwerteinhaltung so erst für das Jahr 2020 

prognostiziert und nur schrittweise angestrebt werde. Zudem hänge das 

Gelingen von mehreren Unwägbarkeiten ab.  

Der Begrif f  der Luftreinhaltemaßnahmen sei weit zu verstehen. In B e-

tracht kämen alle behördlichen Aktivitäten, die zur Einhaltung der I m-

missionsgrenzwerte beitragen könnten. Bloße Handlungsabsichten se i-

en dagegen nicht ausreichend. Es seien insbesondere verkehrsb e-

schränkende Maßnahmen zu ergreifen, für die mit § 40 Abs. 1 Satz 1 

BImSchG  auch eine Rechtsgrundlage für Verkehrsbeschränkungen und 
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-verbote exist iere. Diese Begrif fe seien weit zu verstehen und könnten 

sowohl den gesamten Kfz-Verkehr als auch nur bestimmte Fahrzeugar-

ten betreffen. In zeit l icher Hinsicht könnten die Maßnah men sowohl 

dauerhaft als auch zeitl ich beschränkt sein. Die Bezugnahme auf die 

straßenverkehrsrechtlichen Vorschrif ten beziehe sich im Sinne einer 

Rechtsfolgenverweisung nur auf die Umsetzung der Verkehrsbeschrä n-

kungen durch Straßenverkehrsschilder. Weitere straßenverkehrsrechtl i-

che Voraussetzungen müssten nicht vorl iegen.  

Unter den Maßnahmenbegrif f  des § 47 Abs. 1 BImSchG würden auch 

planerische Maßnahmen fallen (vgl. § 47 Abs. 6 BImSchG), wie z.B. die 

Festsetzung von Fußgängerbereichen oder von verkehrsbe ruhigten Be-

reichen. Hierzu seien jedoch konkrete planungsrechtl iche Festlegungen 

in den Luftreinhalteplan aufzunehmen. Als „sonstige Entscheidungen“ 

im Sinne des § 47 Abs. 6 BImSchG kämen auch Maßnahmen in B e-

tracht, die etwa durch Weisungen gegenüber anderen Verwaltungsträ-

gern durchgesetzt werden könnten oder die Vergabe von Finanzmitteln 

und Subventionen für geeignete Luftreinhaltemaßnahmen (sog. Anre i-

zentscheidungen). Die Mindestanforderungen an Luftreinhaltungsma ß-

nahmen seien in der Richtlinie 2008/50/EG in Anhang XV im Einzelnen 

genannt. Eine Beschränkung auf langfrist ige Maßnahmen sei bei bereits 

eingetretenen und anhaltenden Grenzwertüberschreitungen nicht zulä s-

sig. Ein Luftreinhalteplan müsse vielmehr ein wirksames Gesamtko n-

zept mit Immissionsprognose enthalten. 

 

Die derzeit ige Planung des Beklagten entspreche diesen Anforderungen 

nicht und schöpfe insbesondere die vorhandenen Möglichkeiten nicht 

aus. Es fehle bereits an einer entsprechenden Gesamtplanung. Für den 

Großteil  der angekündigten Maßnahmen gebe der Beklagte zudem kein 

Wirkungspotenzial an.  

Die vorgesehenen Maßnahmen im Bereich der Förderung emissionsa r-

mer Fahrzeuge und Maschinen seien unzureichend, ein konkretes qual i-

f iziertes Minderungspotenzial werde ihnen nicht zugeordnet. Für den 

Durchgangsverkehr werde keine verbindliche Maßnahme angekündigt.  
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Die Umstellung auf emissionsarme Baumaschinen sei a llein ebenfalls 

unzureichend.  

Das polit ische Engagement zur schnellen Einführung eines RDE -

Testzyklus mache die Ergreifung verkehrsbeschränkender Maßnahmen 

nicht entbehrl ich.  

Es sei auch nicht zu erwarten, dass die vorgesehenen Maßnahmen zur 

Verkehrsverlagerung (Ausweitung des Parkraummanagements, Förd e-

rung des Fußverkehrs, Erhöhung des Radverkehrsetats, Ausbau des 

ÖPNV im Stadtgebiet und in der Region, Lkw-Durchfahrtsverbot, Ver-

kehrssteuerung zur Verstet igung des Verkehrs und zur Vermeidung von 

Durchfahrten durch die Umweltzone) zu einer Reduzierung des Kfz -

Verkehrs um 20 % führen werde.  

Die derzeitige Förderung des ÖPNV durch Einführung des sog. Job ti-

ckets gehe hierfür noch nicht weit genug, die Bezuschussung könne 

vielmehr noch deutlich höher ausfallen. Insbesondere sei in Erwägung 

zu ziehen, den Nahverkehr komplett gratis abzuwickeln, wie dies auch 

bereits in anderen Städten weltweit der Fall  sei. Alternativ komme auch 

ein Bürgerticket oder ein deutlich günstigeres Jahresticket in Betracht.  

Die Einführung einer City-Maut sei nicht in Betracht gezogen worden, 

obwohl es für deren Einführung noch nicht einmal einer gesonderten 

landes- oder bundesrecht lichen Regelung bedürfe.  

Die Planung zur Förderung emissionsarmer Fahrzeuge sei dagegen zu 

unkonkret, mit zeit l ichen Unsicherheiten behaftet und schöpfe die heute 

bestehenden Möglichkeiten zu einer solchen Förderung nicht aus.  

Dringend erforderlich und ohne weiteres möglich sei auch eine schne l-

lere Ausstattung der Busflotte mit SCRT-Filtern, eine Optimierung der 

städtischen Fahrzeugflotte und der Taxif lotte sowie die Schaffung von 

f inanziellen Anreizen (Förderprogramme) zur technisch ohne weiteres 

möglichen Nachrüstung schwerer Nutzfahrzeuge PKWs mit SCR(T) -

Systemen.  

Die Beschränkung von Kleinfeuerungsanlagen sei weder zur sich eren 

Einhaltung der Feinstaub-Grenzwerte noch der NO 2-Grenzwerte ausrei-

chend. Ebenso wenig sei das planerische Potenzial zur Luftrei nhaltung 

bei der Stadtplanung und dem Bau ausgeschöpft.  
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Für eine spürbare Senkung der Stickoxidbelastung sei letzt l ich eine 

deutliche Reduzierung der Verkehrsmengen insbesondere in Bezug auf 

Dieselfahrzeuge erforderlich. Der Beklagte habe in seinem Ko nzept vom 

27.07.2015 selbst anerkannt, dass die Einführung einer „Blauen Plake t -

te“ besonders wirksam wäre, deren Einführung in zeit l icher Hinsicht j e-

doch nicht absehbar sei.  

Die im Konzept vom 27.07.2015 vorgesehenen zeit l ich und sachlich b e-

schränkten Fahrverbote, etwa abwechselnd für Fahrzeuge mit geraden/ 

ungeraden Kennzif fern, seien sofort zu ergreifen, die vorgesehene zei t-

l iche Verzögerung (ab 2018) nicht nachvollziehbar.  

Der Ausschluss besonders verschmutzender Dieselfahrzeuge sei auf 

der Grundlage des § 40 Abs.1 Satz 1 BImSchG möglich. Ebenso sei die 

Umsetzung einer solchen Maßnahme durch entsprechende Verkehrsze i-

chen auch schon heute möglich und werde beispielsweise in Ital ien b e-

reits praktiziert. Dies habe das Bundesverkehrsministerium in einem 

Brief an das Verkehrsministerium des Landes Baden-Württemberg auch 

ausdrücklich bestät igt.  

Statt der vom Bundesverkehrsministerium vorgeschlagenen, nicht dif f e-

renzierenden Sperrung für den gesamten Verkehr durch Verdecken des 

Zusatzzeichens „Grüne Plakette“ sei es jedoch zweckmäßiger, ledigl ich 

dieselbetriebene Kraftfahrzeuge auszuschließen, die sich nicht mit e i-

nem SCRT-Filter nachrüsten lassen. Denn der Dieselverkehr sei mit e i-

nem Verursachungsbeitrag von ca. 85 % der Hauptverursacher der 

Luftverschmutzung mit Stickstoffdioxid in Ballungsgebieten.  

Solche gezielten Zufahrtsverbote für Dieselfahrzeuge seien auch b e-

reits in früheren Aktionsplänen in anderen Städten enthalten gew esen. 

Verkehrsbeschränkungen für Dieselfahrzeuge seien auch ohne eine N o-

vell ierung der 35. BImSchV und der Einführung einer „Blauen Plakette“ 

rechtlich möglich, und zwar durch Verwendung des Ve rkehrszeichens 

251 (Verbot für Kraftwagen) und einem Zusatzzeichen „Gilt für Diesel“ 

oder nur „Diesel“.  Solche atypischen Zusatzzeichen seien nach der 

ständigen Rechtsprechung auch zulässig, da weder die StVO noch der 

zu § 39 StVO erlassene Katalog der Verkehrszeichen eine abschließe n-



- 17 - 

de Aufzählung möglicher Zusatzzeichen enthalte und ein solches neues 

Zusatzzeichen lediglich der Zustimmung der obersten L andesbehörde 

bedürfe. Da die Bezeichnung „Diesel“ international ve rwendet werde, 

sei dieses auch verständlicher als der vom Beklagten vorgesehene Z u-

satz für die Euro 6-Ausnahme. Da der straßenverkehrsrechtliche Sich t-

barkeitsgrundsatz nicht für das Immissionsschutzrecht gi lt und Aus-

nahmen deshalb schon aufgrund von § 40 Abs. 1 Satz 1 BImSchG durch 

Allgemeinverfügung erlassen werden dürften, sei ein Zusatzze ichen, 

welches sich auf den Dieselverkehr bezieht, sogar en tbehrl ich.  

Als alternative Beschilderung komme deshalb auch die Ausweisung e i-

ner sogenannten „BMVI-Umweltzone“ in Betracht, die nach Rechtsan-

sicht des Bundesverkehrsministeriums mit dem Zeichen Nr. 270.1 der 

Anlage zu § 41 Abs. 1 StVO ohne Zusatzzeichen bekannt gemacht we r-

den könne. Da mit dieser Beschilderung der gesamte Fahrzeugverkehr 

ausgesperrt werde, seien für Fahrzeuge mit Grüner Plakette, die keine 

Dieselfahrzeuge sind, Ausnahmen durch personen - oder fahrzeug- bzw. 

Antriebsbezogene Allgemeinverfügungen zu erteilen.  

Alternativ hierzu könnten die Ausnahmen aber auch durch eine Beschi l-

derung mit dem Verkehrszeichen 270.1 und dem Zusatzzeichen „Grüne 

Plakette“ sowie einem weiteren Zusatzzeichen „Kein Diesel“ verfügt 

werden. Weitere Ausnahmen seien ausdrücklich in § 2 Abs. 3 i. V. m. 

Anhang 3 der 35.BImSchV geregelt.  

Es sei schließlich auch kein sachlicher Grund dafür erkennbar, warum 

Ausnahmeregelungen zu Umweltzonen durch Allgemeinverfügung erla s-

sen werden könnten und dies für Fahrverbote, die durch das Verkehr s-

zeichen 251 bekannt gegeben werden , nicht ebenso gelten sol lte. Auch 

die Kontrol le des Verkehrsverbotes sei sowohl im ruhenden als auch im 

f l ießenden Verkehr möglich.  Der Umstand, dass der Dieselverkehr 

durch das Verkehrsverbot möglicherweise andere Straßen umgeleitet  

werde, rechtfert ige kein Absehen von der Maßnahme. 

Da keine ebenso geeigneten, milderen Maßnahmen als die genannten 

Fahrverbote für Dieselfahrzeuge, dafür aber alternative Fortbew e-

gungsmittel zur Verfügung stehen würden, seien diese auch verhältni s-

mäßig. Solchen Maßnahmen könnten auch keine Bestandsschutzüber-



- 18 - 

legungen entgegengehalten werden. Dies habe der Beklagte für Fah r-

zeuge der Schadstoffklassen unterhalb Euro 6  auch selbst anerkannt.  

Obwohl weder die Besitzer von Dieselfahrzeugen noch die von den I m-

missionen betroffenen Bürger eine persönliche Schuld an der heutigen 

Schadstoffproblematik treffe, könne die Interessenabwägung nicht z u-

lasten Letzterer ausgehen, weil die Immissionsgrenzwerte im Realb e-

trieb um ein Vielfaches überschrit ten würden und die in den Immiss i-

onsgrenzwerten zum Ausdruck kommende Interessenabwägung so sys-

tematisch missachtet werde.  

Hinsicht lich des möglichen Zeitpunktes eines Fahrverbotes sei es sin n-

voll , zwischen den verschiedenen Fahrzeuggruppen zu dif ferenzi eren 

und die Möglichkeiten der Nachrüstung einzubeziehen. Bei neu zuge-

lassenen Bussen und schweren Nutzfahrzeugen sei die Abgasnorm E u-

ro 6 bereits seit 2014 Pflicht. Für diese Fahrzeuggruppe könnten die 

notwendigen Fahrverbote kurzfr ist ig, etwa bereits zum 01.01.2017, u m-

gesetzt werden. Ein Ausschluss von Dieselfahrzeugen der Schadstof f-

klassen Euro 4 und 5 aus den am stärksten belasteten Gebieten käme 

ab Januar 2018 in Betracht. Bei Kraftfahrzeugen, welche die aktuellsten 

Abgasstandards einhalten, sei dagegen eine etwas längere Übergang s-

frist erforderlich, da die Schadstoffnorm Euro 6 bei Neuzulassungen 

erst im September 2015 verbindlich geworden sei.  

Der Begrenzung von Dieselfahrzeugen könne schließlich auch nicht der 

Klimaschutz entgegengehalten werden.  

Die sukzessive Erneuerung der Fahrzeugflotte  reiche zur Verbesserung 

der Immissionssituation nicht aus, zumal die Immissionswerte auch von 

neu zugelassenen Pkws der Abgasnorm Euro 6 im Realbetrieb nicht 

eingehalten würden. Deren durchschnitt l icher Stickoxidau sstoß l iege 

nach jüngsten Erkenntnissen des Forscherverbundes ICCT und des 

Kraftfahrtbundesamtes (KBA) bei 500 mg/km und damit deu tlich über 

dem Grenzwert von 80 µg/m³. Es sei daher rechtlich bedenklich, Diese l-

fahrzeuge der Emissionsklasse Euro 6 von den Fahrverboten auszu-

nehmen. Dies gelte auch im Hinblick auf die vom Beklagten vo rgesehen 

straßenverkehrsrechtliche Beschilderung des Fahrverbots mit einem 

Zusatzzeichen "Nur für Dieselfahrzeuge unter Euro 6/VI“, da dies bei 
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den betroffenen Verkehrstei lnehmern eine Kenntnis der Emissionskla s-

se ihres Kraftfahrzeuges voraussetze. Die al lgemeine Beschrä nkung auf 

„Diesel“ sei demgegenüber rechtl ich unproblematisch.  

 

Im Ergebnis seien nach alledem die verfügbaren und rechtmäßigen 

Maßnahmen für eine schnellere Grenzwerteinhaltung nicht ausg e-

schöpft. Insbesondere werde dem klägerischen Begehren auch nicht 

durch die im Vergleich vom 26.04.2016 vom Beklagten eingegangenen 

Verpflichtungen entsprochen, weil diese keine dauerhaften Verkehrsb e-

schränkungen beinhalten und sich ledigl ich auf schadstoff trächtige Wet-

terlagen beziehen würden. Die im Vergleich vorgesehenen Ma ßnahmen, 

die ledigl ich Am Neckartor  eine Verkehrsreduzierung um 20 % bewi rken 

sollen, seien damit nicht ausreichend, um die genannten NO 2-

Grenzwerte im gesamten Stadtgebiet einzuhalten.  

Nichts anderes gelte insoweit auch für den inzwischen vorl iegenden 

Entwurf für eine 3. Fortschreibung des Luftreinhalteplans Stuttgart.  Die 

darin enthaltenen Maßnahmen würden nicht den grundsätzl ichen Anfo r-

derungen an die Eignung von Luftreinhaltemaßnahmen entsprechen, d ie 

das Verwaltungsgericht Stuttgart in seinem Beschluss vom 14.08.2009 

im Vollstreckungsverfahren 13 K 511/09 aufgestell t habe.  

Die im Planentwurf vorgesehene verkehrsbeschränkende Maßnahmen 

M1 (Blaue Plakette in der Umweltzone) sei zwar zu begrüßen. Dies e 

Maßnahme gelte jedoch nur unter der Voraussetzung, dass der Bu n-

desgesetzgeber durch eine Änderung der 35. BImSchV eine entspr e-

chende Kennzeichnungsmöglichkeit durch die Blaue Plakette schaffe. 

Außerdem knüpfe die Maßnahme daran an, dass 80 % der in Stutt gart 

zugelassenen Kraftfahrzeuge und leichten Nutzfahrzeuge die Anforde-

rungen an die neue Plakette erfüllen müssten. Insoweit gehe der Pla n-

entwurf aber selbst davon aus, dass dies frühestens im Jahr 2020 der 

Fall  sei, möglicherweise also auch später. Es könne daher auch nicht 

ausgeschlossen werden, dass es in Stuttgart die Blaue Plakette selbst 

im Jahr 2025 nicht gebe. Außerdem werde die Wirksamkeit der Ma ß-

nahme durch weitgehende und im Einzelnen sachlich nicht gerechtfe r-

tigte Ausnahmevorschrif ten eingeschränkt, nach denen etwa 20 % der 



- 20 - 

Fahrzeuge aus dem Verkehrsverbot herausfallen würden. Sachlich nicht 

gerechtfertigt sei insbesondere auch die pauschale Ausnahme vom 

Verkehrsverbot für Dieselfahrzeuge der Emissionsklasse Euro 6 , weil  

auch diese Fahrzeugklasse nach den Daten des Kraftfahrt -

Bundesamtes einen durchschnitt l ichen Stickoxidausstoß von 500 mg/km 

aufweise. Eine solche Herausnahme der Dieselfahrzeuge der Emiss i-

onsklasse Euro 6 sei auch rechtl ich nicht geboten, weil das baden -

württembergische Straßenrecht ein Vertrauen des Bürgers an der Au f-

rechterhaltung des Gemeingebrauchs grundsätzl ich nicht schütze und 

es auch der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz nicht gebiete, Dieselfah r-

zeuge der Emissionsklasse Euro 6 pauschal von Verkehrsverboten aus-

zunehmen. Mit den gesetzl ichen Anforderungen unvereinbar sei 

schließlich auch der im Fortschreibungsentwurf angekündigte Verzicht 

auf verkehrsbeschränkende Maßnahmen für den Fall einer Nachrüstz u-

sage durch die Industrie.  

Diese Bedenken hinsichtl ich der Ausnahmen für Dieselfahrzeuge der 

Emissionsklasse Euro 6 würden auch für die Maßnahmen M2a bis c 

(Blaue Plakette/„Luftreinhaltestrecken“ im Talkessel o der Am Neckartor 

bei Feinstaubalarm ab 01.01.2018) gelten. Völl ig ungeeignet seien di e-

se Maßnahmen jedoch vor allem aufgrund ihrer zeit l ichen Beschrän-

kung auf Tage mit Feinstaubalarm, weil das Problem der Überschre i-

tung der Jahresmittel - und Stundenmittelgrenzwerte für NO 2 nicht ledig-

lich an Feinstaubalarmtagen bestehe. Diese nur geringen Wirkungen 

der genannten drei  Maßnahmen-Varianten räume der Fortschreibungs-

entwurf auch selbst ein. Es sei daher nur ein ganzjährig geltendes 

Fahrverbot geeignet. Die rechtliche Möglichkeit  der Umsetzung der 

Maßnahmen M2b und M2c bestehe bereits heute, an deren bundes-

rechtlicher Zulässigkeit der Bekanntgabe mittels des Zeichens 251 der 

Anl. 2 StVO keine Zweifel  bestünden. § 45 Abs. 1f StVO regle nur, wie 

eine Umweltzone zu kennzeichnen sei. Die Norm treffe jedoch keine 

Aussage dazu, dass innerhalb der Umweltzone keine Straße individue l-

len streckenbezogenen Beschränkungen unterl iegen dürfe. Dies folge 

bereits daraus, weil nach der Konzeption der StVO begriff l ich zwischen 

„Umweltzonen“ und „Strecken“ unterschieden werde. Als Rechtsgrun d-
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lage für streckenbezogene Verkehrsbeschränkungen komme zudem      

§ 45 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 StVO in Betracht. 

Die Maßnahmen M3 bis M14 zur Stärkung des Umweltverbundes seien 

zu unkonkret, denn es werde bereits kein Immissionsminderungspote n-

zial für die einzelnen Maßnahmen genannt. Teilweise handle es sich 

unter Berücksichtigung der Vorgaben des Verwaltungsgerichts Stuttgart 

auch bereits nicht um „Maßnahmen“ im Sinne des § 47 BImSchG. Tei l -

weise seien sie auch in zeit l icher Hinsicht nicht als qualif izierte Luf t-

reinhaltemaßnahmen nach § 47 Abs. 1 S. 3 BImSchG geeignet. Auch  

bei den Maßnahmen zur Verbesserung des Emissionsverhaltens b e-

stimmter Flotten handle es sich nicht um Maßnahmen im Sinne des § 47 

Abs. 1 S. 3 BImSchG. Die Maßnahmen M17 und M18 (Ausweitung Te m-

po 40 auf Steigungsstrecken; Geschwindigkeitsreduzierung auf au s-

drücklichen Straßen an Feinstaubalarmtagen) hätten nahezu kein I m-

missionsminderungspotenzial. Auch mit M19 und M20 (Erhöhung von 

Parkgebühren) seien keine konkreten Maßnahmen verbunden und eine 

Minderung der NO2-Immissionswerte Am Neckartor nicht zu erwarten. 

 

Die im Rahmen der Erstellung der Fortschreibung des Luftreinhaltung s-

plans weiter diskutierten Maßnahmen seien überwiegend mit nicht 

überzeugenden Gründen abgelehnt worden. Dies gelte insbesondere für 

die Nahverkehrsabgabe und die City -Maut, der eine hohe Wirksamkeit 

bescheinigt werde. Die Richtigkeit der im Fortschreibungsentwurf en t-

haltenen Immissionsprognose sei ebenfalls zweifelhaft, weil die im Pl a-

nentwurf angekündigten Maßnahmen mit den im Gesamtwirkungsgu t-

achten untersuchten Maßnahmen in mehrfacher Hinsicht nicht de-

ckungsgleich seien. Die Ergebnisse des Wirkungsgutachtens könnten 

daher nur bedingt zum Nachweis der Wirksamkeit des Maßnahmenp a-

kets der 3. Fortschreibung herangezogen werden. Der Fortschreibung s-

entwurf sei somit insgesamt nicht geeignet, rechtmäßige Zustände her-

zustel len. Letzteres wäre nur dann der Fall, wenn die ab 2018 gelte n-

den Streckenbeschränkungen ganzjährig gelten, die Ausnahmen für E u-

ro 6 abgeschafft würden und die Blaue Umweltzone unmittelbar nach 

Novellierung der 35. BImSchV eingeführt würde. Soweit der Beklagte 
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zuletzt vorgetragen habe, die Maßnahme M2b nicht mehr in den nove l-

l ierten Luftreinhalteplan Stuttgart aufnehmen zu wollen, weil man mit 

einer Veränderung der Software zur Motorsteuerung im Rahmen der 

„Nachrüstlösung“ mehr erreichen könne, habe der Beklagte hierfür ke i-

nerlei Belege vorgelegt. Die angeblich vorrangigen Nach rüstlösungen 

würden vielmehr ausschließlich auf bloßen Gesprächen „mit der Autoi n-

dustrie“ - wer immer dies im Einzelnen auch sei - beruhen, obwohl die-

se Gespräche hinsichtl ich der technischen, rechtl ichen, f inanziel len und 

zeit l ichen Umsetzung bislang ohne konkretes Ergebnis geblieben seien. 

Es sei mitt lerwei le auch erwiesen, dass solche Software-Lösungen bei 

der NOx-Nachrüstung ungeeignet seien. Die Wi rksamkeit solcher Sof t-

wareupdates liege zwischen 0% und 30 %. Die in diesem Zusamme n-

hang weiter angesprochenen Konzepte der Hochschule Heilbronn und 

der TU Graz seien unzureichend, weil darin als Zielwerte der Nachrü s-

tung lediglich Werte von 250 bzw. 360 mg NOx angestrebt würden, die 

deutlich über dem (gesetzlichen) Emissionsgrenzwert l iegen und zudem 

nur bei Laborprüfzyklus (WLTC) eingehalten würden. Die vom Beklag-

ten genannte Reduktion um 50 % der Maximalwerte sei im Übrigen nur 

dann zu erreichen, wenn ke ine Abschaltungen im Realbetrieb vorge-

nommen würden, was jedoch auch weiterhin beabsichtigt sei. Abges e-

hen von diesen technischen Einwänden, exist iere bislang auch kein 

konkreter Vorschlag der Autoindustrie für die genannte Software -

Lösung. Denn bislang hätten sich noch nicht einmal die deutschen Her-

stel ler auf einen Vorschlag für eine Rückruf lösung geeinigt. Jede Ve r-

änderung der Motorsteuersoftware erfordere zudem zwingend eine Pr ü-

fung und Genehmigung im Rahmen der EU-Verordnung 715/2007. Da 

die Entwicklung und Genehmigung von individuell unterschiedlichen 

Softwarelösungen für al le Euro 5- bzw. Euro 6-Modelle diverser Herstel-

ler erfahrungsgemäß mehr als zwölf  Monate dauere , und zwar begin-

nend ab dem Zeitpunkt der Einigung, seien im gesamten Jahr 2018 ke i-

nerlei Verbesserungen der Luftbelastungssituation und auch 2019 nur 

in geringem Maße zu erwarten. Schließlich könne auch nicht von einer 

hohen Beteil igungsbereitschaft der Diesel -Pkw-Halter an den Sof t-

wareänderungen ausgegangen werden, da selbst kostenlose Nachrüst-
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aktionen in der Vergangenheit ledigl ich Beteil igungsquoten zwischen 5 

und 20 % gehabt hätten. Demgegenüber habe der Kläger aufgezeigt,  

wie eine technisch wirksame Nachrüstung aussehe. Um einen Abga s-

wert unter 80 mg NOx/km bei realen Straßenmessungen zu erreichen, 

sei der Einbau einer neuen Abgasanlage mit einem Kostenaufwand von 

ca. 1500 € erforderlich.  

Der Beklagte sei im Hinblick auf die bisher vorgesehene Maßnahme 

M2b auch keineswegs an die Rechtsmeinung des BMVI als Rechtsau f-

sichtsbehörde gebunden. Dabei verkenne der Beklagte insbesondere, 

dass Streckenbeschränkungen wie in der Maßnahme M2b keine zonalen 

Verbote seien. Streckenbezogene Verkehrsbeschränkungen seien s o-

wohl nach § 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 als auch nach Abs. 1b Nr. 5 StVO 

zulässig (vgl. im Einzelnen Anwaltsschrif tsätze vom 17.11.2015, 

01.06.2016, 07.03.2017, 12.06.2017 und vom 17.07.2017).  

 

Der Kläger beantragt,  

den Beklagten zu verurtei len, den am 01.01.2006 in Kraft getr e-
tenen und derzeit in seiner Fassung der 1. und 2. Fortschreibung 
vom Februar 2010 bzw. Oktober 2014 für die Landeshauptstadt 
Stuttgart geltenden Teilplan des Luftreinhalteplans für den R e-
gierungsbezirk Stuttgart so fortzuschreiben bzw. zu ergänzen, 
dass dieser die erforderlichen Maßnahmen zur schnellstmögl i-
chen Einhaltung des über ein Kalenderjahr gemittelten Immiss i-
onsgrenzwertes für NO2 i. H. v. 40 µg/m³ und des Stundengrenz-
wertes für NO2 i. H. v. 200 µg/m³ bei maximal 18 Überschreitun-
gen im Kalenderjahr in der Umweltzone Stuttgart enthält.  

 

 

Der Beklagte beantragt,  

         die Klage abzuweisen.  

Er hält die Klage für unbegründet. Durch die beabsichtigte 3. For t-

schreibung des Luftreinhalteplans würden die genannten Immission s-

grenzwerte bis zum Jahr 2021 eingehalten. Darüber hinausgehende 

Maßnahmen könnten vom Kläger nicht verlangt werden, weil es für so l-
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che weitergehenden Maßnahmen keine Rechtsgrundlage im geltenden 

Recht gebe und diese auch aus sonstigen Gründen - z.B. wegen eines 

Verstoßes gegen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz - rechtswidrig wä-

ren. Sollten die maßgeb liche Immissionsgrenzwerte trotz dieser Maß-

nahmen nicht eingehalten werden können, scheide eine neuerl iche 

Fortschreibung des Luftreinhalteplans um weitere Maßnahmen dennoch 

aus, weil der Bundesgesetzgeber bislang keine Rechtsgrundlagen für 

solche weitergehenden Maßnahmen geschaffen habe und der Beklagte 

nicht zu etwas rechtlich Unmöglichem verpflichtet werden könne.  

Zur näheren Begründung listet der Beklagte zunächst verschiedene 

Zahlen, Daten und Fakten zum tatsächlichen und technischen Hinte r-

grund des Streitgegenstands des vorl iegenden Klageverfahrens auf, 

namentlich zum Emissionsverhalten von Kraftfahrzeugen mit unte r-

schiedlichen Antriebstechniken, den Kennzahlen zum K raftfahrzeug-

Bestand in Deutschland, zu den f iskalischen Rahmenbedingungen für 

die aktuelle Zusammensetzung des Kraftfahrzeug-Bestandes sowie zu 

den geographisch ökonomischen und verkehrl ichen Eckdaten der Beige-

ladenen im Vergleich zu mehreren ausgesuchten Vergleichsstädten und 

den daraus zu ziehenden Schlussfolgerungen. Danach sei unbestrit ten, 

dass die NO2 - und PM10 - Belastung in der Stuttgarter Innenstadt nach 

wie vor zu hoch sei. Der Vergleich zeige jedoch, dass die Immissionss i-

tuation in Stuttgart durch eine ausgeprägte Kessellage mit zahlreichen 

Steigungsstrecken geprägt werde, die durch hoheitl iche Maßnahmen in 

einem Luftreinhalteplan nicht beeinf lusst werden könnten, aber ein „h ö-

heres Ambit ionsniveau“ bei der Luftreinhaltung zu Erreichung der gle i -

chen Ziele notwendig mache. Da ein gutes ÖPNV -Angebot und eine ho-

he ÖPNV-Akzeptanz tendenziell  zu besseren Immissionswerten führen 

würden, sei eine Steigerung der Attrakt ivität des ÖPNV in jedem Fall 

das Mittel der Wahl. Der verbleibende motorisierte Individualverkehr 

(MIV) sei idealerweise nicht auf wenige Verkehrswege zu konzentri e-

ren, sondern sollte möglichst entzerrt  werden, um den Verkehrsf luss zu 

gewährleisten und immissionskrit ische Staus und Stop-and-Go-Verkehr 

möglichst zu vermeiden (vgl.  hierzu im Einzelnen: S. 6 bis 31 der Kla-

geerwiderung vom 31.03.2016).  
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Zur Vorbereitung der aktue llen Planungen zur Fortschreibung des Luf t-

reinhalteplanes sei eine „Wirkungsabschätzung weiterer Maßnahmen 

für den Ballungsraum Stuttgart“ durch das Gutachterbüro XXXX GmbH 

(im Weiteren: Gesamtwirkungsgutachten ; GWG) vorgenommen worden. 

Dabei sei der Gutachter zu dem Ergebnis gekommen, dass die Einha l-

tung der in Immissionsgrenzwerte für Feinstaub (PM 10) am Neckartor 

und weiteren hoch belasteten Straßenabschnitten im Wesentlichen 

durch eine Minderung der Verkehrsmenge um 20 % bei gleichze itiger 

Abnahme der Hintergrundbelastung –  z.B. durch eventuell verpf l ichten-

de Betriebseinschränkungen bei Komfortheizungen –  bis 2020 nahezu 

erreicht werden könne. Vergleichbares gelte auch für die Einhaltung der 

Stickstoffdioxid-Grenzwerte (NO2). Auch insoweit gehe der Gutachter 

davon aus, dass der zulässige Immissionsgrenzwert mit einer Kombin a-

tion aus der Reduzierung der Verkehrsmenge um 20 % und einer For t-

schreibung der Umweltzone nahezu erreicht werden könne.  

Die Beklagte wolle deshalb die Verbesserung der Immissionssit uation in 

Stuttgart mit einem Maßnahmenbündel erreichen. Zu besseren Durc h-

setzbarkeit und Akzeptanz in der Öffentlichkeit sei hierfür ein zeit l ich 

abgestuftes, in zwei Phasen aufgeteiltes Vorgehen vorgesehen, und 

zwar mit einer Phase der Freiwil l igkeit (Phase 1) und einer Phase 2 mit 

verbindlichen Vorgaben im Rahmen der 3. Fortschreibung des Luftrei n-

halteplanes (vgl. hierzu im Einzelnen: S. 32 bis 43 der Klageerwid erung 

vom 31.03.2016).  

Weitergehende Maßnahmen seien unzulässig. Sie könnten insbesond e-

re nicht auf § 40 Abs. 1 BImSchG gestützt werden. Dabei handle es 

sich nicht ledigl ich um eine Rechtsfolgenverweisung, weil der Luftrei n-

haltungsplan im Sinne des § 47 BImSchG ein bloßes Verwaltungsinte r-

num und deshalb gerade keine Rechtsgrundlage für Maßnahmen s ein 

könne, die in Rechte Dritter eingreifen würden. Hinzu komme, dass für 

die Verhängung von Fahrverboten, die nach dem Emissionsverhalten 

der Fahrzeuge dif ferenzieren, eine entsprechende Kennzeichnung di e-

ser Fahrzeuge in der 35.BImSchV (sog. Kennzeichnungsverordnung) 
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erforderl ich sei (z.B. „Blaue Plakette“) und damit der Mitwirkung des 

Bundesgesetzgebers bedürfe.  

Die Voraussetzungen des § 45 StVO für die Verhängung von Verkehr s-

verboten würden ebenfalls nicht vorliegen, weil Maßnahmen nach di e-

ser Vorschrif t nur hinsichtl ich bestimmter Straßen oder Straßenstrecken 

ergrif fen werden dürften. § 45 StVO lasse es daher nicht zu, pa uschal 

ganze Ortstei le oder die Innenstadt für den „Motorisierten Individua l -

verkehr (MIV)“  zu sperren, weil dies voraussetzen würde, dass auf allen 

Straßen der genannten Gebiete die Immissionsgrenzwerte für NO 2 

überschrit ten wären, was jedoch nicht der Fall sei.  Außerdem dürfe eine 

Verkehrsbeschränkung nach § 45 StVO nur aus Gründen der Sicherheit  

oder Ordnung des Verkehrs und zum Schutz der Wohnbevölkerung vor 

Lärm und Abgasen erfolgen. Zwar seien die Schadstoffe PM 10 und NO2  

Abgase im Sinne dieser Vorschrif t, PM 10 jedoch nur, soweit dieser mo-

torseitig emitt iert werde, also nicht von Aufwirbelungen, Bremsen - und 

Reifenabrieb, etc. herrühre. Gerade dabei handle es sich jedoch um die 

Hauptverursachungsanteile der PM10-Gesamtemissionen am Neckartor. 

Es gebe demnach im geltenden Recht derzeit keine Vorschrif t, auf die 

sich Fahrverbote zur Minderung von Abrieb und Aufwirbelungen als 

Hauptverursacher der Feinstaubbelastung stützen ließe. Schließlich 

schütze § 45 StVO lediglich die Wohnbevölkerung. Ein Schutz der Me n-

schen, die im Plangebiet lediglich arbeiten würden, könne folglich über 

diese Vorschrif t von vornherein nicht erfolgen.  

Daneben bestehe für (selekt ive) Fahrverbote gegenwärtig auch ein vol l-

zugspraktisches Hindernis für die verkehrsrechtl iche Anordnung von 

Verkehrsbeschränkungen, weil es für einen bestimmten Bese tzungsgrad 

eines Fahrzeugs oder für ein bestimmtes Kennzeichen (gera-

de/ungerade) in der StVO gegenwärtig gar kein Verkehrsschild gebe. 

Die Ermächtigung für plangebietsbezogene Verbote des Kraftfahrzeu g-

verkehrs aus Luftreinhaltungsgründen f inde sich vielmehr in § 40 und   

§ 47 BImSchG i.V.m. § 45 Abs. 1 Zif fer f . StVO, in dem au sschließlich 

die Verwendung der Zeichen 270.1 und 270.2 StVO in Verbindung mit 

den dazu vorgesehenen Zusatzzeichen (StVO, Anlage 2 Nr. 46) vorg e-



- 27 - 

sehen sei (vgl. im Einzelnen S. 43 bis 48 der Klageerwiderung vom 

31.03.2016).  

Soweit als planerische Maßnahmen der Ausbau des ÖPNV in Betracht 

komme, seien bloße programmsatzart ig in den Luftreinhalteplan aufg e-

nommene Appelle an die Beigeladene als Träger des ÖPNV nach der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Stuttgart mangels hinreiche n-

der Konkretheit keine Maßnahmen, die den Mindestanforderungen des   

§ 47 Absatz 1 BImSchG genügen würden. Konkrete Maßnahmen des 

ÖPNV-Ausbaus könnten zudem auch deshalb nicht in einen Luftreinha l-

teplan aufgenommen werden, weil deren Realisierung der vorherigen 

Durchführung von ergebnisoffenen Planungsverfahren bedürfe. Im Er-

gebnis nichts anderes gelte auch für die Frage der Festsetzbarkeit o r-

ganisatorischer Maßnahmen im Bereich des ÖPNV (vgl. im Einzelnen S. 

48 bis 51 der Klageerwiderung vom 31.03.2016).  

Maßnahmen eines Luftreinhalteplanes müssten zudem ohne Einschrän-

kung dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen, da dieser 

Grundsatz auch im Recht der Luftreinhalteplanung gelte. Dies folge s o-

gar explizit aus § 17 Abs. 2 BImSchG und müsse daher auch für Ma ß-

nahmen nach § 47 BImSchG gelten. Dies werde auch in der einschläg i-

gen Rechtsprechung so gesehen und bedürfe auch keiner Voraben t-

scheidung des Europäischen Gerichtshofes.  

Verkehrsbeschränkungen seien daher nur zulässig, wenn die realist i-

sche Möglichkeit bestehe, auf ein alternatives Verkehrsmittel auszuwe i-

chen. Da Stuttgart sehr viele Berufspendler verzeichne, sei davon aus-

zugehen, dass die große Mehrheit der Verkehrstei lnehmer, die auf einer 

der beiden Hauptverkehrsachsen in die Stuttgarter Innenstadt einfa h-

ren, auch dort arbeiten würden und daher - im Gegensatz zum klassi-

schen Durchgangsverkehr - nicht auf Umfahrungsstrecken ausweichen 

könnten. Gegenüber diesen Verkehrstei lnehmern (Berufspendlern) sei 

eine verkehrsbeschränkende Maßnahme (wie z.B. ein Einfahrverbot) 

daher nur dann verhältnismäßig, wenn diesen Verkehrsteilnehmern der 

ÖPNV als alternatives Verkehrsmittel zur Verfügung stehe. Dies setze 
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voraus, dass der Stuttgarter ÖPNV die Kapazitäten aufweise , um diese 

zusätzlichen Fahrgäste aufzunehmen. Unter Berücksichtigung de r Tat-

sache, dass nach den Erhebungen des örtl ichen ÖPNV-Trägers VVS 

GmbH  die Verkehrsmittel des Stuttgarter ÖPNV (insbesondere S -

Bahnen) in der morgendlichen Spitzenstunde zwischen 7:00 und 8:00 

Uhr eine Auslastungsquote im Mittel von lediglich 55 % (bei Langzügen 

mit 3 Einheiten), und dabei ein Drittel der Züge zu weniger als 50 % 

und nur ein Sechstel der Züge zu mehr als zwei Dritteln ausgelastet 

gewesen seien, müsse man festhalten, dass Verkehrsteilnehmer und 

vor al lem Berufspendler, die bisher das eigene Fahrzeug für die Ein-

fahrt in die Stuttgarter Innenstadt nutz ten, im Falle von Fahrverboten im 

Grundsatz eine Möglichkeit f inden müssten, auf den ÖPNV zu wech-

seln. An diesem Ergebnis ändere sich auch nichts Wesentliches, wenn 

man zusätzlich zu den 6 S-Bahn-Linien auch die 5 Stadtbahnlinien in 

den Blick nehme, die im Stuttgarter Verbundgebiet betrieben würden. 

Da jedoch keinesfalls davon ausgegangen werden könne, dass bei Ve r-

hängung eines Fahrverbots auch sämtliche hiervon Betroffenen einfach 

und ohne weiteres auf den ÖPNV umsteigen würden, sei ein Einfahrt-

verbot bereits auf dieser ersten Stufe der Prüfung, ob es den Anford e-

rungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes genüge, nicht unproble-

matisch. Den betroffenen Berufspendler müssten daher auch andere 

Mobil itätsoptionen angeboten werden, wie z.B. der Ersatz eines Kraft-

fahrzeuges mit zu hohen Immissionswerten durch ein sauberes Fah r-

zeug, was jedoch nicht von einem Tag auf den anderen, sondern nur 

innerhalb einer vernünftigen Frist ab der Ankündigung der gepla nten 

Maßnahmen erwartet werden könne. Genau dies sehe das jetzt gepla n-

te Konzept zur Luftreinha ltung vor.  

Ein Ausschluss von Fahrzeugen mit aktuellster Schadstoffnorm (Euro 6) 

sei zudem mit dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz und dem Recht s-

staatsprinzip nicht vereinbar, weil  ein Bürger, der ein solches Fahrzeug 

erwerbe, nicht rechtswidrig handle, wenn er dieses Fahrzeug im Ra h-

men des Gemeingebrauchs auf öffentlichen Straßen führe. Er könne 

sich daher auf die Garantiefunktion des Rechts berufen, wonach derj e-

nige, der eine zugelassene Tätigkeit ausübt, darauf vertrauen dürfe, 



- 29 - 

dass die Rechtsordnung ihm diese Tätigkeit nicht untersage. Wer ein 

Fahrzeug fahre, dass die aktuellste Schadstoffnorm einhalte, habe des-

halb einen Rechtsanspruch darauf, hierfür zugelassene öffentliche 

Straßen im Rahmen des Gemeingebrauchs ohne jegliche Einschränkung 

befahren zu dürfen. Dem könne auch nicht entgegengehalten werden, 

dass die Einhaltung der aktuell  geltenden strengsten Schadstoffnorm 

Euro 6 im Laborbetrieb nach dem geltenden Prüfverfahren NEFZ (Neuer 

europäischer Fahrzyklus) leider keine Gewähr dafür biete, dass das b e-

treffende Fahrzeug diese Immissionsgrenzwerte auch im Realbetrieb 

tatsächlich einhalte.  

Bei einem Ausschluss von Fahrzeugen mit schlechterer Schadstoffnorm 

als Euro 6 stelle sich die Frage nach dem Bestandsschutz, weil diese 

Fahrzeuge jedenfalls zum Zeitpunkt ihrer Zulassung der seinerzeit ge l-

tenden strengsten Schadstoffnorm entsprochen hätten. Da der Be-

standschutz im Immissionsschutzrecht allerdings von vornhere in nur ein 

„eingeschränkter“ sein könne, sei festzuhalten, dass es keinen Recht s-

anspruch eines Fahrzeugführers gebe, mit einem Fahrzeug, das i r-

gendwann in der Vergangenheit einmal die seinerzeit geltenden emiss i-

onsseit igen Zulassungsvoraussetzungen erfüllt  habe, zeit l ich unbe-

grenzt öffentliche Straßen befahren zu dürfen. Insoweit werde man 

vielmehr die gesetzgeberische Abwägungsentscheidung zwar grun d-

sätzl ich zu respektieren haben, wonach der Schutz der Rechtsgüter L e-

ben und Gesundheit der von den Immissionen Betroffenen höher zu ge-

wichten sind, als die betroffenen Rechtsgüter des Fahrzeugführers (E i-

gentum und allgemeine Handlungsfreiheit).  Im vorl iegenden Fall sei j e-

doch im Rahmen der erforderl ichen Abwägung der betroffenen Recht s-

güter zu berücksichtigen, dass die Kapazitäten des ÖPNV im Verbund-

gebiet Stuttgart gegenwärt ig (noch) nicht ausreichen würden, sämtl i-

chen von einem Einfahrtverbot betroffenen Pendlern die Möglichkeit zu 

bieten, zu den Stoßzeiten einfach auf den ÖPNV zu wechseln. Ebenso 

seien die wirtschaftl ichen Auswirkungen zu berücksichtigen, die der B e-

troffene dadurch erleide, dass er sein bisheriges Fahrzeug durch ein 

anderes ersetzen müsse, um weiterhin zu seinem Arbeitsplatz zu ge-

langen. Hinzuweisen sei in diesem Zusammenhang auch auf die Para l-
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lele zum anlagenbezogenen Immissionsschutzrecht, dass im Falle des 

Widerrufs einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung einen En t-

schädigungsanspruch vorsehe, wenn das Vertrauen in den Bestand der 

Genehmigung schutzwürdig sei. Ein Einfahrverbot stel le im Ergebnis 

nichts anderes als einen solchen Widerruf im Sinne des § 21 BImSchG 

dar, für den dem Betroffenen ein irgendwie gearteter Ausgleich zust e-

he. Unter Berücksichtigung all dieser Aspekte sei die Verhängung eines 

weitergehenden Einfahrtverbotes in die Stuttgarter City für sämtl iche 

Fahrzeuge mit einer schlechteren Abgasnorm als Euro 6 für Dieselfah r-

zeuge und Euro 3 für Benzinfahrzeuge nur dann verhältnismäßig, wenn 

man den betroffenen Fahrzeugführern angemessene Übergangsfristen 

einräume, in denen sie mit ihren Fahrzeugen noch die Innenstadt be-

fahren dürften, bevor sie dann vom Einfahrtverbot erfasst würden. Hie-

ran ändere auch der Umstand nichts, dass d ie Immissionsgrenzwerte 

der 39.BImSchV bereits zum 01.01.2010 verbindlich geworden seien 

und der Beklagte deshalb säumig sei. Denn eine Verurteilung der B e-

klagten zur sofortigen Ergreifung der notwendigen Maßnahmen zur Ei n-

haltung der genannten Immissionsgrenzwerte würde im Ergebnis auf 

eine „Bestra fung“ der Beklagten für Versäumnisse in der Vergangenheit 

hinauslaufen. 

Da es bislang keine zusätzl iche Kennzeichnung für besonders emiss i-

onsarme Fahrzeuge (Blaue Plakette ) gebe, bestehe derzeit keine rech t-

liche Grundlage, Fahrzeuge aus Umweltzonen oder Teilen von Umwel t-

zonen auszuschließen, die hohe NO x-Emissionen verursachen würden. 

Für auf § 40 Abs. 1 BImSchG gestützte Fahrverbote folge dies bereits 

aus Absatz 3 der Vorschrif t, in dem explizit verlangt werde, dass für die 

bevorrechtigten (d.h. vom Fahrverbot ausgenommen) Kraftfahrzeuge 

eine entsprechende Kennzeichnung in einer Rechtsverordnung des 

Bundes festzulegen sei. Dasselbe gelte für Fahrverbote, die auf     § 45 

StVO gestützt werden sollten. Ohne eine entsprechende Ken nzeichnung 

sei ein solches Einfahrtverbot auch nicht kontroll ie rbar.  

Entgegen der in seinem Schreiben vom 11.03.2016 geäußerten Rechts-

ansicht des Bundesministers für Verkehr und Digitale Infrastruktur , 
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würden sich Einfahrverbote auch nicht bereit s gegenwärtig –  also auch 

ohne Blaue Plakette –  durch Verdecken des Zusatzzeichens an den 

Umweltzonen-Schildern verhängen lassen. Denn dies hätte ein genere l-

les Einfahrtverbot zur Folge und würde daher selbst besonders emiss i-

onsarme und emissionsfreie Fahrzeuge wie Elektroautos betreffen. Eine 

solche Alles-oder-Nichts-Regelung sei daher unverhältnismäßig. Soweit 

Ausnahmen von diesem Verbot für bestimmte Gruppen von Fahrzeu g-

führern durch Allgemeinverfügung gewährt werden könnten, sei eine 

solche Regelung wiederum nicht kontrol l ierbar und damit nicht prakt i-

kabel. Im Übrigen gebe es für solche Ausnahmen vom Einfahrtverbot 

auch wiederum keine Verkehrszeichen in der StVO. Eine Bekanntgabe 

solcher Ausnahmen vom Einfahrtverbot mittels Allgemeinverfügung sei 

möglicherweise bereits wegen der Vorschrif t des § 45 Abs. 4 StVO nicht 

möglich, wonach die Behörden den Verkehr nur durch Verkehrsze ichen 

und Verkehrseinrichtungen regeln und lenken dürften (vgl. im Ei nzelnen 

S. 53 bis 73 der Klageerwiderung vom 31.03.2016).  

Die geplante Einführung einer separaten Fahrspur für Fahrzeuge mit 

besonderen Merkmalen (sog. „Umweltstreifen“) werfe möglicherweise 

ebenfalls Fragen der Verhältnismäßigkeit auf, weil hierdurch der Str a-

ßenraum für den übrigen Verkehr verknappt, dadurch möglicherweise 

Ausweichverkehre generiert würden und es infolgedessen letzt l ich auch 

auf diesen Ausweichstrecken zu Überschreitungen der genannten Im-

missionsgrenzwerte kommen könne, was mit dem „Verschlechterung s-

verbot des § 26 der 39. BImSchV nicht vereinbar sei.  

Bei der weiter viel diskutierten Maßnahme, die Einfahrt in die Inne n-

stadt an die Errichtung einer Abgabe zu knüpfen (sog. City-Maut),  ste lle 

sich neben dem Problem der Geeignetheit auch die Frage, ob es sich 

hierbei um eine verbotene Verhinderungsabgabe handle und diese auch 

wegen fehlender Rechtsgrundlage unzulässig wäre, weshalb die Einfü h-

rung einer City-Maut bis auf weiteres nicht möglich sein dür fte (vgl. im 

Einzelnen S. 78 bis 82 der Klageerwiderung vom 31.03.2016).  
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Da weitergehende Maßnahmen als diejenigen, die aktuell zur For t-

schreibung des Luftreinhalteplans vorgesehen seien, aus rechtl ichen 

Gründen derzeit nicht ergrif fen werden könnten, genüge der Beklagte 

auch den Anforderungen der Rechtsprechung, wonach der Zeitraum der 

Überschreitung von Immissionsgrenzwerten „so kurz wie möglich“ zu 

halten sei.  

Sollte das jetzt geplante Maßnahmenpaket nich t ausreichen, um die 

NO2-Immissionsgrenzwerte spätestens im Jahr 2021 einzuhalten, sei 

schließlich –  höchst vorsorgl ich –  zu akzeptieren, dass die Immissions-

grenzwerte trotz Ausschöpfung aller rechtlich zulässigen Möglichkeiten 

in Stuttgart nicht einzuhalten seien. Es läge dann ein Anwendungsfall 

des anerkannten Grundsatzes vor, wonach niemand zu Unmöglichen 

verpf lichtet sein könne. In diesem Fall habe der EU -Gesetzgeber der 

Beigeladenen eine vorübergehende Ausnahme von den Immissions-

grenzwerten zu gewähren (vgl. hierzu im Einzelnen S. 89 bis 94 der 

Klageerwiderung vom 31.03.2016).  

Das inzwischen vorl iegende Gesamtwirkungsgutachten bestätige, dass 

eine schnellstmögliche Einhaltung der Immissionsgrenzwerte für NO2 

und insbesondere des Jahresmittelwerts des § 3 Abs. 2 der       

39.BImSchV nur mit sehr weitgehenden Maßnahmen der Beschränkung 

des „Motorisierten Individualverkehrs (MIV)“ erzielbar sei, namentl ich 

von Fahrzeugen, die emissionsseit ig die Anforderungen an eine Blaue 

Plakette nicht erfül len würden, also in erster Linie Diesel -Pkw, die nicht 

die aktuell strengste Abgasnorm Euro 6  einhalten würden. Die Blaue 

Umweltzone mit ganzjährigen f lächendeckenden Verkehrsbeschränku n-

gen (Modul 1.1 laut Gesamtwirkungsgutachten) sei unverzichtbarer B e-

standteil des Luf treinhaltungskonzepts des gegenwärtig in Bearbeitung 

befindlichen Luftreinhaltungsplans. Dieses Szenario 2 werde ergänzt 

um zusätzl iche bis 2020 umsetzbare Maßnahmen (Szenario 2), welches 

wiederum durch Szenario 3 mit der weiteren Maßnahme einer City -Maut 

ergänzt werde, welche aber mangels Rechtsgrundlage bis auf weit eres 

nicht ergreifbar sei. Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit könnten die 

genannten Verkehrsbeschränkungen für Fahrzeuge mit Otto -Motoren 
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unter Euro 3 und Diesel -Pkw unter Euro 6 jedoch erst im Jahr 2020 er-

folgen, weil erst zu diesem Zeitpunkt die Flottenerneuerung so weit 

fortgeschritten sei,  dass 80 % der im Stuttgarter Stadtgebiet zugela s-

senen Kraftfahrzeuge und leichten Nutzfahrzeuge die Anforderungen 

der Blauen Plakette erfüllen würden. Für diese 80 %-Regelung sei je-

doch eine Fortschreibung der 35.BImSchV um eine Blaue Plakette er-

forderlich. Die Einhaltung des NO 2-Jahresmittelgrenzwertes sei nur 

dann rechtl ich möglich, wenn die Blaue Plakette eingeführt werde. 

Die ohne Blaue Plakette im Rahmen der Fortschreibung des Luftreinha l-

tungsplans interimistisch vorgesehenen, zeit l ich begrenzten und str e-

ckenbezogenen Verkehrsbeschränkungen würden zwar in der Summe 

einen begrenzten Beitrag zur Senkung des NO 2-Jahresmittelwerts l ie-

fern, würden jedoch nicht zu dessen Einhaltung führen, worauf die vo r-

liegende Klage gerichtet sei. Hieraus folge, dass das vorgelegte Ko n-

zept tatsächlich der schnellstmögliche Weg sei, um die Einhaltung der 

Grenzwerte zu erreichen. Könnten die weitergehenden Maßnahmen  

mangels Blauer Plakette rechtl ich nicht umgesetzt werden, könne das 

Ziel der Grenzwerteinhaltung auch nicht schneller erreicht werden. Es 

könne daher auch offen bleiben, ob alle Maßnahmen des Konzepts oder 

nur einige oder womöglich gar keine dieser Maßnahmen mater iell die 

Anforderungen erfüllen, die an eine Luftreinhaltungsmaßnahme im Si n-

ne des § 47 Abs. 1 BImSchG zu stel len seien, weil mehr als diese Ma ß-

nahmen in rechtmäßiger Weise nicht ergrif fen werden könnten. Denn 

der Kläger könne vom Beklagten nichts rechtlich Unmögliches verlan-

gen (ultra posse nemo obligatur).  Dies sei in den Parallelverfahren de s 

Klägers in Darmstadt und Wiesbaden auch bereits obergericht lich b e-

stätigt worden.  

Zur weiteren Begründung gibt der Beklagte einen Überblick über bereits 

ergrif fene Luftreinhaltungsmaßnahmen in den Bereichen Ausbau des 

ÖPNV, des Radverkehrs, des Fußverkehrs, von P+R-Parkplätzen, För-

derung der Elektromobilität, Fuhrpark der Beigeladenen und des Be-

klagten, Parkraummanagement, Höchstgeschwindigkeit  innerorts, Ba u-

maschinen, Komfortkamine, Straßenreinigung, Stadtbegrünungskonzept 
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und Feinstaubalarm (vgl.  im Einzelnen S. 7 bis 15 der weiteren Klage r-

widerung vom 28.02.2017).  

Der Beklagte beschreibt und erläutert weiter  die in der 3. Fortschre i-

bung des Luftreinhaltungsplans vorgesehenen Maßnahmen. Diese um-

fassen im Einzelnen die beabsichtigten ganzjährigen bzw. temporären 

(streckenbezogenen) Verkehrsbeschränkungen, Ausbau und Förderung 

des Umweltverbundes, Umstellung des städt ischen und landeseigenen 

Fuhrparks auf Elektro-, Hybrid- und Erdgasbetrieb und Entwicklung von 

Förderprogramme, Umrüstung der Busflotte, Geschwindigkeitsbegre n-

zungen inner- und außerorts und Parkraummanagement (vgl. im Einze l-

nen S. 15 bis 35 der weiteren Klage rwiderung vom 28.02.2017).  

Weitere Maßnahmen seien wegen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 

nicht möglich, dessen Geltung auch im Bereich der Luftreinhaltung eine 

rechtsstaatl iche Selbstverständlichkeit  sei. Dies habe der Gesetzgeber 

in § 47 Abs. 4 S. 1 BImSchG auch selbst ausdrücklich klargestel lt. E t-

was anderes lasse sich auch nicht aus der str ikten Verbindlichkeit der 

gemeinschaftsrechtlich festgesetzten Immissionsgrenzwerte herleiten, 

weil durch diese Immissionsgrenzwerte ledigl ich eine Gefahrenschwelle 

festgelegt werde, bei deren Überschreiten hohe it l iches Handeln not-

wendig sei. Bei der Frage, welche Maßnahmen im Einzelnen getroffen 

werden könnten, sei jedoch der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu b e-

achten. Deshalb sei es trotz der gesetzl ichen Vorgabe der schnells t-

möglichen Einhaltung der Grenzwerte auch rechtlich zulässig, dass in-

folge der Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes bei Einze l-

maßnahmen sich das damit verfolgte Ziel der Einhaltung der Grenzwe r-

te verzögern könne. Hierfür spreche auch bereits der Wortlaut des § 47 

Absatz 1 S. 3 BImSchG, wonach Überschreitungen „so kurz wie mö g-

l ich“ zu halten seien. Hieraus folge, dass eine zeitl iche Relativierung 

der Einhaltung der Immissionsgrenzwerte bereits gesetzesimmanent 

sei. Etwas anderes ergebe sich auch nicht aus der einschlägigen 

Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes. Fehl gehe auch die 

Rechtsauffassung der Klägerin, wonach der Verhältnismäßigkeitsgrun d-

satz bereits auf der normativen Ebene der Festlegung der Immission s-
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grenzwerte Berücksichtigung gefunden habe und deshalb auf adminis t-

rativer Ebene nicht mehr zu berücksichtigen sei.  

Da der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz demnach uneingeschränkt Ge l-

tung beanspruchen könne, seien insbesondere Verkehrsbeschränku n-

gen für Diesel-Kraftfahrzeuge, welche die strengste Abgasnorm Euro 6 

erfüllen würden, nicht zulässig. Dies gelte nicht zuletzt auch de shalb, 

weil durch solche Verkehrsbeschränkungen auch der gesamte Wir t-

schaftsverkehr betroffen wäre und es zudem eine völkerrechtl ich wie 

gemeinschaftsrechtlich bindende Verpflichtung der Bundesrepublik g e-

be, CO2-Emissionen abzubauen.  

Die von der Klägerin geforderte City -Maut sei ebenfalls unzulässig, weil  

es für eine solche bereits keine Rechtsgrundlage im materiellen Recht 

außerhalb des Bundesimmissionsschutzgesetzes gebe. Insbesondere 

ermögliche die Straßenverkehrsordnung (StVO) die Verhängung einer 

solchen City-Maut nicht. Hinzu komme, dass der Gemeingebrauch an 

öffentl ichen Straßen seinem Wesen nach grundsätzlich unentgeltl ich 

sei. Eine City-Maut stehe daher für eine schnellstmögliche Einhaltung 

des Grenzwertes bis 2020 als Maßnahme nicht zur Verfügung und sei 

daher im jetzt in Bearbeitung befindlichen Luftreinhaltep lan auch nicht 

vorgesehen. Ebenso wenig seien die von der Klägerin weiter geforde r-

ten Maßnahmen (Umrüstung der Taxif lotte, Nahverkehrsabgabe ) recht-

lich realisierbar (vgl. im Einzelnen S. 35 bis 50 der weiteren Klagerw i-

derung vom 28.02.2017).  

Außerdem habe das Verkehrsministerium inzwischen mit der Autoi n-

dustrie intensive Gespräche über die Möglichkeit en einer Nachrüstung 

älterer Dieselfahrzeuge geführt. Ziel dieser Nachrüstung sei es, dass 

tatsächliche Emissionsverhalten Fahrzeuge so zu verbessern, dass 

hierdurch wenigstens eine Immissionsreduzierung erzielt  werden könne. 

Diese Gespräche hätten das erfreuliche Ergebnis gebracht, dass solche 

Nachrüstungen bei Dieselfahrzeugen der Eurostufe 5 tatsächlich mö g-

lich seien. Bei 50 % dieser Kraftfahrzeuge sei es technisch möglich, 

z.B. durch eine Änderung der Software der Motorsteuerung die A b-
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gasemissionen um rund 50 % zu reduzieren. Im Falle einer tatsächli-

chen Nachrüstung von rund 50 % der zugelassenen Kraftfahrzeuge 

könne durch diese Nachrüstungen im Durchschnitt eine Reduzierung 

der regionalen Abgasimmissionen im Straßenverkehr 50 % bei Euro -5-

Fahrzeugen bzw. 30 % bei Euro-6-Fahrzeugen gelingen. Da nach den 

neuesten amtlichen Zulassungszahlen davon ausgegangen werden kö n-

ne, dass die Flottenerneuerung (Austausch älterer Dieselfahrzeuge 

durch solche mit der aktuellen Abgasnorm Euro 6) noch schneller erfo l-

gen werde, als bislang angenommen, sei damit zu rechnen, dass dieser 

positive Effekt tatsächlich noch im größeren Umfang eintreten werde. 

Dies folge daraus, dass bereits heute (Stand 30.06.2017) 67,5 % der in 

Stuttgart zugelassenen Kraftfahrzeuge emissionsseitig die Anforderu n-

gen der künftigen Blauen Plakette erfülle.  

Bei diesem Ergebnis habe die Nachrüstung rechtl ichen Vorrang vor 

Verkehrsverboten. Bereits der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz verlange, 

dass die Planbehörde zur Erreichung desselben Ziels diejenige Ma ß-

nahme auswähle, die den geringeren Eingr if f  in die Rechtsgüter Dritter 

bewirke. Die Nachrüstlösung sei deshalb zwingend vorrangig zu ergre i-

fen. Zwar gebe es rechtl ich keine Handhabe, den Fahrzeughalter ho-

heitl ich dazu zu verpf lichten, sein Fahrzeug tatsächlich nachzurü sten, 

solange es konform mit der ertei lten Typgenehmigung sei. Die Nach-

rüst lösung sei jedoch ein mittelbarer Weg, den Fahrzeughalter zur 

Nachrüstung zu motivieren, weil er für den Fall, dass er sie nicht durc h-

führe, zu einem bestimmten Zeitpunkt mit einem Verkehrsverbot für sein 

älteres Fahrzeug rechnen müsse. Die Nachrüstlösung führe deshalb 

auch nicht dazu, dass die Verkehrsverbote ersatzlos un d vollständig 

aus dem Planentwurf gestrichen würden.  

Lediglich an der bislang vorgesehenen Maßnahme M2b könne nicht 

länger festgehalten werden, weil das Bundesverkehrsministerium inzw i-

schen deutlich gemacht habe, dass es zwar streckenbezogene Ve r-

kehrsverbote neben der Plakettenregelung der 35.BImSchV im Grun d-

satz für rechtl ich zulässig halte, nicht jedoch ein zonal wirkendes Ve r-

kehrsverbot wie die Maßnahme M2b. Insoweit genieße die Plakettenre-
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gelung der 35.BImSchV nach der Rechtsansicht des Bundesverkehr s-

ministeriums Vorrang und habe abschließende Wirkung für zonale Ve r-

kehrsverbote. An diese Rechtsauffassung des Bundesverkehrsminist e-

riums als zuständiger Rechtsaufsichtsbehörde sei der Beklagte gebu n-

den. Diese Maßnahme werde der Planentwurf daher nicht mehr vors e-

hen. Hierdurch sei die generelle Strategie des Landes zur Verbess e-

rung der Immissionssituation im Stadtgebiet von Stuttgart jedoch nicht  

infrage gestel lt.  Denn es sei nach wie vor beabsichtigt, das Verkehr s-

verbot im Sinne der Maßnahme M1 zu verhängen, sobald die Blaue Pl a-

kette zur Verfügung stehe und zur Vermeidung der an ansonsten dr o-

henden unzulässigen Verlagerungseffekte in Umlandgemein den an min-

destens 80 % der Kraftfahrzeuge des Flottenbestandes vergeben we r-

den könne. Ebenso sei weiterhin beabsichtigt, bei Ausbleiben der Bla u-

en Plakette streckenbezogene Verkehrsverbote auf der Basis eines la n-

desrechtlich noch zu schaffenden Verkehrszeichens zu ergreifen, so-

bald infolge der bis dahin erzielten Nachrüstquote und der voranschre i-

tenden Flottendurchdringung solche streckenbezogenen Verkehrsverbo-

te nicht mehr zu unzulässigen Verlagerungseffekten führen würden 

und/oder das Bundesverwaltungsger icht im Revisionsverfahren bezüg-

lich des Urtei ls des Verwaltungsgerichts Düsseldorf vom 13.09.2016 

(Az.: 3 K 7695/15 in juris;  im Weiteren: Revisionsverfahren Düsseldorf)  

die generelle Zulässigkeit landesrechtlicher Strecken bezogenen Ve r-

kehrsverbote neben der Plakettenregelung des Bundes bestätigt habe 

(vgl. Klageerwiderungsschrif tsatz vom 13.07.2017).  

Mit Beschluss vom 18.11.2015 wurde die Landeshauptstadt Stuttgart 

gemäß § 65 Abs. 1 VwGO in dem Verwaltungsstreitverfahren beigela-

den, weil das Klagebegehren auch die Interessen der Landeshauptstadt 

Stuttgart berührt.  

Die Beigeladene hat keinen Antrag gestellt.     

Dem Gericht l iegen die an den verschiedenen Messstat ionen im Stad t-

gebiet Stuttgart zwischen 2004 und März 2016 ermittelten Messwerte 

für den Schadstoff Stickstoffdioxid (NO 2) vor. Danach waren der seit 

http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/115w/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=109&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR000170960BJNE008704811&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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dem 01.01.2005 geltende Jahresmittelwert für den Schadstoff Stic k-

stoffdioxid (NO2) bis einschließlich 2016 an den Messstationen Am 

Neckartor und Hohenheimerstraße und die Anzahl der Überschreitungs-

stunden an der Messstat ion Am Neckartor  in jedem Kalenderjahr des 

genannten Zeitraumes zum Teil um ein Vielfaches überschrit ten. Im 

Einzelnen ergibt sich Folgendes:   

Stickstoffdioxid (NO2), Stand: bis 31. Mai 2017 

 
1. Anzahl Überschreitungsstunden von NO2 > 200 µg/m³                                      
    Grenzwert bis 2009: 175 Std., ab 2010: 18 Std.  

2. Jahresmittelwerte Grenzwert:  40 µg/m³  

Stundengrenzwert NO2 200 µg/m³ 
        Anzahl Überschreitungsstunden  

Jahresmittelwerte  
in µg/m³ 

Mess-  
stat ion 

1 2 3 4 5 6  7 8  7. 8. 

2004 0 5 0 5 5 293 
 

143 555  89 106 

2005 0 0 0 4 - 250 
 

175 848  96 119 

2006 0 0 3 43 - 160 
 

548 853  104 121 

2007 0 0 0 8 - 123 
 

289 450  97 106 

2008 0 0 0 9 - * 
 

300 377  98 106 

2009 0 0 0 22 - 
  

629 499  109 112 

2010 0 0 0 6 - 
  

379 182  100 94 

2011 0 0 1 6 - 
  

269 76  97 90 

2012 0 0 * 2 - 
  

196 69  91 90 

2013 0 0 
 

4 - 
  

21 63  80 89 

2014 0 0 
 

0 - 
  

16 36  77 88 

2015 0 0 
 

0 - 
  

15 61  77 97 

2016 0 0 
 

0 - 
  

10 35  76 82 

5/2017 0 0 
 

0 - 
  

3 2    

*Messungen eingestellt  
 

Messstationen:  

1: S-Mitte, Eberhardstr.  5: S-Bad Cannstatt : Waiblinger Str.  

2: S-Bad Cannstatt , Seubertstr.  6: S-Feuerbach, Siemensstr.  

3: S-Zuffenhausen, Frankenstr.  7: S-Mitte, Hohenheimer Str.  

4: S-Mitte, Arnulf -Klett-Platz 8: S-Mitte, Am Neckartor 

 

Betreiber: 1  Landeshauptstadt Stuttgart;  2 bis 8  LUBW  
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Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichtsakte und die d a-

rin befindl ichen Schrif tsätze der Betei l igten Bezug genommen.  

Dem erkennenden Gericht l iegen die „Wirkungsabschätzung weiterer 

Maßnahmen für den Ballungsraum Stuttgart“ durch das Gutachterbüro 

XXXX GmbH vom Februar 2017 (Gesamtwirkungsgutachten; GWG) ein-

schließlich der Dokumentation Teile 1 und 2 vom Apri l 2017 und dessen 

Ergänzung vom Mai 2017 sowie der Entwurf der 3. Fortschreibung des 

Luftreinhalteplans Stuttgart nebst Anlagen vor , die auch zum Gegen-

stand der mündlichen Verhandlung gemacht wurden .  

Das erkennende Gericht hat die im vorl iegenden Fall  entscheidungse r-

heblichen Sach- und Rechtsfragen mit den Beteil igten in der mündl i-

chen Verhandlung vom 19.07.2017 erörtert. Wegen der Ergebnisse di e-

ser Erörterung wird auf die hierzu gefertigte Sitzungsniederschrif t vom 

19.07.2017 Bezug genommen.  

 

Entscheidungsgründe  

 

Die Klage ist zulässig (I.) und hat auch in der Sache Erfolg (I I.).  

 

I. 

Die Klage ist zulässig.  

1.                                                                                                  

Sie ist als allgemeine Leistungsklage  statthaft, weil das Begehren des 

Klägers auf die Fortschreibung des Luftreinhalteplanes Stuttgart gerich-

tet ist und dieser Luftreinhalteplan nicht als Verwa ltungsakt, sondern 

als „verwaltungsinterner Handlungsplan“ zu qualif izieren (so b ereits VG 

Stuttgart, Beschl. v. 14.08.2009,  - 13 K 511/09 - in juris) und seiner 



- 40 - 

Rechtsnatur nach daher einer Verwaltungsvorschrif t ähnlich ist (vgl. 

BVerwG, Urt. v. 05.09.2013,  - 7 C 21/12 - in juris).  

2.                                                                                                 

Der vom Kläger gestell te Klageantrag  ist auch hinreichend bestimmt 

und genügt damit den Anforderungen des § 82 Abs. 1 Satz 2 VwGO. 

Denn dem Antrag ist zu entnehmen, welches konkrete Klageziel der 

Kläger erreichen wil l, nämlich die Fortschreibung /Ergänzung des Luf t-

reinhalteplans Stuttgart um Maßnahmen, die dazu führen sollen, dass 

die Immissionsgrenzwerte für NO 2 so schnell wie möglich eingehalten 

werden.                                                                                          

Zu Recht hat der Kläger den Klagantrag - im Sinne eines Besche i-

dungsantrages - auch auf die mit den festzulegenden Luftreinhaltema ß-

nahmen bezweckten Ziele (schnellstmögliche Einhaltung der Immiss i-

onsgrenzwerte) beschränkt, weil  § 47 BImSchG den nach Landesrecht 

für die Aufstellung von Luftreinhalteplänen zuständigen Behörden bei 

der Auswahl und Festlegung der erforderl ichen Maßnahmen zur daue r-

haften Verminderung von Luftverunreinigungen in Luftreinha lteplänen 

einen planerischen Gestaltungsspielraum einräumt und  es den Gerich-

ten daher im Regelfall verwehrt ist, die zuständigen Behörde zur Fes t-

legung konkreter Maßnahmen zu verpf lichten. 

3.                                                                                                 

Der Kläger besitzt  als ein nach § 3 Umweltrechtsbehelfsgesetz       

(UmwRG) anerkannter Umweltverband die gem. § 42 Abs. 2 VwGO er-

forderliche  Klagebefugnis , denn ihm steht in dieser Funkt ion das Recht 

zu, die Aufstellung eines den zwingenden Vorschrif ten des Luftqual i-

tätsrechts entsprechenden Luftreinhalteplans zu verlangen (so  eben-

falls bereits BVerwG, Urt. v. 05.09.2013, a.a.O.) 
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II. 

 

Die Klage ist auch begründet. Der Kläger hat einen Anspruch auf For t-

schreibung des Luftreinhalteplanes Stuttgart um Maßnahmen, die zu 

einer schnellstmöglichen Einhaltung der seit mindestens 2010 über-

schrittenen Immissionsgrenzwerte für NO 2 in der Umweltzone Stuttgart  

führen.     

Anspruchsgrundlage  für das entsprechende Begehren des Klägers  ist 

§ 47 Abs. 1 Satz 1 BImSchG . Nach dieser Vorschrif t  hat die zuständige 

Behörde (hier: das Regierungspräsidium Stuttgart; im Weiteren: Pla n-

behörde) einen Luftreinhalteplan aufzustel len, wenn die durch eine 

Rechtsverordnung nach § 48a Abs. 1 BImSchG festgelegten Immissi-

onsgrenzwerte einschließlich festgelegter Toleranzmargen überschri t-

ten werden. Die aufgrund von § 48a Abs.1 BImSchG erlassene 

39.BImSchV dient der Umsetzung der Richtl inien 2008/50/EG und 

2001/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Ok-

tober 2001 über nationale Emissionshöchstmengen für bestimmte Luf t-

schadstoffe. Gemäß § 27 Abs. 1 der 39.BImSchV ist ein Luftreinhalte-

plan für ein Gebiet oder einen Ballungsraum aufzustellen, wenn der 

Immissionsgrenzwert für einen Schadstoff in der Lu ft zuzüglich einer 

dafür geltenden Toleranzmarge in einem bestimmten Gebiet oder Ba l-

lungsraum überschritten wird. Dieser Luftreinhalteplan muss die erfo r-

derl ichen Maßnahmen zur dauerhaften Verminderung von Luftverunre i-

nigungen festlegen und den Anforderungen der Rechtsverordnung ent-

sprechen. 

Nach den §§ 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG und 27 Abs. 2 der 

39.BImSchV  müssen die festgelegten Maßnahmen geeignet sein, den 

Zeitraum einer Überschreitung von bereits einzuhaltenden Immission s-

grenzwerten so kurz wie möglich zu halten. Damit normiert § 47 Abs. 1 

Satz 3 BImSchG in Übereinstimmung mit Art. 23 Abs. 1 Unterabsatz 2 

Satz 1 der RL 2008/50/EG eine zeitl iche Vorgabe  für die Erreichung 

des in § 47 Abs. 1 Satz 1 und 2 BImSchG festgelegten Ziels der Einha l-
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tung der Grenzwerte, die nicht zur Disposition der Planbehörde steht . 

Die Schadstoffbelastung der Luft soll im Interesse eines effektiven G e-

sundheitsschutzes möglichst schnell auf das durch die Immissions-

grenzwerte festgelegte zumutbare Ausmaß zurückgeführt werden.      

An diesem Minimierungsgebot  muss sich die Planbehörde bei der Auf-

stel lung bzw. Fortschreibung ihres Luftreinhalteplans und der Auswahl 

der geeigneten Maßnahmen ausrichten. Das Gebot, die Überschreitung 

der Immissionsgrenzwerte möglichst schnell zu beenden, for dert dem-

nach eine Bewertung der zur Emissionsminderung geeigneten und ve r-

hältnismäßigen Maßnahmen gerade im Hinblick auf eine zeitnahe Ve r-

wirklichung der Luftqualitätsziele  (so BVerwG, Urt. v. 05.09.2013, 

a.a.O.).  

Die Planbehörde hat deshalb im Rahmen eines Gesamtkonzepts, das 

die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte zum Ziel haben muss, zu-

nächst die zur Einhaltung der überschrittenen Immissionsgrenzwerte  

grundsätzlich geeigneten Maßnahmen zu ermitteln, deren Wirksamkeit 

(Emissionsminderungspotenzial) prognostisch zu quantif izieren und da-

nach in einem weiteren Schritt zu prüfen und auszuwählen, welche der 

grundsätzlich in Betracht kommenden Maßnahmen zu ergreifen sind , 

um zu einer schnellstmöglichen Einhaltung der verbindlichen Grenzwer-

te zu gelangen. Es reicht daher regelmäßig nicht aus, wenn sich die 

Planbehörde im Rahmen ihrer Planung mit einzelnen Maßnahmen b e-

schäftigt und diese sogar in ihren Luftreinhalteplan aufnimmt, dabei 

aber offen lässt, ob und wann mit diesen Maßnahmen das Gesamtziel 

erreicht sein wird (ebenso VG Sigmaringen, Urt . v. 22.10.2014 -

 1 K 154/12 –  in juris).  

Bei der Auswahl der Maßnahmen ist schließlich § 47 Abs. 4 BImSchG  

zu beachten, wonach die Maßnahmen entsprechend des Verursacheran-

teils unter Beachtung des Grundsatzes der Verhä ltnismäßigkeit gegen 

alle Emittenten zu richten sind, die zum Überschreiten der Immissions-

grenzwerte beitragen.  

Ausgehend von diesen Grundsätzen ist die Planbehörde verpf lichtet,  

den bestehenden Luftreinhalteplan Stuttgart fortzuschreiben , weil die in 
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der 39. BImSchV vorgegebenen Immissionsgrenzwerte für NO2 in der 

Umweltzone Stuttgart bislang nicht eingehalten werden (dazu unter 1.).  

Mit dem vorgelegten Planentwurf der „3. Fortschreibung des Luftrein-

haltungsplanes zur Minderung der PM10- und NO2-Belastungen“ vom 

Mai 2017 kommt die Planbehörde dieser Verpflichtung bislang nicht im 

gebotenen Umfang nach (dazu unter 2.).  

Es ist jedoch möglich, die überschrittenen Immissionsgrenzwerte für 

NO2 in der Umweltzone Stuttgart einzuhalten , weil eine solche Einhal-

tung nach den Feststel lungen der Gutachter des Beklagten im Gesam t-

wirkungsgutachten jedenfalls durch weitergehende Verkehrsbeschrä n-

kungen tatsächlich erreichbar ist (dazu unter 3.).  

Solche weitergehenden Verkehrsbeschränkungen  können mit dem zur 

Verfügung stehenden Instrumentarium des Straßenverkehrsrechts auch 

in rechtl ich zulässiger Weise durchgesetzt werden (dazu unter 4.).  

Sie begegnen auch im Übrigen keinen rechtl ichen Bedenken und ver-

stoßen insbesondere nicht gegen den Grundsatz der Verhältnismäßi g-

keit (dazu unter 5.).  

1.                                                                                                  

Die Planbehörde ist gemäß § 47 Abs. 1 BImSchG verpfl ichtet, den be-

stehenden Luftreinhalteplan Stuttgart aus dem Jahr 2005 in  der Fas-

sung der 1. und 2. Fortschreibung vom Februar 2010 bzw. Oktober 

2014 fortzuschreiben.  

Nach § 3 Abs. 1 der am 12.09.2002 in Kraft getretenen und bis zum 

05.08.2010 gült igen 22. Verordnung zur Durchführung des Bundes -

Immissionsschutzgesetzes/Verordnung über Immissionswerte für 

Schadstoffe in der Luft (BGBl. I, S. 3626; im Weiteren: 22.BImSchV 

2002), mit der u. a. die Richtlinie des Rates 80/779/EWG vom 15. Juli  

1980 über Grenzwerte und Leitwerte der Luftqualität für Schwefeldioxid 

und Schwebstaub (ABl. EG Nr. L 229, S. 30) und die Richtl inie 

1999/30/EG vom 22. April  1999 über Grenzwerte für Schwefeldioxid, 
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Stickstoffdioxid und Stickstoffdioxid, Partikel und Blei in der Luft (ABl. 

EG Nr. L 163, S. 41) in deutsches Recht umgesetzt wurden, war im 

Bundesgebiet zum Schutz der menschlichen Gesundheit bereits ab dem 

01.01.2005 bis zum 31.12.2009 ein Immissionsgrenzwert für Stickstof f-

dioxid (NO2) von 200 µg/m³ (98-Prozent-Wert der Summenhäufigkeit,  

berechnet aus den während eines Jahres  gemessenen Mittelwerte n 

über eine Stunde oder kürzere Zeiträume) einzuhalten.  

Gemäß § 3 Abs. 2 und 4 der 22.BImSchV gilt seit  dem 01.01.2010 ein 

Stundengrenzwert für NO2 von 200 µg/m³ bei maximal 18 Überschre i-

tungstagen im Kalenderjahr und ein über das Kalenderjahr gemittelter 

Immissionsgrenzwert von 40 µg/m³.  

 

Seit dem Inkrafttreten der 39. Verordnung zur Durchführung des Bun-

des-Immissionsschutzgesetzes/Verordnung über Luftqualitätsstandards 

und Emissionshöchstmengen (im Weiteren: 39.BImSchV), welche die 

22.BImSchV 2002 abgelöst hat und mit der die Richtl inie 2008/50/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2008 über 

Luftqualität und saubere Luft für Europa (ABl. L 152 vom 11. 06.2008, S. 

1), die Richtl inie 2004/107/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 15. Dezember 2004 über Arsen, Kadmium, Quecksilber, N i-

ckel und polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe in der Luft (ABl. 

L 23 vom 26.1.2005, S. 3) sowie die Richtl inie 2001/81/EG des Europ ä-

ischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2001 über na tionale 

Emissionshöchstmengen für bestimmte Luftschadstoffe (ABl. L 309 vom 

27.11.2001, S. 22) in nationales Recht umgesetzt wurden, ergeben sich 

die o. g. Immissionsgrenzwertes für NO 2 aus § 3 Abs. 1 und 2 der 39. 

BImSchV und der Anlage 11 Abschnitt B hierzu. 

Dieser in § 3 Abs. 2 und in Anlage 11 Abschnitt B der 39.BImSchV zum 

Schutz der menschlichen Gesundheit festgelegte und se it  dem 

01.10.2010 geltende Jahresmittelwert für NO2 von 40 µg/m³ wird nach 

wie vor (bis einschließlich 2016) an mehreren Messstat ionen in der 

Umweltzone Stuttgart  (z. B. Arnulf -Klett-Platz, Hohenheimer Straße und 

Am Neckartor) nicht eingehalten. Dasselbe gi lt für den in § 3 Abs. 1 und 

in Anlage 11 Abschnitt B der 39.BImSchV festgelegten Stundengrenz-
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wert für NO2 in Höhe von 200 µg/m³ bei maximal 18 Überschreitungsta-

gen im Kalenderjahr, der jedenfalls an der Messstation Am Neckartor 

nach wie vor nicht eingehalten wird .  

Dies wird durch die an den genannten Messstat ionen erhobenen Mess-

werte belegt, ist zwischen den Betei l igten auch unstreit ig und bedarf 

daher keiner vert iefenden Darlegung. 

2.                                                                                                

Dieser Verpfl ichtung gem. § 47 Abs. 1 BImSchG ist die Planbehörde mit 

dem Planentwurf zur 3. Fortschreibung des Luftreinhalteplans Stuttgart 

vom Mai 2017 jedoch nicht nachgekommen, weil die in diesen Planent-

wurf aufgenommenen Vorhaben M1 bis M20 weder allein noch gemein-

sam geeignet und ausreichend sind, die Einhaltung der gesetzl ich vor-

gegebenen NO2-Immissionsgrenzwerte zum schnellstmöglichen Zei t-

punkt sicherzustel len.  

Von den in M1, M2a, M2b und M2c  geregelten Verkehrsverboten kann 

nach dem Ergebnis der mündlichen Verhandlung keines als geeignete 

und ausreichende Luftreinhaltemaßnahme zur schnellstmögliche n Ein-

haltung der überschrittenen NO 2-Immissionsgrenzwerte im Sinne des   

§ 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG eingestuft werden.  

Für das Verkehrsverbot M1  folgt dies daraus, dass dieses nach dem 

Willen des Plangebers nicht vor dem 01.01.2020 umgesetzt werden soll 

und deshalb bereits wegen dieses späten Umsetzungszeitpunktes zu 

einer schnellstmöglichen Einhaltung der überschrittenen NO 2-

Immissionsgrenzwerte nichts beitragen kann.  

Für die Verkehrsverbote M2 a, M2b und M2c  gil t dies deshalb, weil die 

Umsetzung dieser Verkehrsverbote ausnahmslos an weitere Bedingun-

gen geknüpft ist, deren Eintritt bereits zum heutigen Zeitpunkt ausg e-

schlossen werden kann (M2a und M2b ) oder zumindest ungewiss ist  

(M2c). Soweit eine Umsetzung des Verkehrsverbotes M2c zum 

01.01.2018 zumindest noch denkbar ist, ist  dieses jedenfalls auch we-

gen seines geringen Wirkungsgrades offensichtl ich ungeeignet im Sinne 

des § 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG.  
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Soweit die im Planentwurf im Einzelnen beschriebenen bea bsichtigten 

Vorhaben zur Verbesserung der Luftqualität nicht von den Trägern ö f-

fentlicher Verwaltung (insbesondere Behörden) durch en tsprechende 

hoheitl iche Anordnungen und Entscheidungen durchgesetzt, sondern 

von außerhalb der Landesverwaltung stehenden Drit ten realisiert we r-

den sollen  (M3 bis M6, M7 bis M10, M12 bis M15 und M17 bis M19) 

und die nach § 47 BImSchG zuständige Planungsbehörde nicht durch 

entsprechende (z. B. vertragliche) Vereinbarungen mit di esen Drit ten 

rechtsverbindlich sichergestel lt hat, dass die beabsichtigten Vorhaben 

auch tatsächl ich durchgeführt werden, können diese Vorhaben mangels 

einer verbindlichen Verpflichtung der betreffenden Umsetzungsadress a-

ten zu Umsetzung dieser Vorhaben bereits begrif f l ich nicht als Luftrei n-

haltemaßnahmen im Sinne des § 47 Abs. 1 BImSchG eingestuft wer den.  

Doch selbst wenn man auch diejenigen Vorhaben, auf deren Realisi e-

rung die Planbehörde in sonstiger Weise Einf luss genommen hat und 

deshalb mit einiger Wahrscheinl ichkeit auch tatsächlich realisiert we r-

den, noch als Luftreinhaltemaßnahmen „im weitesten Sinne“ einstufen 

könnte, l iegen deren Immissionsminderungspotenziale an den ei nzelnen 

Messstationen selbst bei großzügiger Bewertung maximal in einer Gr ö-

ßenordnung von ca. 10 %.  

Soweit die im Planentwurf dargestel lten Vorhaben vom Land Baden -

Württemberg durchgeführt werden sollen und daher grundsät zl ich als 

Luftreinhaltemaßnahmen eingestuft werden können (M11, M16 und 

M20 ; Erhöhung der Zahl der Zugverbindungen und Förderprogramme 

zur beschleunigten Flottenumstellung bei Fahrzeugen von Pflege - und 

Lieferdiensten; Erhöhung der Parkgebühren in den Parkhäusern des 

Landes), l iegen die NO2-Immissionsminderungspotenziale dieser Maß-

nahmen selbst in dem günstigsten - aber eher unwahrscheinl ichen - 

Fall , dass diese bis 2020 tatsächlich vollständig realisiert werden , zu-

sammen bei unter 4 %.  
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Damit l iegt das NO2-Immissionsminderungspotenzial der Vorhaben M3 

bis M20 - selbst wenn man diese al le als Luftreinhaltemaßnahmen ei n-

stufen könnte - insgesamt bei unter 15 %.  

Mit diesem Wirkungsgrad sind die betreffenden Vorhaben bzw. Maß-

nahmen offensichtl ich nicht ausreichend, um in Bezug auf die übe r-

schrittenen NO2-Immissionsgrenzwerte zeitnah rechtmäßige Zustände 

in der Umweltzone Stuttgart herbeizuführen. Es handelt sich deshalb 

auch bereits aus diesem Grund um keine geeigne ten Luftreinhaltemaß-

nahmen im Sinne des § 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG.  

Im Einzelnen ist zu den Vorhaben M1 bis M20 Folgendes auszuführen : 

2.1. 
 
M1:  Ab dem 01.01.2020 gi lt ein ganzjährige Verkehrsverbot in der U m-
weltzone Stuttgart für alle Fahrzeuge, mit Ausnahme von Fahrzeugen 
der Stufe 5 gemäß der 35. Verordnung zur Durchführung des Bundes -
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung zur Kennzeichnung der Kraf t-
fahrzeuge mit geringem Beitrag zur Schadstoffbelastung –  35.BImSchV) 
(Blaue Plakette), vorausgesetzt, die 35.BImSchV ist bis zu diesem Zei t-
punkt so verändert, dass sie mindestens eine weitere Stufe (5) der 
Kennzeichnungsmöglichkeit enthält.  
 
Das in der Maßnahme  M1  vorgesehene ganzjährige und in der gesam-

ten Umweltzone Stuttgart geltende Verkehrsverbot soll  ledig lich unter 

der Voraussetzung gelten, dass die 35.BImSchV bis zum vorgesehenen 

Zeitpunkt (01.01.2020) um eine weitere Kennzeichnungsmöglichkeit  

(sog. Blaue Plakette/  Schadstoffgruppe 5) mit Ottomotoren der Schad-

stoffklassen Euro 3 bis Euro 5 und für Kraftfahrzeuge mit Dieselmotoren 

der Schadstof fklasse Euro 6 ergänzt wird. 

Darüber hinaus soll das Verkehrsverbot M1 nach dem - im bisherigen 

Regelungstext der Maßnahme M1 allerdings nicht zum Ausdruck ko m-

menden - Willen der Planbehörde, den die Beklagten-Vertreter in der 

mündlichen Verhandlung jedoch nochmals ausdrücklich bestätigt haben, 

frühestens dann in Kraft treten, wenn tatsächlich nur noch max. 20 % 

des Flottenbestandes Stuttgart - gemeint sind wohl die bei der Beigela-

denen zugelassenen Kraftfahrzeuge - vom Verkehrsverbot betroffen 

sind.  
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Die Regelung ist nach dem Willen der Planbehörde also so zu verst e-

hen, dass das Verkehrsverbot frühestens dann in Kraft treten soll, wenn 

davon nur noch max. 20 % des Flottenbestandes  der in Stuttgart zuge-

lassenen Kraftfahrzeuge betroffen sind, unter keinen Umständen jedoch 

vor dem 01.01.2020. 

Da es sich bei den vorgenannten „Voraussetzungen“ (Änderung/ Ergän-

zung der 35.BImSchV durch die Bundesregierung und Zahl der be-

troffenen Kraftfahrzeuge max. 20 %) um zukünftige Ereignisse handelt,  

deren Eintritt bzw. Eintri ttszeitpunkt ungewiss ist , kommt diesen der 

Rechtscharakter von „aufschiebenden Bedingungen“ zu (vgl. analog     

§ 158 BGB bzw. § 36 Abs. 2 Nr. 2 VwVfG) , an deren Eintrit t der Umset-

zungszeitpunkt der beabsichtigten Maßnahme unmittelbar geknüpft 

wird. 

Bei einer solchen Verknüpfung einer beabsichtigten Luftreinhaltemaß-

nahme mit einem zukünftigen, ungewissen Ereignis kommt es bei der 

Beurtei lung der Eignung der Maßnahme im Sinne des § 47 Abs. 1 Satz 

3 BImSchG deshalb entscheidend darauf an, mit welcher Wahrschein-

lichkeit  mit dem Eintrit t  der aufschiebenden Bedingung gerechnet wer-

den kann und bis zu welchem Zeitpunkt . Denn es l iegt auf der Hand, 

dass eine Luftreinhaltemaßnahme, deren Realisierung von einem Er-

eignis abhängig gemacht wird, dessen Eintritt unwahrscheinl ich oder in 

zeit l icher Hinsicht nicht absehbar ist,  bereits aus diesem Grund nicht 

geeignet ist,  den Zeitraum einer Überschreitung von bereits einzuha l-

tenden Immissionsgrenzwerten im Sinne der gesetzgeberischen Ziel-

setzung des § 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG zu verkürzen.  

 

Hiervon ausgehend, handelt es sich bei der Maßnahme  M1 bereits des-

halb  um  keine geeignete Luftreinhaltemaßnahme  zur schnellstmögl i-

chen Einhaltung der überschrittenen Immissionsgrenzwerte  im Sinne 

des § 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG, weil  nach jetzigem Kenntnisstand 

keinerlei Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die für eine Änderung der 

35.BImschV und der StVO zuständigen Verordnungsgeber des Bundes - 

also die Bundesregierung bzw. das Bundesministerium für Verkehr und 

Infrastruktur (im Weiteren: BMVI)  und das Bundesministerium für Um-
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welt, Bau, Naturschutz und Reaktorsicherheit  ( im Weiteren: BMUB) - die 

konkrete Absicht haben, die 35.BImSchV und die StVO in absehbarer 

Zeit um eine weitere Kennzeichnungsmöglichkeit bzw. ein Verkehrszei-

chen mit einer sog. Blauen Plakette (Schadstoffgruppe 5)  zu ergänzen.  

Es l iegt bislang vielmehr lediglich eine entsprechende gegentei l ige 

Rückäußerung des BMVI vor, in welcher der vom Verkehrsministerium 

des Beklagten geäußerten Rechtsansicht, wonach zur Verhängung von 

Fahrverboten für Dieselfahrzeuge zur Verringerung von Feinstaub und 

Stickoxid in Stuttgart die Einführung einer Blauen Plakette erfo rderlich 

sei, ausdrücklich widersprochen und zum Ausdruck gebracht wird, dass 

die in der StVO vorgesehenen Kennzeichnungsmöglichkeiten für wei-

tergehende Verkehrsverbote in Umweltzonen wie in Stuttgart ausrei-

chend seien (vgl. im Einzelnen Schreiben des BMVI vom 11.03.2016, 

Blatt 337 der Gerichtsakte).  

Unter Berücksichtigung dieser Rechtsansicht des BMVI ist daher ge-

genwärt ig nicht absehbar, ob und wann die von der Planbehörde für die 

Umsetzung der Maßnahme M1 formulierte (Vor)Bedingung eintreten 

wird. Bereits aus diesem Grund kann die Maßnahme M1 zum jetzigen 

Zeitpunkt nicht als geeignete Luftreinhaltemaßnahme im Sinne des § 47 

Abs. 1 Satz 3 BImSchG eingestuft werden.  

 

Doch selbst wenn das BMVI seine Rechtsansicht in absehbarer Zeit  

aufgeben und die genannten Verordnungsgeber eine Blaue Plakette 

einführen würden, steht die Maßnahme M1 immer noch unter dem 2. 

Umsetzungsvorbehalt der Planbehörde, der im Ergebnis dazu führt, 

dass selbst bei Vorl iegen einer Kennzeichnungsmöglichkeit mit einer 

Blauen Plakette die Maßnahme M1 erst dann –  und frühestens am 

01.01.2020 - in Kraft treten soll,  wenn die Zahl der vom Verkehrsverbot 

betroffenen Kraftfahrzeuge höchstens noch 20 % des Flottenbestandes 

Stuttgart beträgt.  

Die Maßnahme M1 kann deshalb auch wegen dieses 2. Umsetzungs-

vorbehalts nicht als geeignete Luftreinhaltemaßnahme im Sinne des     

§ 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG eingestuft werden 
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Ob die Maßnahme M1 von ihrem Wirkungsgrad her ausreichend wäre, 

um die Einhaltung der überschrittenen Immissionsgrenzwerte sicherz u-

stel len, kann daher an dieser Stel le offen bleiben . 

 

2.2. 

M2a:  Vorausgesetzt die 35.BImSchV wird noch im Jahr 2017 durch die 
Kennzeichnungsmöglichkeit  mit einer „Blauen Plakette“ erwe i tert, gil t 
ab 01.01.2018 an Tagen mit Feinstaubalarm ein Verkehrsverbot für alle 
Fahrzeuge mit Ausnahme von Fahrzeugen mit „Blauer Plakette“ für ein 
Gebiet auf allen Straßenzügen innerhalb des Stuttgarter Talkessels, auf 
allen Streckenabschnitten in Stuttgart -Feuerbach und auf einzelnen 
Streckenabschnit ten in Stuttgart-Zuffenhausen. 
 
Bei der Maßnahme  M2a  handelt es sich ebenfalls bereits deshalb offen-

sicht lich um keine geeignete Luftreinhaltemaßnahme im Sinne des § 47 

Abs. 1 Satz 3 BImSchG, weil deren Umsetzung ebenfalls an die vorhe-

rige Schaffung einer weiteren Kennzeichnungsmöglichkeit (sog. Blaue 

Plakette) durch die zuständigen Verordnungsgeber anknüpft, und zwar 

sogar noch im Jahr 2017. Letzteres kann nach den Ausführungen in Zi f-

fer 2.1. jedoch mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausge-

schlossen werden. Diese Maßnahme geht daher bereits aus diesem 

Grund ins Leere.  

Hinzu kommt, dass die Maßnahme auch lediglich temporäre  Verkehrs-

verbote , nämlich nur an Tagen mit Feinstaubalarm für die Kraftfahr-

zeuge der genannten Eurostufen vorsieht. 

Nach den hierzu im Gesamtwirkungsgutachten und im Planentwurf zur 

3. Fortschreibung getroffenen Feststel lungen der Gutachter des Beklag-

ten, an deren Richtigkeit die Kammer keine Zweifel hat,  wird durch d ie-

ses temporäre Verkehrsverbot an Tagen mit Feinstaubalarm im Stad t-

gebiet Stuttgart (Stuttgarter Talkessel, Feuerbach und Teile von Zu f-

fenhausen) die Gesamtstreckenlänge der Straßen, auf denen der zuläs-

sige NO2-Jahresmittelgrenzwert überschritten ist,  voraussichtl ich um 

lediglich ca. 17 % auf 27,4 km und im Talkessel Stuttgart  um 24,2 % auf 

9,6 km reduziert. Auch am Neckartor wird das lediglich temporäre Ve r-

kehrsverbot nicht zur Einhaltung des NO2-Jahresmittelgrenzwertes füh-

ren (vgl.  im Einzelnen Planentwurf zur 3. Fortschreibung vom Mai 2017, 

S. 80).  
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Die Maßnahme M2a ist daher auch von ihrem Immissionsminderungspo-

tenzial al lein keine ausreichende Luftreinhaltemaßnahme zur 

schnellstmöglichen Einhaltung der überschrittenen NO 2-

Immissionsgrenzwerte im Sinne des § 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG.  

 
2.3. 
 
M2b:  Sollte die 35.BImSchV bis zum 01.01.2018 noch nicht in der o.a. 
Art zur Verfügung stehen, wird ab 01.01.2018 auf einzelnen best immten 
Straßenabschnitten im Stadtgebiet von Stuttgart an Tagen mit 
Feinstaubalarm ein Verbot für Kraftwagen und sonstige mehrspurige 
Kraftfahrzeuge (Zeichen 251 StVO) in Kombination mit dem von der 
obersten Straßenverkehrsbehörde noch zu schaffenden Zusatzzeichen 
„Nur für Diesel bis einschließlich Euro 5/V“ und dem vorhandenen Z u-
satzzeichen „Lie ferverkehr frei“ angeordnet.  
 
Zwar kann nach gegenwärt igem Erkenntnisstand ausgeschlossen wer-

den, dass bis zum 01.01.2018 eine Kennzeichnungsmöglichkeit mit e i-

ner Blauen Plakette vorl iegt (vgl. Zif fer 2.1). Die bei diesem Sachve r-

halt (ursprünglich) vorgesehene Umsetzung der Maßnahme zum 

01.01.2018 ist jedoch von der Planbehörde (inzwischen) nicht mehr be-

absichtigt, weil das BMVI die hierfür vorgesehene Beschilderung für 

rechtlich nicht zulässig hält  und sich die Planbehörde an diese Rechts-

ansicht des BMVI als Rechtsaufsichtsbehörde gebunden fühlt (vgl. Kla-

geerwiderungsschrif tsatz vom 13.07.2017). Dies haben die Beklagten-

Vertreter in der mündlichen Verhandlung auch nochmals ausdrücklich 

bestätigt .  

 

Weiter erklärten die Beklagten-Vertreter in der mündlichen Verhand-

lung, dass selbst für den Fall , dass das Bundesverwaltungsgericht im 

Revisionsverfahren Düsseldorf die von der Planbehörde vorgesehene 

und vom BMVI verworfene Beschilderung der Maßnahme M2b noch vor 

dem 01.01.2018 für rechtlich zulässig erachte, eine Umsetzung der 

Maßnahme zum 01.01.2018 nicht mehr beabsichtigt sei, weil die Plan-

behörde inzwischen der sog. „Nachrüstlösung“ den Vorrang vor Ve r-

kehrsverboten geben wolle, wenn der Beklagte bis zum 31.12.2017  

„entsprechende schrif t l iche Zusicherungen des BMVI und von Seiten 

der Automobilindustrie  erhalte, dass mit einer Nachrüstung von Diesel -
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Kraftfahrzeugen der Eurostufe 5  immissionsseit ig mindestens dieselben 

Wirkungen erzielt  werden könnten, wie mit den im Luftreinhalteplanen t-

wurf beschriebenen verkehrsbeschränkenden Maßnahmen “.  

Da sowohl der Bundesverkehrsminister  als auch zahlreiche Vertreter 

der Automobilindustrie  bereits mehrfach öffentlich geäußert haben, 

dass sie Verkehrsverbote aus polit ischen und wirtschaftl ichen Gründen 

für „den falschen Weg“ halten, kann die Abgabe der vom Beklagten ve r-

langten Zusicherungen für den von ihm dafür in Aussicht gestel lten 

Verzicht auf Verkehrsverbote bereits jetzt als sicher gelten. 

Auch aus diesem Grund kann bereits jetzt mit an Sicherheit grenzender 

Wahrscheinlichkeit  ausgeschlossen werden, dass die Ma ßnahme M2b 

tatsächlich noch umgesetzt wird.  

Sie bedarf daher - sowohl im Hinblick auf ihre  mögliche Eignung im 

Sinne des § 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG als auch im Hinblick auf die 

Frage ihrer Umsetzbarkeit mit den genannten Verkehrszeichen -  keiner 

vert iefenden Betrachtung mehr.  

 
 
M2c:  Sollte die unter M2b dargestel lte Maßnahme aus rechtl ichen oder 
tatsächlichen Gründen nicht ergre ifbar sein, wird ab 01.01.2018 zur E r-
füllung des gerichtl ichen Vergleichs auf im einzelnen festgelegten Str e-
ckenabschnitten der B 14 (Cannstatter Straße, Am Neckartor), der 
Neckarstraße, der Tal-/Wagenburg-straße und der Landhausstraße im 
Stuttgarter Osten an Tagen mit Feinstaub Alarm ein Verbot für Kraftwa-
gen und sonstige mehrspurige Kraftfahrzeuge (Zeichen 251 StVO) in 
Kombination mit dem von der obersten Straßenverkehrsbehörde noch 
zu schaffenden Zusatzze ichen „Nur für Diesel bis einschließlich Euro 
5/V“ und dem vorhandenen Zusatzzeichen „Lieferverkehr frei“ angeor d-
net.  
 
 
Die alternativ zur Maßnahme M2b  vorgesehene  Maßnahme  M2c  knüpft 

ihre Umsetzung zwar ebenfalls an eine aufschiebende Bedingung (keine 

Umsetzung der Maßnahme M2b). Diese wird jedoch eintreten, nachdem 

die Planbehörde von der Umsetzung der Maßnahme M2b aus den in Zif-

fer 2.3. genannten Gründen Abstand genommen hat  bzw. nehmen wird.  

 

Allerdings haben die Beklagten-Vertreter ihre Bereitschaft, die Maß-

nahme M2c zum 01.01.2018 tatsächlich umzusetzen, in der mündlichen 
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Verhandlung mit der Begründung relativiert,  die Maßnahme führe mög-

licherweise zu unzulässigen Verlagerungsverkehren in der Umweltzone, 

die noch nicht abschließend geprüft seien und möglicherweise nicht 

ausreichend kompensiert werden könnten. Sollte dies der Fall sein, sei 

es der Planbehörde rechtlich nicht möglich, die Maßnahme umzuse tzen. 

Den damit zusammenhängenden Sach- und Rechtsfragen muss im vor-

liegenden Klageverfahren jedoch nicht weiter nachgegangen werden, da 

die Beklagten-Vertreter in der mündlichen Verhandlung ausdrüc klich 

bestätigt haben, dass die Maßnahme auch wegen ihres sehr geringen 

Wirkungsgrades nicht geeignet sei,  die Überschreitung der NO2-

Immissionsgrenzwerte in der Umweltzone Stuttgart tatsächlich zu redu-

zieren. 

 

Die Maßnahme  M2c ist demnach - unabhängig davon, ob sie von der 

Planbehörde umgesetzt wird oder nicht - jedenfalls von ihrem Immissi-

onsminderungspotenzial allein ebenfalls keine geeignete und ausrei-

chende Luftreinhaltemaßnahme zur schnellstmöglichen Einh altung der 

überschrit tenen NO2-Immissionsgrenzwerte im Sinne des § 47 Abs. 1 

Satz 3 BImSchG.  

 

 

2.4. 

Bei den Regelungen  M3 bis M20 handelt es sich ebenfalls weder al lein 

noch gemeinsam um geeignete bzw. ausreichende Luftreinhaltemaß-

nahmen im Sinne des § 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG.  

 

2.4.1. 

In den Regelungen  M3 und M4 werden ledigl ich künftige Absichten und 

Planungen der SSB AG  zur Verbesserung des Angebots und der In f-

rastruktur im Bereich des ÖPNV  dargestell t.  

Die Kammer hat bereits im Vollstreckungsverfahren 13 K 511/09 aus-

führlich dargelegt  (vgl. im Einzelnen VG Stuttgart, Beschl. v. 

14.08.2009 –  13 K 511/09 –  in juris),  dass es sich bei einem Luftrein-

halteplan um ein verwaltungsintern bindendes Handlungskonzept han-
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delt, das Verwaltungsvorschrif ten ähnlich ist und dessen Vorgaben in 

Form eines Maßnahmenkatalogs deshalb der Umsetzung im Außenver-

hältnis bedürfen.  

Unter dem Begriff der „Maßnahme“  im Sinne des § 47 Abs. 1 BIm-

SchG  sind in erster Linie rechtsetzende (z. B. Rechtsverordnungen; vgl. 

§ 47 Abs. 7 BImSchG), al lgemein verfügende (z. B. Verkehrsbeschrän-

kungen nach § 40 Abs. 1 BImSchG im Wege der Allgemeinverf ügung), 

den Einzelfall regelnde (z.B. Anordnungen nach dem BImSchG durch 

Verwaltungsakt) und schlicht -hoheit l iche Maßnahmen und damit also 

Maßnahmen mit hoheitlichen Charakter  zu verstehen (ebenso Land-

mann/Rohmer, Kommentar Umweltrecht Band III, Stand 01.01.2017, zu 

§ 47 Rn 25). 

Dies folgt insbesondere auch aus dem Wortlaut des § 47 Abs. 6 S. 1 

BImSchG, wonach die Durchsetzung dieser „hoheit l ichen Maßnahmen“ 

den dafür zuständigen Trägern öffentlicher Verwaltung „durch Anord-

nungen oder sonstige Entscheidungen nach diesem Gesetz oder nach 

anderen Rechtsvorschrif ten“ obliegt, weil die für die Aufstellung der 

Luftreinhaltungspläne zuständigen Planbehörden hierfür keine eigene 

Zuständigkeit besitzen.  

Träger der öffentl ichen Verwaltung im Sinne der Vorschrif t sind die für 

den Gesetzesvollzug zuständigen Landesverwaltungsbehörden sowie 

Bundesbehörden und die Behörden selbständiger Rechtsträger , wie et-

wa kommunaler Gebietskörperschaften im Rahmen ihrer exekutiven 

Kompetenzen. 

Auf Grund der verwaltungsinternen, rechtlichen Bindungswirkung sind 

die genannten Träger öffentlicher Verwaltung zur Umsetzung der fest-

gelegten Maßnahmen verpf lichtet, soweit die hierfür einschlägigen 

Rechtsvorschrif ten dies erlauben, das heißt die festgelegten Maßna h-

men nach den jeweil igen spezialgesetzl ichen Vorschri f ten umsetzungs-

fähig sind (vgl. Bundestagsdrucksache 14/8450, Seite 14). Ein eigener 

Entscheidungsspielraum (Ermessen) steht den zuständigen Vollzugsbe-

hörden dabei nicht zu.  
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Ginge man von diesem, sich am Wortlaut des § 47 Abs. 6 Satz 1 BIm-

SchG orientierenden, (engen) Maßnahmenbegrif f  im Sinne einer Hand-

lungsanweisung (ausschließlich) an Träger öffentlicher Verwaltung aus,  

wären die  Vorhaben  M3 und M4 bereits deshalb keine Maßnahmen im 

Sinne des § 47 Absatz 1 BImSchG, weil deren Handlungs - bzw. Umset-

zungsadressat kein Träger öffentlicher Verwaltung, sondern die SSB 

AG ist, die keine hoheitl ichen Anordnungs- und Entscheidungsbefugnis-

se im Sinne des § 47 Abs. 6 Satz 1 BImSchG besitzt.  

Die Kammer hat jedoch bereits im Vollstreckungsverfahren 13 K 511/09 

keine sachliche Notwendigkeit für eine derart enge Begrif fsau slegung 

gesehen, da hierdurch der Handlungsspielraum der Planbehörde un nö-

tig eingeschränkt würde und es auch im Hinblick auf die Schutzziele der 

gesetzl ichen Regelung letztl ich unerheblich ist, ob die zu deren Erre i-

chung geeigneten Maßnahmen durch staatl iche Stel len oder durch Dri t-

te realisiert werden. Da aber die oben beschr iebene, gegenüber Behör-

den grundsätzl ich bestehende gesetzliche Bindungswirkung von Luf t-

reinhalteplänen gegenüber außerhalb der Verwaltung stehenden Dri tten 

nicht besteht, setzt eine Einstufung von Vorhaben, deren Umsetzungs-

adressaten keine Träger öffentlicher Verwaltung sind, weiter voraus, 

dass die Planbehörde die hier fehlende rechtliche Verbindlichkeit auf 

andere Weise (wie z. B. durch öffentlich -rechtlichen Vertrag) herstellt , 

um auch in diesen Fällen sicherzustellen, dass die festgelegten Ma ß-

nahmen auch tatsächlich durchgeführt werden.  

 

Eine solche bindende Vereinbarung hat die Planbehörde - wie die Be-

klagten-Vertreter in der mündlichen Verhandlung bestätigt haben - mit  

der SSB AG in Bezug auf die Regelungen M3 und M4 jedoch nicht ge-

schlossen. Damit steht nicht nur die Durchführung der beschriebenen 

Ausbaumaßnahmen, sondern auch deren Zeitpunkt  im Belieben der SSB 

AG. Bei den Vorhaben M3 und M4 handelt es sich daher selbst bei ei-

nem weiten Begrif fsverständnis schon um keine Maßnahmen im Sinne 

des   § 47 Abs. 1 BImSchG, weil für ihre Durchführung kein Träger ö f-

fentl icher Gewalt im Sinne des § 47 Abs. 6 BImSchG zuständig ist  und 

die Planbehörde die Umsetzung d ieser Maßnahmen gegenüber der SSB 
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AG nicht rechtsverbindlich sichergestellt hat. Da damit zugleich auch 

kein konkreter Umsetzungszeitpunkt rechtsverbindlich festgelegt wurde, 

fehlt den Regelungen zudem auch die Eignung im Sinne des § 47 Abs . 

1 Satz 3 BImSchG.  

 

2.4.2. 

Die weiteren Vorhaben M5, M8, M9, M10 und M12 sind  ebenfalls  keine 

geeigneten bzw. ausreichenden Luftreinhaltemaßnahmen im Sinne des    

§ 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG, da auch diese Vorhaben ledigl ich als un-

verbindliche Absichtserklärungen zur Verbesserung des Angebots und 

der Infrastruktur im Bereich des ÖPNV  der Landeshauptstadt Stutt-

gart (M5), des Verbandes Region Stuttgart  (M8, M9 und M12) und der 

zuständigen Landkreise  (M10) formuliert worden sind, deren tatsächl i-

che Umsetzung und Umsetzungszeitpunkt von der Planbehörde - wie 

die Beklagten-Vertreter in der mündlichen Verhandlung ebenfalls  einge-

räumt haben - gleichfalls nicht rechtsverbindlich ges ichert wurde.  

 

In Bezug auf das Vorhaben  M5  hat die Planbehörde im Planentwurf zur 

3. Fortschreibung vom Mai 2017 insoweit sogar ausdrücklich darauf 

hingewiesen, dass dieses Vorhaben von der Landeshauptstadt Stuttgart 

im Rahmen ihrer kommunalen Selbstverwaltungshoheit durchgeführt 

werden soll und deshalb unter dem Vorbehalt eines entsprechenden 

Gemeinderatsbeschlusses steht (vgl.  Planentwurf zur 3. Fortschreibung 

vom Mai 2017, S. 112).   

Weiter kommt hinzu, dass die Durchführung des Vorhabens M5 zusätz-

lich unter einer - inhaltl ich auch noch offensichtl ich zu unbestimmten - 

weiteren Bedingung (keine relevanten (?) Störungen oder Behinderun-

gen des Kfz-Verkehrs) steht, deren Eintritt als ebenso ungewiss einge-

stuft werden muss, wie ein posit iver Gemeinderatsbeschluss des Ge-

meinderats der Beigeladenen. Insoweit haben die Beigeladenen-

Vertreter in der mündlichen Verhandlung auf Rückfrage auch bestät igt, 

dass es bislang keinen entsprechenden Gemeinderatsbeschlusses ge-

be. Die entsprechenden Beschlüsse seien frühestens im Laufe des Jah-
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res 2018 und die eventuelle Einrichtung der genannten Bussp u-

ren/Bussonderstreifen frühestens 2018/2019 zu erwa rten. 

 

Im Falle der Vorhaben  M9 und M12  enthalten die betreffenden Rege-

lungen des Planentwurfs überhaupt keinen Zeithorizont und im Falle 

des Vorhabens  M8  einen Umsetzungszeitrahmen von über 7 Jahren (bis 

zum 01.01.2025).  

Damit können diese Vorhaben nicht nur wegen ihrer Unverbindlichkeit, 

sondern auch wiederum in zeit l icher Hinsicht offensichtlich nicht als 

(geeignete) Luftreinhaltemaßnahmen im Sinne des § 47 Absatz 1 Satz 3 

BImSchG eingestuft werden. 

 

Hinzu kommt schließlich, dass für alle vorgenannten Vorhaben zur Ver-

besserung des Angebots und der Infrastruktur im Bereich  des ÖPNV 

(M3 bis M10 und M12) im Gesamtwirkungsgutachten  selbst bei be-

schleunigter Umsetzung (Basisjahr 2020) ledigl ich ein  offensichtl ich 

sehr geringes NOx-Emissionsminderungspotenzial in Bezug auf den 

Straßenverkehr im Stadtgebiet Stuttgart zwischen 0 und maximal 2 % 

prognostiziert wurde (vgl. im Einzelnen Übersicht 4.10 und Bild 5.4, S. 

30 und 46 des Abschlussberichts im  GWG vom Februar 2017; ebenso 

Planentwurf der 3. Fortschreibung vom Mai 2017, S. 110 ). Es muss 

deshalb davon ausgegangen werden, dass diese Vorhaben - selbst 

wenn sie tatsächlich umgesetzt werden (wie beispielsweise die teilwei-

se Fert igstellung der neuen Stadtbahnlinie U 12 nach Remseck, vo-

raussichtlich bis Dezember 2017) - lediglich ein NO2-Immissions-

minderungspotenzial besitzen, das an  den Messstat ionen, an denen die 

NO2-Immissionsgrenzwerte überschrit ten sind, kaum feststel lbar ist  

(nach Einschätzung des zuständigen Gutachters in der mündlichen Ver-

handlung z. B. Am Neckartor maximal 5 µg/m³).  

 

2.4.3. 

Die Maßnahme  M11, die ebenfalls der Verbesserung des Angebots 

und der Infrastruktur im Bereich des ÖPNV  dient (Erhöhung der Zahl 

der Zugverbindungen von und zum Stuttgarter Hauptbahnhof), kann 
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zwar begrif f l ich als Luftreinhaltemaßnahme eingestuft werden, weil das 

Vorhaben vom Land Baden-Württemberg  selbst umgesetzt werden soll  

und sich damit die Frage der Bindungswirkung gegenüber einem auße r-

halb der Landesverwaltung stehenden Umsetzungsadressaten nicht 

stel lt.  

Diese Maßnahme ist jedoch bereits wegen ihres Umsetzungszeitrah-

mens (bis 2021) keine geeignete Maßnahme zur schnellstmöglichen 

Einhaltung der überschrittenen Immissionsgrenzwerte  im Sinne des § 

47 Absatz 1 Satz 3 BImSchG. Hinzu kommt deren offensichtlich gerin-

ges NOx-Emissionsminderungspotenzial , das im Gesamtwirkungsgut-

achten von den Gutachtern nicht gesondert bezif fert werden konnte und 

deshalb sicherl ich deutlich unter 2 % l iegt (vgl. Abschlussbericht im 

GWG vom Februar 2017, a.a.O.) , allein  

 

2.4.4. 

Für die Vorhaben M13  und M14  der Landeshauptstadt Stuttgart  (Aus-

bau des Radwegenetzes und Planung und eines Investit ionsprogram-

mes Fußverkehr zu langfristigen Förderung und Umsetzung von Fuß-

verkehrsmaßnahmen) gelten die Ausführungen unter Zif fer 2.4.2. zum 

Vorhaben M5 sowie unter Zif fer 2.4.3. entsprechend.  

Da die Vorhaben nach Ansicht der Planbehörde in der kommunalen 

Selbstverwaltungshoheit der Beigeladenen und damit auch unter einem 

Zustimmungsvorbehalt  des Gemeinderats stehen,  hat die Planbehörde 

die Umsetzung dieser Vorhaben mit der Beigeladenen nicht rechtsver-

bindlich vereinbart.   

Die tatsächliche Umsetzung dieser Vorhaben, die in den Regelungen 

M13 und M14 als bloße Absichtserklärungen formuliert worden sind, ist 

daher ebenso ungewiss, wie deren Umsetzungszeitpunkt.  

Hinzu kommt, dass diesen Vorhaben ausweisl ich des Gesamtwirkungs-

gutachtens auch kein bezif ferbares eigenes NOx-Emissionsminderungs-

potenzial zugeschrieben werden kann.  

Auch diese Vorhaben können daher offensichtlich nicht als geeignete 

Luftreinhaltemaßnahmen im Sinne des § 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG 

eingestuft werden.  
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2.4.5. 

Für das Vorhaben M15 (Umstellung der Flottenzusammensetzung des 

Landesfuhrparks und des Fuhrparks der Beigeladenen auf emissions-

arme/elektrische Fahrzeuge im Stadtgebiet Stuttgart)  wird in der ge-

nannten Regelung kein konkreter Zeitrahmen für die Umsetzung  ge-

nannt. 

Soweit das Vorhaben den Fuhrpark der Beigeladenen betrif f t, fehlt es 

auch insoweit an einer konkreten Vereinbarung zwischen der Planb e-

hörde und der Beigeladenen, mit der die tatsächliche Realisierung des 

Vorhabens sichergestell t wird.  

  

Das Vorhaben  M16  kann dagegen aus denselben Gründen wie die Maß-

nahme M11 als Luftreinhaltemaßnahme eingestuft werden, nachdem ein 

entsprechendes Förderprogramm mit einem Finanzierungsvolumen von 

25 Mil l ionen - wie von den Beklagten-Vertretern in der mündlichen Ver-

handlung berichtet - vom Landtag im Mai 2017 auch tatsächlich bereits 

beschlossen worden ist.  

 

Auch diesen beiden Vorhaben wird aber  selbst bei einer (vol lständigen) 

Realisierung bis 2020 von den Gutachtern im Gesamtwirkungsgutachten 

lediglich ein NOx-Emissionsminderungspotenzial von zusammen höchs-

tens 3 % bescheinigt (vgl. Abschlussbericht zum GWG, a.a.O.; ebenso 

Planentwurf 3. Fortschreibung vom Mai 2017, S. 114 ). Das sich daraus 

ergebende Immissionsminderungspotenzial an den einzelnen Messst a-

tionen wird daher unter diesen 3 % liegen.  

Auch die Vorhaben M15 und M16 können daher trotz beschlossener 

Förderung (M16) al lein nicht als geeignet und ausreichend im Sinne des 

§ 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG eingestuft werden.  

 

2.4.6. 

Bei dem in M17 beschriebenen  Vorhaben (Tempo 40 km/h auf weiteren 

Steigungsstrecken im Stadtgebiet ) würde es sich nur dann um eine 

Luftreinhaltemaßnahme im Sinne des § 47 Abs. 1 BImSchG handeln, 
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wenn die Planbehörde selbst diese Geschwindigkeitsbegrenzungen und 

die betreffenden Strecken im Planentwurf festgelegt hätte und diese 

Geschwindigkeitsbegrenzungen von der zuständigen Straßenverkehr s-

behörde der Beigeladenen deshalb zwingend anzuordnen wären. Nach 

dem klaren Wortlaut der Regelung („Die Landeshauptstadt Stuttgart 

plant“) und der Begründung im Planentwurf zur 3. Fortschreibung vom 

Mai 2017 (vgl. dort S. 119) will die Planbehörde das Ob und Wie sol-

cher weiterer Geschwindigkeitsbeschränkungen jedoch  ausschließlich 

der Beigeladenen überlassen und diese weiteren Geschwindigkeitsbe-

grenzungen gerade nicht selbst verbindlich vorgeben.  Aus diesem 

Grund handelt es sich bei dem Vorhaben M17 bereits begrif f l ich um 

keine Luftreinhaltemaßnahme im Sinne des § 47 Abs. 1 BImSchG.  

Hinzu kommt, dass diesen Geschwindigkeitsbegrenzungen auf weiteren 

Streckungsstrecken in der Umweltzone Stuttgart von den Gutachtern 

prakt isch kein NOx-Emissionsminderungspotenzial a ttestiert wird (0 % 

bzw. unter 0,5 %; vgl. Abschlussbericht zum GWG, a.a.O.; ebenso Pla-

nentwurf 3. Fortschreibung vom Mai 2017, S. 117). 

 

Bei dem in M18 beschriebenen  Vorhaben (Tempo 50 bzw. 60 km/h im 

Stadtgebiet außerhalb geschlossener Ortschaften bzw. auf minde stens 

vierstreif igen Straßen) sol l es sich nach den Angaben der Beklagten -

Vertreter in der mündlichen Verhandlung um eine verbindliche Han d-

lungsanweisung an die zuständige Straßenverkehrsbehörde ha ndeln. 

Diese steht jedoch wiederum unter dem Vorbehalt, dass diese G e-

schwindigkeitsbegrenzungen nur angeordnet werden sollen, wenn diese 

nicht zu spürbaren (?) Ausweichverkehren führen, was die Planbehörde 

der alleinigen Prüfung und Beurtei lung der Straßenverkehrsbehörde 

überlassen wil l.  

Es kann hier offen bleiben, ob die Planbehörde im Rahmen einer Luf t-

reinhaltemaßnahme der Vollzugsbehörde einen solchen eigenen Beu r-

teilungsspielraum einräumen darf  oder die genannte Voraussetzung für 

die Anordnung der beabsichtigten Geschwindigkeitsbeschränkungen 

nicht vielmehr selbst prüfen müsste, bevor sie eine entsprechende 

Maßnahme festlegt.  Denn jedenfalls ist der Wirkungsgrad des Vorha-
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bens aufgrund dieses Vorbehaltes tatsächlich völl ig offen und kann 

auch bei 0 % liegen, falls es nach der Einschätzung der Straßenve r-

kehrsbehörde auf allen in Betracht kommenden Strecken zu Aus weich-

verkehren kommen würde.  

Hinzu kommt, dass die Planbehörde der Straßenverkehrsbehör de auch 

keine Vorgabe im Hinblick auf den Zeitpunkt der Umsetzung dieser 

Maßnahmen gemacht hat. Es ist der Straßenverkehrsbehörde damit völ-

l ig freigestellt,  selbst zu entscheiden, wann sie die genannte Maßna h-

me prüfen und gegebenenfalls umsetzen will.   

Bei den Vorhaben M17 und M18 handelt es sich bereits aus diesen 

Gründen ebenfalls um keine geeigneten Luftreinhaltemaßnahmen im 

Sinne des § 47 Abs. 1 S. 3 BImSchG.  

 

2.4.7. 

Das Vorhaben M19 gibt ledigl ich eine Absichtserklärung der Landes-

hauptstadt Stuttgart a ls Trägerin der kommunalen Selbstverwaltung 

wieder, ihr Gebührensystem zu „überprüfen“ und die Parkgebühren im 

gesam ten Stadtgebiet „moderat“(?) zu erhöhen, wenn der Gemeinderat 

zustimmt. Zum Rechtscharakter diese Regelung gelten daher die Au s-

führungen unter den Zif fern 2.4.2. und 2.4.4. bis 2.4.6. entsprechend.  

 

Auch das Vorhaben M20 gibt lediglich eine Absichtserklärung des Lan-

des Baden-Württemberg wieder, die Parkgebühren der in seinem Eige n-

tum stehenden Parkhäuser „mit dem Ziel einer verträglichen  (?) Anpas-

sung zu überprüfen“. Mit diesem Inhalt ist die Regelung offensichtlich 

zu unbestimmt, um als Luftreinhaltemaßnahme im Sinne des § 47 Abs. 

1 S. 3 BImSchG eingestuft zu werden, da sie noch nicht einmal eine 

verbindliche Aussage trif f t, dass die genannten  Parkgebühren tatsäch-

lich erhöht werden.  

Hinzu kommt, dass die in Betracht gezogenen Parkgebührenerhöhu n-

gen auch von ihrem Wirkungsgrad nicht die erfo rderl iche Eignung einer 

Luftreinhaltemaßnahme im Sinne des § 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG be-

sitzen, da die Gutachter diesen Vorhaben ledigl ich ein NOx-

Emissionsminderungspotenzial im Stadtgebiet von maximal 4 % und 
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auch dieses nur für den Fall attestieren haben, dass die Parkgebühren 

in den genannten Parkhäusern bis 2020 verdoppelt werden (vgl. Dok u-

mentation zum GWG, S.28 sowie Planentwurf zur 3. Fortschreibung 

vom Mai 2017, S. 121).  

Von einer solchen Verdoppelung der Parkgebühren kann zum gege n-

wärt igen Zeitpunkt jedoch nicht (mehr) ausgegangen werden, nachdem 

der Gemeinderat der Landeshauptstadt Stuttgart in seiner Sitzung am 

13.07.2017 lediglich eine Erhöhung der Parkgebühren in den städt i-

schen Parkhäusern (M19) um 14 % bis 20 % beschlossen hat und der 

Regelung M20 eine konkrete Absicht des Landes, die Parkgebühren in 

den Parkhäusern des Landes bis 2020 zu verdoppeln, ebenfalls nicht zu 

entnehmen ist.  

Dementsprechend konnte der Gutachter des Beklagten den Wirkung s-

grad beider Vorhaben in der mündlichen Verhandlung auch nicht mehr 

konkret bezif fern. Dieser erklärte vielmehr, er könne nicht ausschlie-

ßen, dass der W irkungsgrad bei den genannten geringeren Gebühren-

erhöhungen auch nur bei „nahezu 0 %“ l iege. 

 

3. 

Geht man nach den obigen Ausführungen davon aus, dass die Planbe-

hörde mit dem Planentwurf zur 3. Fortschreibung des Luftreinhalteplans 

Stuttgart vom Mai 2017 ihrer Verpfl ichtung aus § 47 Abs. 1 Sätze 1 und 

3 BImSchG noch nicht nachgekommen ist ,  ist der vom Kläger mit se i-

nem Klagantrag geltend gemachte Rechtsanspruch dem Grunde nach 

zu bejahen. 

Eine Verurteilung des Beklagten, der Luftreinhaltungsplan Stut tgart so 

fortzuschreiben, dass er den Anforderungen des § 47 Abs. 1 Satz 3 

BImSchG genügt, setzt jedoch weiter voraus, dass eine Einhaltung der 

überschrit tenen NO2-Immissionsgrenzwerte durch eine oder mehrere 

weitere Luftreinhaltemaßnahmen auch tatsächlich möglich  ist.  

 

Vorl iegend kann das Ziel der Einhaltung der überschrittenen NO 2-

Immissionsgrenzwerte nach derzeit igem Erkenntnisstand jedenfalls 

durch die Festlegung eines über die bereits bestehenden Verkehrs be-

http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/112x/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=3&numberofresults=204&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR007210974BJNE005907360&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/112x/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=3&numberofresults=204&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR007210974BJNE005907360&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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schränkungen hinausgehenden Verkehrsverbotes in der gesamten Um-

weltzone Stuttgart erreicht oder zumindest annähernd erreicht we rden. 

Nach den Feststellungen der Gutachter im vorgelegten Gesamtwi r-

kungsgutachten vom Februar 2017 und den dazu vorgelegten Dokume n-

tationen Teil 1 und 2 vom Apri l 2017 würde das von der Planbehörde im 

Planentwurf zur 3. Fortschreibung in  M1 festgesetzte ganzjährige Ver-

kehrsverbot in der Umweltzone Stuttgart für alle Kraf tfahrzeuge mit 

benzin- oder gasbetriebenen Ottomotoren (einschließlich Hybrid-

Fahrzeugen) unterhalb der Schadstoffklasse Euro 3/III  sowie für al-

le Kraftfahrzeuge mit Dieselmotoren unterhalb der Schadstoffklas-

se Euro 6/VI  bei einem angenommenen Anteil dieser Kraftfahr-

zeuggruppen an der Fahrzeugflotte der bei der Beigeladenen zugelas-

senen Kraftfahrzeuge von 20 % und wenn von diesen betroffenen Kraft-

fahrzeugen im Rahmen des vorgesehenen Ausnahmekonzepts weitere 

20 % vom Verkehrsverbot ausgenommen würden, bezogen auf das Ba-

sisjahr 2020 zu NOx-Emissionsrückgängen  von 40 % in der Umwelt-

zone, 56 % im Talkessel und 55% an der Messstat ion Am Neckartor 

führen.  

In Bezug auf die NO2-Immissionen  bedeutet dies eine Reduzierung der 

Streckenlängen mit Grenzwertüberschreitungen um 94,6 % auf eine 

Streckenlänge von ledigl ich noch 1,3 km in der Umweltzone Stuttgart  

und um 96,8 % auf eine Streckenlänge von ledigl ich noch 0,3 km im 

Talkessel Stuttgart sowie eine Reduzierung des NO2-Jahresmittelwerts 

Am Neckartor auf 42 µg/m³ bei einer Umsetzung der Maßnahme ab 

01.01.2020 (vgl. Abschlussbericht zum GWG, Übersicht 4.10, S. 30;  

ebenso Planentwurf 3. Fortschreibung vom Mai 2017, S. 69 und 70).   

Ausgehend von diesen Feststel lungen ist  das Verkehrsverbot demnach 

von seinem Wirkungsgrad her geeignet, die Überschreitung der NO2-

Immissionsgrenzwerte - mit Ausnahme der Messstation Am Neckartor 

(42 µg/m³) - an allen (anderen) Messstationen und damit in der gesam-

ten Umweltzone Stuttgart  auf das zulässige Maß zu reduzieren. Dies 

hat die zuständige Gutachterin in der mündlichen Verhandlung auch 

nochmals ausdrücklich bestät igt.  
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Welchen Wirkungsgrad das Verkehrsverbot bei einer Inkraftsetzung b e-

reits ab dem 01.01.2018 - also zum Zeitpunkt des bislang geplanten In-

krafttretens der 3. Fortschreibung des Luftreinhalteplanes Stuttgart hät-

te, wurde von den Gutachtern nicht ermittelt .  

Da zu diesem Zeitpunkt der Flottenanteil der vom Verkehrsverbot b e-

troffenen Kraftfahrzeuge noch ca. 35 % (statt 20 % wie im Basisjahr 

2020) betrage (vgl. Dokumentation zum GWG zur 3. Fortschreibung 

vom Apri l 2017, Tabelle 4.2, S. 60), schätzte die zuständige Gutachte-

rin den Wirkungsgrad des Verkehrsverbotes bezogen auf den Zeitpunkt 

01.01.2018 zunächst als „tendenziell größer“ ein,  relativierte diese 

Aussage jedoch anschließend für die Messstation Am Neckartor, für die 

sie nur von einer Reduzierung des NO 2-Jahresmittelwerts auf ca. 48 

µg/m³ (statt 42 µg/m³/Basisjahr 2020) ausgehen wollte, weil die Aus-

gangsbelastung im Jahr 2018 mit ca. 80 µg/m³ noch höher sei, als im 

Basisjahr 2020 (67 µg/m³ bzw. 72 µg/m³).  

Nach diesen Einlassungen der Gutachter in in der mündlichen Verhand-

lung ist davon auszugehen, dass der Wirkungsgrad des Verkehrsverbo-

tes bezogen auf das Basisjahr 2018 - wenn überhaupt - nur unwesent-

lich geringer ist als im Basisjahr 2020.  

Für diese Annahme sprechen auch die Feststellungen der Gutachter zu 

der - nicht in den Planentwurf übernommenen - Maßnahme M83v3  „Ein-

fahrt in die Umweltzone Stuttgart nur mit blauer Plakette, Variante 1“ 

als Teil des Moduls 8/Feinstaub-Alarm Verkehr, die für das Netz ganz-

jährig betrachtet wurde (vgl. Dokumentation zum GWG vom Apri l 2017, 

S. 130) und wonach die festgestel lte Änderung der Streckenkil ometer 

im Stadtgebiet Stuttgart mit Überschreitungen des NO2-

Jahresgrenzwerte mit 91,8 % bei einer Umsetzung dieses Verkehrsve r-

botes M83v3 zum 01.01.2018 nur unwesentl ich geringer ist, als die Re-

duzierung der Streckenlängen mit Grenzwertüberschreitungen bei dem 

Verkehrsverbot M1 ab dem 01.01.2020 (94,6 %; vgl. A bschlussbericht 

zum GWG, Übersicht 4.10, S. 30).  

 

Es kann deshalb nach den Feststel lungen der Gutachter des Beklagten 

davon ausgegangen werden, dass das in M1 beschriebene Verkehrs-
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verbot derzeit selbst dann die effektivste und damit am besten geeign e-

te Luftreinhaltemaßnahme zur schnellstmöglichen Einhaltung der übe r-

schrittenen NO2-Immissionsgrenzwerte darstell t, wenn deren Wirkungs-

grad bei einer Umsetzung vor dem 01.01.2020 tatsächlich etwas gerin-

ger sein sollte, als im Falle einer Umsetzung zum 01.01.2020.  

 

Welchen Wirkungsgrad das Verkehrsverbot bei einem Inkraft treten vor 

dem 01.01.2020 letztl ich tatsächlich hat, kann das Gericht nicht a b-

schließend beurtei len, weil das Gesamtwirkungsgutachten hierzu keine 

Feststellungen trif f t. Dies kann jedoch auch offen bleiben, weil es nicht 

Aufgabe des Gerichts ist, sondern in die Zuständigkeit der Planbehörde 

fällt , den Wirkungsgrad des Verkehrsverbo tes bezogen auf einen Um-

setzungszeitpunkt vor dem 01.01.2020 im Rahmen des zu erstellenden 

Gesamtkonzeptes zur Fortschreibung des Luftreinhaltungsplans noch 

gutachterlich klären zu lassen.  

 

Für den Fall, dass die Gutachter des Beklagten dabei zu dem Ergebnis 

kommen sollten, dass die Umsetzung des genannten Verkehrsverbotes 

zu einem solchen früheren Zeitpunkt  zur Einhaltung der überschrit tenen 

Immissionsgrenzwerte tatsächlich al lein nicht ausreichend ist und sogar 

einen etwas geringeren Wirkungsgrad als bei  einer Umsetzung zum 

01.01.2020 besitzt ,  bedeutet dies jedoch nicht, dass das Verkehrsver-

bot als geeignete Maßnahme im Sinne des § 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG 

ausscheidet. Die Planbehörde wäre in diesem Fall lediglich verpf l ichtet,  

entweder das Verkehrsverbot  auf einen größeren Adressatenkreis aus-

zudehnen oder im Luftreinhaltungsplan auch noch andere Maßnahmen 

festzulegen, um die Ziele des § 47 Abs. 1 Sätze 1 und 3 BImSchG zu 

erreichen, soweit dies mit den Vorhaben und Maßnahmen M3 bis M20 

nicht bereits geschehen ist.  

 

Welche konkreten Maßnahmen zur Einhaltung der überschrittenen Im-

missionsgrenzwerte gegebenenfalls weiter in Betracht kommen, hat 

aber nicht das Gericht , sondern die Planbehörde im Rahmen des von 

ihr zu erstellenden Gesamtkonzepts  zu entscheiden, da die Maßnah-
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men-Auswahl allein dem planerischen Gestaltungsspielraum der Plan-

behörde unterliegt.  

4.                                                                                                 

Das im vorl iegenden Fall zur schnellstmöglichen Einhaltung  der über-

schrittenen NO2-Immissionsgrenzwerte in Betracht kommende und im 

Planentwurf zur 3. Fortschreibung als Maßnahme M1 bereits vorges e-

hene Verkehrsverbot kann auch in rechtlich zulässiger Weise durchge-

setzt werden, weil es mit dem zur Verfügung stehenden Instrumentari-

um der  Straßenverkehrsordnung  (im Weiteren:  StVO) ordnungsgemäß 

bekanntgegeben werden kann. 

4.1.                                                                                               

Die Notwendigkeit  einer ausdrücklichen gesetzl ichen Ermächtigungs-

grundlage für die Umsetzung und Bekanntgabe des Verkehrsverbotes 

folgt unmittelbar daraus, dass durch das Verkehrsverbot in individuelle 

Rechte Dritter eingegrif fen wird ( insbesondere Handlungsfreiheit  der 

betroffenen Verkehrsteilnehmer) und auch ausdrücklich aus § 47 Abs. 6 

Satz 1 BImSchG, wonach die in Luftreinhalteplänen festgelegten Maß-

nahmen durch Anordnungen oder sonstige Entscheidungen der zustä n-

digen Träger öffentlicher Verwaltung, also in der Regel von Behörden 

des Bundes, der Länder, der kommunalen Gebietskörperschaften oder 

anderen jurist ischen Personen des öffentlichen Rechts (Land-

mann/Rohmer, Umweltrecht Kommentar, Band III, Stand 01.01.2017     

§ 47 Rn 29) „nach diesem Gesetz“ (BImSchG) oder „nach anderen 

Rechtsvorschri f ten“ durchzusetzen sind. 

Da es sich bei dem in Betracht zu ziehenden Verkehrsverbot um eine 

Beschränkung des Kraftfahrzeugverkehrs handelt, ist  für dessen Durc h-

setzung die Straßenverkehrsbehörde (hier: d ie Beigeladene) nach Maß-

gabe der straßenverkehrsrechtl ichen Vorschrif ten zuständig (vgl. § 40 

Abs. 1 Satz 1 BImSchG) , wobei die zuständige Straßenverkehrsbehör-

de auf das Instrumentarium des Straßenverkehrsrechts unabhängig da-

von beschränkt ist,  ob in der Regelung des § 40 Abs. 1 Satz 1 BImSchG 

eine Rechtsgrund- oder eine bloße Rechtsfolgenverweisung zu sehen 
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ist (ebenso  BayVGH, Beschl. v. 27.02.2017 –  22 C 16.1427 – , in juris; 

Rn 167). 

Die Durchsetzung des Verkehrsverbotes setzt also voraus, dass die 

StVO das hierfür notwendige Instrumentarium enthält, weil die Planbe-

hörde das Verkehrsverbot  in den Planentwurf zur 3. Fortschre ibung nur 

dann aufnehmen kann, wenn die für dessen Umsetzung und Bekanntga-

be zuständige Straßenverkehrsbehörde dazu tatsächlich und rechtl ich 

in der Lage ist.  

4.2.                                                                                                    

Da das zur schnellstmöglichen Einhaltung der überschrittenen NO 2-

Immissionsgrenzwerte in Betracht zu ziehende Verkehrsverbot die ge-

samte Umweltzone betrif f t, ist für dessen Umsetzung und Bekanntgabe 

in erster Linie auf die für die Ausweisung solcher Umwel tzonen in der 

StVO vorgesehenen Verkehrszeichen zurückzugreifen. 

§ 45 Abs. 1 Buchstabe f StVO  sieht vor, dass die Straßenverkehrsbe-

hörde zur Kennzeichnung der in einem Luftreinhalteplan nach § 47 Abs. 

1 BImSchG festgesetzten Umweltzonen die dafür erforderl ichen Ve r-

kehrsverbote in der Regel mittels der Zeichen 270.1 und 270.2 in Ver-

bindung mit dem dazu vorgesehenen Zusatzzeichen anordnet (vgl. lfd. 

Nrn 44, 45, und 46 der Anlage 2 zur StVO;  im Weiteren: Verkehrszei-

chen).  

4.3.                                                                                               

Mit dieser Verkehrszeichen-Kombination lässt sich das im vorl iegenden 

Fall  zur schnellstmögl ichen Einhaltung der überschrittenen NO2-

Immissionsgrenzwerte in Betracht zu ziehende Verkehrsverbot jedoch 

nicht anordnen, weil dieses Verkehrsverbot Kraftfahrze uge mit benzin- 

oder gasbetriebenen Ottomotoren  der Eurostufen Euro 1 und 2 sowie 

Kraftfahrzeuge mit Dieselmotoren der Eurostu fen Euro 3, 4 und 5 be-

trif f t, also Kraftfahrzeuge der Schadstof fgruppe 4, die gem. § 3 Abs. 1 

Satz 3 der 35. Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes/Verordnung zur Kennzeichnung der Kraf t-

fahrzeuge mit geringem Beitrag zur Schadstoffbelastung (im Weiteren: 
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35.BImSchV) mit der Grünen Plakette gekennzeichnet sind und deshalb 

mit dem bislang zur Verfügung stehenden Zusatzzeichen lfd. Nr. 46 der 

Anlage 2 zur StVO (im Weiteren: Zusatzzeichen 46) von dem Verkehrs-

verbot innerhalb der Umweltzone Stuttgart freigestell t werden. 

Hieraus folgt jedoch, dass die vom zuständigen Bundesverordnungsg e-

ber mit den genannten Verkehrszeichen bislang in der StVO geschaff e-

nen Kennzeichnungsmöglichkeiten von Verkehrsverbotszonen zur Ve r-

minderung schädlicher Luftverunreinigungen nicht ausre ichend sind, um 

ein Verkehrsverbot , wie es in Städten mit Immissionsgrenzwertübe r-

schreitungen wie in Stuttgart in Betracht zu ziehen ist, bekanntzugeben.  

Hierzu bedarf es zweckmäßigerweise einer weitergehenden Kennzeich-

nungsmöglichkeit - wie beispielsweise der vom Beklagten vorgeschla-

genen „Blauen Plakette“ - und folgl ich einer entsprechenden Ergänzung 

der 35.BImSchV und des Zusatzzeichens 46 der StVO durch die jeweils 

zuständigen Verordnungsgeber des Bundes (35.BImSchV: Bundesregie-

rung; StVO: BMVI und BMUB). Es besteht kein Zweifel daran, dass so-

wohl die Bundesregierung als auch die genannten Bundesmin isterien in 

ihrer Funktion als Verordnungsgeber durch Bundesgesetz (hier: BI m-

SchG und StVG) nicht nur ermächtigt (vgl. Art. 80 GG), sondern auch 

verpf lichtet sind, den für die Umsetzung und den Vollzug der Vorschri f-

ten des Luftreinhalterechts zuständigen Landesbehörden das hierfür 

notwendige Instrumentarium zur Verfügung zu ste l len, soweit dieses 

nicht bereits im Bundesimmissionsschutzgesetz enthalten ist  (so 

BayVGH, Beschl. v. 27.02.2017 - 22 C 16.1427 - in juris, Rn 184),  

Sie haben daher d ie im vorl iegenden Fall deutlich gewordenen Rege-

lungsdefizite durch entsprechende Ergänzungen der StVO und der 35. 

BImSchV baldmöglichst zu beseit igen. 

Es ist derzeit nicht absehbar, ob und zu welchem Zeitpunkt die zustän-

digen Verordnungsgeber die bestehenden Regelungsdefizite in den ge-

nannten Verordnungen  wegen des Vertragsverletzungsverfahrens, das 

die Europäische Kommission wegen der seit dem Jahr 2010 andauern-

den Nichteinhaltung der in der Richtl inie 2008/50/EG festgesetzten Im-

https://www.juris.de/jportal/portal/t/jcj/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=jcg-32008L0050&doc.part=C&doc.price=0.0#focuspoint
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missionsgrenzwerte gegen die Bundesrepublik Deutschland durc hführt, 

tatsächlich noch beheben werden.  

4.4.                                                                                               

Durch diese bislang nicht behobenen Regelungsdefizite ist die Durch-

setzung bzw. Bekanntgabe des vorl iegend in Betracht kommenden Ve r-

kehrsverbotes entgegen der Rechtsansicht des Beklagten jedoch rech t-

lich nicht unmöglich, weil es zu dem in seiner derzeit igen Ausgestaltung 

hier nicht verwendbaren Zusatzzeichen 46 andere, rechtlich zulässige 

Möglichkeiten gibt,  das Verkehrsverbot  trotz „Fehlens einer Blauen 

Plakette“ im Einklang mit den Vorschrif ten der StVO ordnungsgemäß 

bekanntzugeben.  Insoweit gi lt im Einzelnen Fo lgendes: 

4.4.1.                                                                                              

Da das in Betracht zu ziehende Verkehrsverbot zum Inhalt hat, inne r-

halb der gesamten bereits bestehenden und mit den Zeichen 270.1 und 

270.2  ausgeschilderten Umweltzone Stuttgart die Kraftfahrzeuge  mit 

benzin- oder gasbetriebenen Ottomotoren  der Eurostufen Euro 1 und 2 

sowie Kraftfahrzeuge mit Dieselmotoren der Eurostufen Euro 3, 4 und 5 

aus der bislang mit dem Zusatzzeichen 46 angeordneten Freistel lung 

der Kraftfahrzeuge mit Grüner Plakette herauszunehmen und damit im 

Ergebnis dem mit Zeichen 270.1 angeordneten Umweltzonen -

Verkehrsverbot zu unterwerfen, besteht für einen Austausch der Ze i-

chen 270.1 und 270.2  - etwa gegen das Zeichen 251 (Lfd.  Nr. 29 der 

Anlage 2 zur StVO) - keine sachliche Notwendigkeit . Denn das Zeichen 

251 unterscheidet sich in Bezug auf die Adressaten des damit angeord-

neten Einfahrverbotes (Kraftwagen und mehrspurige Kraftfahrzeuge) 

nicht von den Adressaten der Zeichen 270.1 und 270.2  (Kraftfahrzeu-

ge), die darüber hinaus lediglich zusätzl ich das Gebiet der Verkehrs-

verbotszone (Umweltzone) begrenzen. Da das Verkehrsverbot auch 

räumlich denselben Bereich betrif f t, wie das bereits bestehende Ve r-

kehrsverbot, nämlich die gesamte Umwel tzone Stuttgart, bliebe auch 

der Aufstellungsort der Schilder derse lbe. 
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Die Zeichen 270.1 und 270.2 können daher für das vorliegend in B e-

tracht zu ziehende (Umweltzonen-)Verkehrsverbot weiter Verwendung 

f inden. Ob ein auf einzelne Strecken (wie z. B. beim Maßnahme M2c) 

oder auf ein Teilgebiet (wie z. B. bei Maßnahme M2b) räumlich b e-

grenztes zusätzl iches Verkehrsverbot innerhalb der bereits bestehe n-

den Umweltzone in rechtlich zuläss iger Weise mit dem Zeichen 251  und 

einem entsprechenden (individuellen) Zusatzzeichen, das den freige-

stel lten Adressatenkreis bezeichnet, ausgeschildert werden kann, be-

darf deshalb hier keiner Entscheidung. 

4.4.2.                                                                                             

Soweit das vorliegend in Betracht zu ziehende Verkehrsverbot den 

Kreis der bislang mit der Grünen Plakette freigestellten Kraftfahrzeuge 

weiter einschränkt und hierfür das in der StVO vorhandene Zusatzzei-

chen 46 zu weit reichend und damit nicht verwendbar ist,  gibt es recht-

lich zulässige Handlungsalternativen, um die gebotenen Freistel lungen 

vom Verkehrsverbot ordnungsgemäß bekannt zu geben. 

Etwas anderes könnte nur dann gelten, wenn es sich bei der Vorschrif t 

des § 45 Abs. 1f StVO um eine abschließende Regelung für die Be-

kanntgabe von Umweltzonen-Verkehrsverboten handeln würde und die-

se deshalb so verstanden werden müsste, dass eine ordnungsgem äße 

Bekanntgabe eines Umweltzonen-Verkehrsverbotes und der Ausnahmen 

bzw. Freistellungen hiervon ausschließlich m it den in der StVO vorge-

sehenen Zeichen 270.1 bzw. 270.2 in Kombination mit dem in der lfd. 

Nr. 46 der Anlage 2 zur StVO abgebildeten Zusatzzeichen 46 erfo lgen 

kann. 

 

Bei sachgerechter Auslegung der genannten Vorschrif t  ist für diese In-

terpretat ion jedoch kein Raum. Maßgebend für die Auslegung von Ge-

setzen - und ebenso von Rechtsverordnungen - ist der in der Norm zum 

Ausdruck kommende objektivierte Wille des Gesetz - bzw. Verordnungs-

gebers, wie er sich aus dem Wortlaut der Vorschrif t und dem Sinnz u-

sammenhang ergibt, in den sie hineingestel lt ist (BVerfG, Urt. v. 

19.03.2013 - 2 BvR 2628/10, 2 BvR 2883/10, 2 BvR 2155/11 - in juris, 

http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1gyb/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=14&numberofresults=2067&fromdoctodoc=yes&doc.id=KVRE402401301&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1gyb/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=14&numberofresults=2067&fromdoctodoc=yes&doc.id=KVRE402401301&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1gyb/
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1gyb/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=14&numberofresults=2067&fromdoctodoc=yes&doc.id=KVRE402401301&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
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Rn 66). Der Erfassung des objekt iven Willens des Gesetz- bzw. Verord-

nungsgebers dienen die anerkannten Methoden der Gesetzesauslegung 

aus dem Wortlaut der Norm, der Systematik, ihrem Sinn und Zweck s o-

wie aus den Gesetzesmaterial ien und der Entstehungsgeschichte, die 

einander nicht ausschließen, sondern sich gegenseit ig ergänzen. Unter 

ihnen hat keine einen unbedingten Vorrang vor einer anderen (BVerfG, 

Urt. v. 20.03.2002 –  2 BvR 794/95 in juris, Rn 79). Ausgangspunkt der 

Auslegung ist zwar regelmäßig der Wortlaut der Vorschrif t. Soweit  die-

ser jedoch keine hinreichend deutl ichen Hinweise auf den Willen des 

Gesetz- bzw. Verordnungsgebers gibt, kommt daneben den genannten 

anderen Auslegungskriterien eine nicht unerhebliche Indizwirkung zu 

(BVerfG, Urt. v. 19.03.2013, a.a.O.).  

 

Unter Berücksichtigung dieser Auslegungsgrundsätze kann § 45 Abs. 1f 

StVO nicht als abschließende Regelung für die Bekanntgabe von Um-

weltzonen-Verkehrsverboten verstanden werden. Eine solche Interpre-

tation als abschließende Regelung ist bereits nach dem Wortlaut des § 

45 Abs. 1f StVO  nicht zwingend. Der Wortlaut dieser Regelung deutet 

zwar darauf hin, dass der Verordnungsgeber bei deren Einführung im 

Rahmen der zum 01.04.2013 in Kraft getretenen Neufassung der StVO 

vom 06.03.2013 (vgl. BGBl. I, S.367) mögliche rweise - und wie durch 

den vorliegenden Sachverhalt belegt - irrtümlich davon ausgegangen 

ist, dass die genannten Verkehrszeichen ausre ichend sind, um die Ziele 

des § 47 Abs. 1 BImSchG - soweit hierfür Verkehrsbeschränkungen e r-

forderlich sind - zu erreichen. Der Wortlaut der Regelung lässt auch 

den weiteren Schluss zu, dass der Verordnungsgeber die in § 45 Abs. 

1f StVO vorgesehene Schilderkombination  im Hinblick auf die notwen-

dige Kontroll ierbarkeit als die geeignetste Form der Bekanntgabe eines 

solchen Umweltzonen-Verkehrsverbotes angesehen hat. Vor diesem 

Hintergrund ist die vom Verordnungsgeber gewählte Formuli erung ohne 

weiteres nachvollziehbar.  

Eine mit der Formulierung darüber hinaus verfolgte Absicht  des Verord-

nungsgebers, mit der in § 45 Abs. 1f StVO genannten Schilderkombina-

tion zugleich die einzige zulässige Form der Bekanntgabe eines U m-

http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1gyb/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=14&numberofresults=2067&fromdoctodoc=yes&doc.id=KVRE306730201&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1gyb/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=14&numberofresults=2067&fromdoctodoc=yes&doc.id=KVRE306730201&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/1gyb/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=14&numberofresults=2067&fromdoctodoc=yes&doc.id=KVRE402401301&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
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weltzonen-Verkehrsverbotes und der Freistellungen bzw. Ausnahmen 

hiervon festlegen zu wollen, ist der Formulierung dagegen nicht eindeu-

tig zu entnehmen. 

Es handelt sich bei der zuletzt genannten Interpretation des Wortlautes 

der Vorschrif t  vielmehr ledigl ich um eine unter grammatischen Aspekten 

denkbare Deutungsmöglichkeit, die aber nicht zwingend ist.  

Lässt die Formulierung eines Vorschrif tentextes solche verschiedenen 

Deutungsmöglichkeiten zu, ist im Rahmen der Auslegung weiter zu e r-

mitteln, welche der möglichen Deutungen nach den weiteren Ausle-

gungskriterien und insbesondere nach dem Sinn und Zweck der Rege-

lung dem objektiven Willen des Gesetzgebers (hier: Verordnungsge-

bers) entspricht.  

 

Der Sinn und Zweck der mit der Neufassung der StVO im Jahr 2013 in 

die StVO aufgenommenen Regelungen und Verkehrszeichen zu Umse t-

zung von Verkehrsbeschränkungen aus Gründen der Luftreinhaltung 

bestand bei objekt iver Betrachtung ausschließlich darin, den für die 

Umsetzung und den Vollzug der bundesgesetzl ichen Vo rschrif ten zur 

Luftreinhaltung zuständigen Landesbehörden das dafür notwendige In-

strumentarium zur Verfügung zu stel len.  

Das Gericht hat daher keine Zweifel daran, dass der StVO -

Verordnungsgeber mit der Aufnahme der genannten Regelungen und 

Verkehrszeichen in die StVO den alleinigen Zweck verfolgte, den für die 

Luftreinhaltung zuständigen Landesbehörden die Anordnung von Ve r-

kehrsbeschränkungen und -verboten zu ermöglichen, soweit so lche zur 

Erreichung der Ziele des § 47 BImSchG erforderl ich sind. Die Tatsache, 

dass der Verordnungsgeber dabei möglicherweise irrtümlich davon au s-

gegangen ist, dass dafür ein Zusatzzeichen 46 mit  Roter, Gelber oder  

Grüner Plakette bereits ausreichend ist,  ändert hieran nichts.  Denn es 

bestehen jedenfalls keine Anhaltspunkte dafür, dass der Verordnung s-

geber die Befugnisse der zuständigen Landesbehörden zur Anordnung 

verkehrsbeschränkender Maßnahmen mit der Regelung des § 45 Abs. 

1f StVO und dem genannten Zusatzzeichen 46 absichtl ich beschränken 

wollte, um die Verhängung weitergehender Verkehrsverbote zu verhin-



- 73 - 

dern. Insbesondere enthält auch die Begründung der Neufassung der 

StVO keinerlei Hinweise dafür, dass der Verordnungsgeber den Reg e-

lungsinhalt des § 45 Abs. 1f StVO und des Zusatzzeichens 46 in diesem 

abschließenden Sinne beschränken wollte (vgl. z.B. BR-Drucksache 

428/12).  

 

Ein solches Vorgehen des Verordnungsgebers wäre auch offensichtl ich 

rechtswidrig gewesen. Denn es steht außer Zweifel, dass der Ve rord-

nungsgeber durch die Verordnungsermächtigung in Art. 80 GG keine 

Befugnis erhält,  bundesgesetzl iche Zielsetzungen - wie im vorl iegenden 

Fall  die Erreichung der Ziele des § 47 BImSchG - durch Rechtsverord-

nung zu beschränken oder gar zu verhindern. Dies hätte der Verord-

nungsgeber im vorl iegenden Fall aber getan, wenn er mit der Regelung 

des § 45 Abs. 1f StVO tatsächlich hätte abschließend regeln wollen, 

dass die zuständigen Landesbehörden weitergehende Verkehrsverbote 

gegen Kraftfahrzeuge mit Grüner Plake tte selbst dann nicht verhängen 

können, wenn solche Verkehrsverbote zur Erreichung der Ziele des § 

47 BImSchG geeignet und geboten sind.  

 

Gegen einen dahingehenden Willen des Verordnungsgebers sprechen 

darüber hinaus auch dessen Feststellungen zum Regelungsinhalt des 

Zeichens 270.1 in der Anlage 2 zur Neufassung der StVO 2013. Denn 

dort heißt es ausdrücklich, dass Ausnahmen vom Umweltzonen -

Verkehrsverbot „ im Einzelfal l oder allgemein durch Zusatzzeichen oder 

Allgemeinverfügung“ und damit nach dem Willen des Verordnungsge-

bers offensichtl ich nicht ausschließlich mit der in § 45 Abs. 1f StVO ge-

nannten Schilderkombination zugelassen werden können. 

 

Die Möglichkeit , die Ausnahmen vom Umweltzonen -Verkehrsverbot statt  

mit dem Zusatzzeichen 46 grundsätzl ich auch du rch eine Allgemeinver-

fügung regeln zu können, hat das BMVI, das zusammen mit dem BMUB 

für die Neufassung der StVO zuständig war, zudem mit seinem Schre i-

ben an  den Minister für Verkehr des Landes Baden-Württemberg vom 

11.03.2016 auch nochmals ausdrücklich bestät igt. Denn in diesem 
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Schreiben hat das BMVI die Notwendigkeit einer Änderung der Reg e-

lungen der StVO zur Anordnung verkehrsbeschränkender Maßnahmen 

zur Luftreinhaltung mit der Begründung verneint, weitergehende Ve r-

kehrsverbote gegenüber Kraftfahrzeugen mit Grüner Plakette könnten 

auch durch Allgemeinverfügung und gleichzeit iger Abdeckung des Z u-

satzzeichens 46, das in der Umweltzone Stuttgart Kraftfahrzeuge mit 

Grüner Plakette vom Umweltzonen-Verkehrsverbot freistellt, angeordnet 

werden.  

Zwar hat das BMVI diese Feststellungen wohl ledigl ich im Hinblick auf 

zeit l ich befristete, weitergehende Verkehrsverbote getroffen. Dennoch 

lässt sich auch dieser schrif t l ichen Stellungnahme des BMVI ohne we i-

teres entnehmen, dass der für die StVO zuständige Verordnungsgeber 

selbst nicht davon ausgeht, dass Umweltzonen-Verkehrsverbote und die 

Ausnahmen bzw. Freistel lungen hiervon ausschließlich mit der genann-

ten Schilderkombination (Zeichen 270.1 und Zusatzzeichen 46) b e-

kanntgegeben werden können. Nach dieser schrif t l ichen  Stellungnahme 

darf  das Zeichen 270.1 vielmehr auch ohne Zusatzzeichen verwendet 

und notwendige Ausnahmen oder Freistel lungen vom Verkehrsverbot 

auch auf andere Weise verfügt und bekanntgegeben werden. Dieser 

Rechtsansicht schließt sich das Gericht an, zumal die StVO auch im 

Übrigen obligatorische Verbindungen von Zeichen und Zusatzzeichen 

nicht kennt.  

 

Bereits aus den vorgenannten Gründen kann die Vorschrif t des § 45 

Abs. 1f StVO nicht als abschließende Regelung verstanden  werden.  

Eine solche Auslegung der Vorschrif t ist auch deshalb abzulehnen, weil 

sie im Ergebnis dazu führen würde, dass die Vorschrif t  mit einem sol-

chen beschränkten Regelungsinhalt gegen höherrangiges Recht versto-

ßen würde. Denn ein solches Verständnis  des § 45 Abs. 1f StVO würde 

dazu führen, dass das im vorl iegenden Fall  zur schnellstmöglichen Ein-

haltung der überschrittenen Immissionsgrenzwerte und damit zum 

Schutz der menschlichen Gesundheit in Betracht zu ziehende Verkehrs-

verbot nicht bekannt gegeben werden könnte. Die Regelung würde mit 

diesem Inhalt  also nicht nur gegen die Zielsetzungen des § 47 BIm-
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SchG, sondern auch gegen Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG; Art. 3 Abs. 1 GRCH 

und gegen unionsrechtlich vorgegebene Umweltstandards (hier: der 

Richtl inie 2008/50/EG) und damit gegen (höherrangiges)  Bundes-, Ver-

fassungs- und Europarecht verstoßen.  

Da es jedoch sowohl angesichts der Verpflichtung der Bundesrepublik 

Deutschland, die unionsrechtl ich vorgegebenen Umwel tschutzstandards 

einzuhalten, als auch wegen des aus Art. 3 Abs. 1 GRCH und Art. 2 

Abs. 2 Satz 1 GG resultierenden staatlichen Schutzauftrages für das 

Leben und die Gesundheit von Menschen schlechthin ausgeschlossen 

ist, dass ein zur Sicherstellung dieser Zwecke gebotenes Verkehrsver-

bot nur deshalb unterbleibt, weil § 45 Abs. 1f StVO dessen Bekanntg a-

be nicht zulässt (in diesem Sinne auch BayVGH, a.a.O., Rn 184), wäre 

die betreffende Regelung jedenfalls auch verfassungs- und unions-

rechtskonform so auszulegen, dass es sich nicht um eine abschließe n-

de Regelung handelt.  

4.4.3. 

Geht man davon aus, das es s ich bei § 45 Abs. 1f StVO um keine ab-

schließende Regelung handelt und ein Umweltzonen-Verkehrsverbot 

und die Freistellungen hiervon folgl ich nicht ausschließlich und zwi n-

gend mit der Verkehrszeichen-Kombination  270.1 bzw. 270.2 und dem 

Zusatzzeichen 46 bekanntgegeben werden muss, ist die  zur Durchset-

zung des Verkehrsverbotes zuständige Straßenverkehrsbehörde auch 

befugt, auf andere, nach der StVO zulässige Formen der Bekanntgabe 

zurückzugreifen. 

 

Insoweit haben das BMVI und der Beklagte die  in Betracht kommenden 

Handlungsalternativen bereits selbst aufgezeigt, nämlich zum einen die 

vom BMVI in seinem Schreiben an  den Minister für Verkehr des Landes 

Baden-Württemberg vom 11. März 2016 empfohlene Bekann tgabe der 

notwendigen Freistellungen vom Verkehrsverbot durch Allgemeinver-

fügung  (dazu unter 4.4.3.1.) und zum andern die vom Beklagten im Zu-

sammenhang mit dem Verkehrsverbot M2c beabsichtigte Schaffung ei-

https://www.juris.de/jportal/portal/t/jcj/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=jcg-32008L0050&doc.part=C&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/jcj/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR000010949BJNE001800314&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/jcj/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR000010949BJNE001800314&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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nes bislang in der StVO nicht geregelten Zusatzzeichens (dazu unter 

4.4.3.2.).  

4.4.3.1.                                                                                           

Ob es sich bei dem Vorschlag des BMVI, die notwendigen Freistel lun-

gen von dem mit Zeichen 270.1 bekanntgegebenen Umweltzonen-

Verkehrsverbot durch Allgemeinverfügung  anzuordnen, um eine recht-

lich zulässige Handlungsalternative handelt,  erscheint zumindest frag-

lich. Denn dieser Vorschlag steht im Widerspruch zu dem in § 45 Abs. 4 

Halbsatz 1 StVO zum Ausdruck kommenden Grundsatz, wonach die in  

§ 45 Abs. 3 StVO genannten Straßenverkehrsbehörden –  und insoweit 

gilt  für die zum Vollzug des § 40 Abs. 1 Satz 1 BImSchG zuständigen 

Stellen nichts anderes - den Verkehr grundsätzlich nur durch Verkehrs-

zeichen und Verkehrseinrichtungen regeln und lenken dürfen, weil - 

insbesondere ortsfremde - Verkehrstei lnehmer ein schutzwürdiges Inte-

resse haben, dass ihnen die Ge- und Verbote, die sie bei der Verkehrs-

teilnahme zu beachten haben, ausschließlich auf diese Art und Weise 

zur Kenntnis gebracht werden (ebenso BayVGH, a.a.O. Rn 168; vgl.  

auch BVerwG, Urt.  v. 13.03.2008 - 3 C 18.07 - in juris).  Für Verkehrs-

verbote und -beschränkungen zum Schutz der Wohnbevölkerung vor 

Lärm und Abgasen (vgl. § 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 StVO)  sieht auch § 45 

Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2 StVO insoweit keine Ausnahme vor, sondern 

nur für Verkehrsverbote und -beschränkungen zur Erhaltung der öffen t-

l ichen Sicherheit (vgl. § 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 StVO).  Die Frage kann 

jedoch offen bleiben.  

4.4.3.2.                                                                                          

Denn jedenfalls bestehen gegen die zweite in Betracht kommende 

Handlungsalternative keine durchgreifenden rechtl ichen Bedenken, 

wenn man § 45 Abs. 1f StVO aus den bereits dargelegten Gründen ric h-

tigerweise nicht für eine abschließende Regelung hält.  

Es bestehen zunächst keine rechtlichen Zweifel daran, dass die Zu-

satzzeichen , bei denen es sich gemäß § 39 Abs. 3 Satz 1 StVO eben-

falls um Verkehrszeichen handelt, in der StVO nicht abschließend ge-

https://www.juris.de/jportal/portal/t/jcj/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR036710013BJNE004803817&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/jcj/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR036710013BJNE004803817&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/jcj/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR036710013BJNE004803817&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/jcj/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR007210974BJNE005206360&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/jcj/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR036710013BJNE004203123&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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regelt sind und das Verkehrsministerium des Beklagten als ob erste 

Straßenverkehrsbehörde auf der Grundlage der Allgemeinen Verwal-

tungsvorschrif t zur StVO (VwV-StVO) vom 26.01.2001  i. d. F. vom 

22.05.2017; (vgl. BAnz AT vom 29.05.2017 B8) deshalb befugt ist,  an-

dere als die im Verkehrszeichenkatalog (VzKAT) zur StVO aufgeführten 

Zusatzzeichen zu genehmigen und einzuführen. Denn dort heißt es u n-

ter Randnummer 46 zu §§ 39 bis 43: „ ... Abweichungen von dem in die-

sem Verzeichnis aufgeführten Zusatzzeichen sind nicht zulässig; and e-

re Zusatzzeichen bedürfen der Zustimmung der zuständigen obersten 

Landesbehörde  oder der von ihr bestimmten Stel le." . Diese Befugnis 

ist zwischen den Beteil igten unstreit ig, denn davon geht auch die Pla n-

behörde aus (vgl. Zif fer 6.2.2.2.2 des Planentwurfs zur 3. Fortschre i-

bung des Luftreinhaltungsplanes Stuttgart vom Mai 2017 zur Umsetzung 

des Verkehrsverbotes M2b; S. 84).  

Inhaltl ich müsste das Zusatzzeichen als sog. Frei-Zusatzzeichen  

ebenso wie das Zusatzzeichen 46 - vereinfacht ausgedrückt - den Aus-

sagegehalt der bislang nicht vorliegenden Blauen Plakette in Textform 

zum Ausdruck bringen.  Dies lässt § 41 Abs. 2 Satz 3 StVO grundsätz-

lich zu. Dieses Zusatzzeichen würde auch nicht unter die Einschrä n-

kung des § 39 Abs. 3 Satz 2 StVO fallen, wonach „Aufschrif ten“ auf Zu-

satzzeichen –  also Zusatzzeichen, die ihren Regelungsgehalt in Text-

form zum Ausdruck bringen - nur zulässig sind, „soweit nichts anderes 

bestimmt ist“. Letzteres ist hier der Fall , denn als Zusatzzeichen zu 

dem Zeichen 270.1 gelten für dieses insbesondere nicht die Einschrä n-

kungen in Nummer 26 der Anlage 2 zur StVO, sodass die damit zusam-

menhängenden Rechtsfragen hier keiner Erörterung bedürfen.  

Gegen ein solches Frei -Zusatzzeichen, das in Textform die vom Um-

weltzonen-Verkehrsverbot (Zeichen 270.1) freigestellten Kraftfahrzeuge 

benennt, bestehen daher keine grundsätzl ichen rechtlichen Bedenken 

(ebenso BayVGH a.a.O., Rn 171).  

Auch in Bezug auf den hier notwendigen Textumfang , mit dem eine 

Freistellung vom Verkehrsverbot für Dieselfahrzeuge Euro 6 und ggf. 

https://www.juris.de/jportal/portal/t/jcj/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR036710013BJNE004400000&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/jcj/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR036710013BJNE004203123&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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für Kraftfahrzeuge mit Ottomotoren ab Euro 3 geregelt werden müsste, 

bestehen keine rechtlichen Bedenken.  Zwar muss nach der obergerich t-

l ichen Rechtsprechung der objekt ive Aussagegehalt von Verkehrsze i-

chen - und dies gi lt auch für Kombinationen aus Zeichen und Zusat z-

zeichen - zum einen eindeutig sein und eine solche Beschilderung zum 

anderen so übersichtl ich gestaltet werden können, dass ein durc h-

schnitt l icher Kraftfahrer bei Einhaltung der nach § 1 StVO erforderl i-

chen Sorgfalt ihren Bedeutungsgehalt „mit einem raschen und beiläuf i-

gen Blick“ zu erfassen vermag (vgl. auch zu diesem Erfordernis: 

BVerwG, Urt. v. 13.03.2008 –  3 C 18.07 –  a.a.O., m.w.N.).  

Dies ist bei dem hier notwendigen Textumfang, mit dem zum Au sdruck 

zu bringen ist, dass Diesel -Kraftfahrzeuge „Diesel Euro 6“ und „Andere 

ab Euro 3“ vom Verkehrsverbot ausgenommen („Frei“) sind,  auch im 

Vergleich mit den Textumfängen anderer im Verkehrszeichenkatalog 

enthaltenen und damit als zulässig erachteten Zusatzzei chen zu beja-

hen. 

Gegenüber einem solchen Frei -Zusatzzeichen zum Zeichen 270.1  dürfte 

die vom Kläger alternativ vorgeschlagene „Drei -Schilder-Regelung“ mit 

dem Zeichen 270.1, dem Zusatzzeichen 46 (Grüne Plakette) und einem 

zweiten Zusatzzeichen mit den Ausnahmen von der Freistel lung durch 

das Zusatzzeichen 46 bereits deshalb nicht vorzugswürdig sein, weil  

diese Beschilderungsmöglichkeit die den Verkehrstei lnehmern im Z u-

sammenhang mit Umweltzonen bereits vertraute Regelungstechnik 

„Verbot und Freistellung“ verkompliziert und bei dieser „Drei -Schilder-

Regelung“ möglicherweise auch missverständlich bleibt, worauf sich 

das zweite Zusatzzeichen bezieht.  

Welche der  vorgenannten Handlungsalternativen die hier zuständigen 

Behörden letzt l ich als vorzugswürdig erachten, muss  jedoch deren Ent-

scheidung im Rahmen ihrer Befugnisse nach § 47 BImSch G und § 45 

Abs. 3 Satz 1 StVO - gegebenenfalls auch in Abstimmung mit dem BMVI 

als oberster Straßenverkehrsbehörde - vorbehalten bleiben. Sollte das 

BMVI dabei rechtl iche Bedenken gegen alle aufgezeigten Handlungsa l-

https://www.juris.de/jportal/portal/t/jcj/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR036710013BJNE000100000&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/jcj/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=4&fromdoctodoc=yes&doc.id=WBRE410014714&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
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ternativen haben, obliegt es al lein den zuständigen Verordnungsgebern, 

diesen rechtl ichen Bedenken durch eine entsprechende Ergänzung der 

35.BImSchV und des Zusatzzeichen 46 um eine weitere Plakette zur 

Bekanntgabe von Verkehrsverboten der vorliegenden Art Rechnung zu 

tragen. 

5. 

Das im Planentwurf zur 3. Fortschreibung als Maßnahme M1 bereits 

vorgesehene Verkehrsverbot begegnet auch im Hinblick auf die  recht-

lichen Vorgaben  des § 47 Abs. 4 Satz 1 BImSchG keinen Bedenken .  

Das in Betracht zu ziehende Verkehrsverbot verstößt nicht gegen die 

Vorgaben des § 47 Abs. 4 Satz 1 BImSchG zur Emittentenauswahl  

(dazu unter 5.1.) und ist auch verhältnismäßig (dazu unter 5.2.). Der 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebietet insbesondere auch nicht 

den generellen Aufschub der Umsetzung auf den vom Beklagten vorge-

sehenen späteren Zeitpunkt. Einem solchen Aufschub steht vielmehr 

das in § 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG zum Ausdruck kommende Minimie-

rungsgebot entgegen (dazu unter 5.3.).  

 

5.1.   

Das im Planentwurf zur 3. Fortschreibung als Maßnahme M1 bereits 

vorgesehene Verkehrsverbot, mit dem die Einhaltung der in der Um-

weltzone Stuttgart überschrit tenen NO 2-Immissionsgrenzwerte tatsäch-

lich sichergestell t werden kann, verstößt nicht gegen die Vorgaben des 

§ 47 Abs. 4 Satz 1 BImSchG zur Emittentenauswahl , weil von dieser 

Maßnahme von allen Emittenten, die zum Überschreiten der Immiss i-

onswerte im Sinne des § 47 Abs. 4 Satz 1 BImSchG beitragen, aus-

schließlich der Straßenverkehr und davon wiederum nur ein bestimmter 

Kreis von Verkehrstei lnehmern, nämlich die Nutzer der Kraftfahrzeuge 

der genannten Schadstoffgruppen betroffen sind.  Denn dies lässt sich 

in der Sache damit rechtfertigen, dass  der Straßenverkehr  an al len 

Messstationen in der Umweltzone Stuttgart sowohl lokal als auch im 

Bereich der Hintergrundbelastung mit Verursacheranteilen an der 

NO2-Immissionsbelastung  zwischen 59 % und 77 % (Am Neckartor) 

als Hauptverursacher der NO2-Immissionsgrenzwertüberschreitungen in 

http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/112x/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=3&numberofresults=204&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR007210974BJNE005907360&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/112x/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=3&numberofresults=204&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR007210974BJNE005907360&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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Erscheinung tritt  (vgl. Planentwurf zur 3. Fortschre ibung vom Mai 2017, 

Abbildungen 6 bis 9, S. 30 und 31)  und die vom Verkehrsverbot be-

troffenen Kraftfahrzeuge zu diesen Verursachungsantei len einen erheb-

lichen Anteil beitragen (vgl. hierzu u.a. Dokumentation zum GWG vom 

Apri l 2017, S. 73, Bild 4.12) . 

 

5.2. 

Das im Planentwurf zur 3. Fortschreibung als Maßnahme M1 vorgese-

hene Verkehrsverbot verletzt in der Sache auch nicht den Grundsatz 

der Verhältnismäßigkeit , bei dem es sich um ein aus den Grundrech-

ten  (z.B. Art. 2 Abs. 1 GG) bzw. aus dem in Art. 20 Abs. 3 GG veran-

kerten Rechtsstaatspr inzip hergeleitetes allgemeines Abwägungsprinzip 

handelt, das bei der Auswahl in Betracht kommender Luftreinhaltemaß-

nahmen und der davon betroffenen Emittenten grundsätzlich zu beach-

ten ist.  Dies hat der Bundesgesetzgeber durch die ausdrückliche E r-

wähnung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes in der Regelung des § 

47 Absatz 4 Satz 1 BImSchG auch nochmals klargestel lt.  

 

Eine hoheit l iche Maßnahme, die in (Grund-)Rechte Dritter eingreif t, 

entspricht dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit regelmäßig dann, 

wenn sie einen legitimen öffentlichen Zweck verfolgt und darüber hi n-

aus geeignet, erforderl ich und verhältnismäßig im engeren Sinne , also 

angemessen ist.  Diesen Anforderungen entspricht das hier in Betracht 

kommende Verkehrsverbot im Falle seiner Umsetzung vorauss ichtl ich in 

jeder Hinsicht.  

 

5.2.1. 

Als Maßnahme zur dauerhaften Verminderung von Luftverunrein igungen 

und zur Einhaltung von Immissionsgrenzwerten, die dem Schutz der 

menschlichen Gesundheit  vor schädlichen Luftschadstoffen dienen, ve r-

folgt dieses zweifel los einen legitimen öffentlichen Zweck . 

 

5.2.2.                                                                                            

Die Geeignetheit  des  Verkehrsverbotes steht ebenfalls außer Zweifel , 
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weil mit diesem Verkehrsverbot das Ziel der Einhaltung der überschri t-

tenen NO2-Immissionsgrenzwerte nach den Feststellungen der Gutac h-

ter des Beklagten im Gesamtwirkungsgutachten in der gesamten U m-

weltzone Stuttgart erreicht oder zumindest annähernd erreicht werden   

(vgl. hierzu bereits unter Zif fer 3 .). 

 

5.2.3. 

Es sind zum gegenwärt igen Zeitpunkt auf der Grundlage des vom Be-

klagten vorgelegten Gesamtwirkungsgutachtens auch keine anderen, 

gleichwertigen Maßnahmen  ersicht lich, welche den von dem Ver-

kehrsverbot betroffenen Adressatenkreis weniger belasten  würden und 

dem Verkehrsverbot deshalb im Rahmen der planerischen Auswahlen t-

scheidung nach § 47 Abs. 4 Satz 1 BImSchG als „milderes Mittel“  vor-

zuziehen wären. 

 

5.2.3.1. 

Die von der Planbehörde bis lang nicht als Luftreinhaltemaßnahmen in 

Betracht gezogenen Geschwindigkeitsbeschränkungen  in den Rege-

lungen M17 und M18 scheiden mit ihren NO 2-Emissionsminderungs-

potenzialen zwischen 0 % und maximal 5 % bereits von ihrem Wi r-

kungsgrad als gleichwertige Maßnahmen aus und kommen daher als 

gleichwertige Handlungsalte rnative anstel le des Verkehrsverbotes nicht 

in Betracht.  

Nichts anderes gi lt  auch für die in Modul 6 (Schnellstraße nkonzept) des 

Gesamtwirkungsgutachtens bewerteten Maßnahmen M61v1 und 

M61v2, die „Geschwindigkeitsreduzierungen auf ausgewählten Aut o-

bahnen und Bundesstraßen auf 100 bzw. 80 km/h“ vorsehen und die 

von der Planbehörde bislang ebenfalls nicht als Luftreinhaltemaßnah-

men vorgesehen sind. Zwar liegen deren NO 2-Emissions-

minderungspotenziale bei immerhin 13% bzw. 9 %. Die B eklagten-

Vertreter haben hierzu in der mündlichen Verhandlung jedoch schlüssig 

und nachvollziehbar dargelegt, dass diese Maßnahmen die Immission s-

situation in der Umweltzone Stuttgart sogar verschlechtern würden, weil 

sie zu Ausweichverkehren in die Umweltzone und damit sogar zu ein er 
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Verschlechterung der dort igen Luftqualität führen würden. Diese Hand-

lungsalternative hat die Planbehörde daher zu Recht nicht in ihren Pl a-

nentwurf übernommen.  

 

5.2.3.2. 

Die als Handlungsalternative grundsätzl ich in Betracht kommenden 

(ganzjährigen) Verkehrsverbote, die abwechselnd an das Kfz-

Kennzeichen (gerade/ungerade)  anknüpfen, wurden von der Planbe-

hörde bereits wegen ihres zu geringen NO 2-Immissionsminderungs-

potenzials (Reduzierung der Streckenlängen mit Grenzwertüberschre i-

tungen in der Umweltzone um weniger als 4 %; vgl. Dokumentation zum 

GWG vom April  2017, Bild 6.9, S. 127 sowie S. 39 und 40 des A b-

schlussberichts zum GWG vom Februar 2017) zu Recht nicht weiterve r-

folgt. Dies bedarf keiner vertiefenden Darlegungen, nachdem der Kläger 

der diesbezüglichen Argumentation der Beklagten-Vertreter in der 

mündlichen Verhandlung nicht widersprochen und auch das Gericht an 

der Richtigkeit der genannten Feststel lungen der Gutachter keine Zwe i-

fel hat. 

 

5.2.3.3.                                                                                       

Auch die weiter in Betracht gezogene City-Maut kann bei der von den 

Gutachtern des Beklagten im Gesamtwirkungsgutachten untersuchten 

Ausgestaltung (5 Euro/Einfahrt in die Umweltzone; vgl. im Einzelnen 

Dokumentation zum GWG vom April 2017, S. 9, Zif fer 3.2.1.2) nicht als 

gleich geeignete Handlungsalternative eingestuft werden, weil diese 

nach den Feststellungen der Gutachter ledigl ich zu einer geringen R e-

duzierung der NOx-Emissionen des Straßenverkehrs in Höhe von 7 % 

führen würde (vgl. Abschlussbericht zum GWG vom Februar 2017, Bild 

5.4, Seite 46). Der immissionsseitige Wirkungsgrad dieser Handlungsa l-

ternative bleibt damit deutl ich hinter dem Wirkungsgrad des im Plan-

entwurf zur 3. Fortschreibung als Maßnahme M1 vorgesehen en Ver-

kehrsverbotes zurück (vgl. Dokumentation zum GWG vom Apri l 2017, 

Bild 6.9, S. 127; Reduzierung der Streckenlängen mit Grenzwertübe r-

schreitungen in der Umweltzone durch die Maßnahme M22/City -Maut 
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um ca. 42 % und im Talkessel um ca. 80 % gegenüber den 94,6 % in 

der Umweltzone durch das Verkehrsverbot).  

Ob die Erhebung einer solchen City -Maut zur Durchsetzung von Zielen 

der Luftreinhaltung überhaupt zulässig wäre und auf die §§ 47 i.  V. m. 

40 BImSchG gestützt werden könnte oder vielmehr einer vorherigen 

entsprechenden Gesetzesinit iative des Landesgesetzgebers bed ürfte, 

kann daher ebenso offen bleiben, wie die Frage, ob der Beklagte zu e i-

ner solchen Gesetzesinit iat ive zur Schaffung des rechtlichen Rahmens 

für die Einführung einer City-Maut rechtlich verpf l ichtet wäre.  

 

5.2.3.4. 

Für die weiter alternativ in Betracht gezogene Einführung einer Nah-

verkehrsabgabe für das Stadtgebiet oder die Region Stuttgart  gel-

ten die Ausführungen zur „City -Maut“ entsprechend , weil auch diese 

Maßnahme mit einem NO2-Emissionsminderungspotenzial von lediglich 

2 bis maximal 4 % (vgl. Abschlussbericht zum GWG vom Februar 2017, 

a.a.O.) keine gleichwert ige Handlungsalternative zu dem  im Planent-

wurf zur 3. Fortschreibung als Maßnahme M1 vorgesehenen Verkehr s-

verbot darstellt.  Dies ist zwischen den Beteil igten unstreit ig und bedarf 

daher ebenfalls keiner weiteren Betrachtung. 

 

5.2.3.5.                                                                                          

Bei der zuletzt noch in die Diskussion gebrachten „Nachrüstlösung“  

für die vom Verkehrsverbot betroffenen Diesel -Kraftfahrzeuge der Stufe 

Euro 5 handelt es sich bereits in tatsächlicher Hinsicht offensichtlich 

um keine im Sinne des § 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG gleichwert ige 

Handlungsalternative zum Verkehrsverbot. Denn insoweit hat die zu-

ständige Gutachterin des Beklagten in der mündlichen Verhandlung auf 

Rückfrage des Gerichts bestät igt, dass der immissionsseit ige Wir-

kungsgrad dieser „Nachrüstlösung“  bei maximal 9 %  bezogen auf das 

Jahr 2020 l iege.  

Dabei ist die Gutachter in bei ihrer Berechnung davon ausgegangen, 

dass 50 % der Diesel-Kraftfahrzeuge der Stufe Euro 5 nachrüstbar sind, 

100 % dieser Diesel-Kraftfahrzeuge bis 2020 auch tatsächlich nachge-
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rüstet werden und jede dieser Nachrüstungen zu einer Reduzi erung der 

realen Emissionen im Straßenverkehr um 50 % führe.  

Von diesen von der Gutachterin angenommenen Prämissen ist jedoch 

bereits die Annahme, dass im Rahmen freiwil l iger Nachrüstaktionen - 

wie auch immer diese konkret aussehen mögen - bis 2020 alle nach-

rüstbaren Diesel-Kraftahrzeuge tatsächlich freiwil l ig nachgerüstet we r-

den, wenig wahrscheinl ich.  

Hinzu kommt, dass die Planbehörde eine eventuelle Bereitschaft der 

Betroffenen zur Umrüstung ihrer Kraftfahrzeuge mit der jetzt im Plan-

entwurf vorgesehenen Maßnahme M1 zusätzl ich konterkariert, wenn sie 

diesen mit dem darin genannten (frühestmöglichen) Umsetzungszei t-

punkt 01.01.2020 bereits jetzt zu erkennen gibt, dass sie auch mit ihren 

nicht nachgerüsteten Diesel -Kraftfahrzeugen auf jeden Fall bis zum 

01.01.2020 in der Umweltzone Stuttgart fahren dürfen und vorher nicht 

mit einem Verkehrsverbot rechnen müssen.  

Soweit zum gegenwärt igen Zeitpunkt nicht ausgeschlossen werden 

kann, dass diese „Nachrüstlösung“ möglicherweise auch nur aus Sof t-

ware-Updates bestehen wird, dürfte d ie damit zu erwartende Abgasre-

duzierung auch nicht bei den von der Gutachterin angenommen 50 %, 

sondern lediglich in einer Größenordnung von ca. 25 % bis maximal 30 

% und der damit verbundene Wirkungsgrad folgl ich al ler Voraussicht 

nach deutlich unter 9 % l iegen. 

 

Doch selbst wenn man den von der Gutachterin ermittelten Wirkungs-

grad trotz der vorgenannten erheblichen Bedenken als richtig unterste l-

len würde, handelt es sich bei der „Nachrüstlösung“ selbst mit diesem 

maximal denkbaren Wirkungsgrad von 9 % um keine gleichwertige 

Handlungsalternative zu dem genannten Verkehrsverbot, da dessen 

Wirkungsgrad um ein Vielfaches höher l iegt.  

 

Davon geht auch der Beklagte aus, dessen Vertreter  in der mündlichen 

Verhandlung selbst eingeräumt haben, dass mit der „Nachrüstlösung“ 

eine Einhaltung der überschrittenen Immissionsgrenzwerte nicht e r-
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reicht werden kann , sondern hierfür die „Blaue Plakette“, also das in M1 

beschriebene Verkehrsverbot erforderlich ist.  

 

Bei dieser Sachlage würde die Planbehörde mit eine r Entscheidung für 

die  „Nachrüstlösung“ unter gleichzeitiger Verschiebung des Verkehr s-

verbotes bis mindestens 01.01.2020 den bereits seit über 7,5 Jahre an-

dauernden rechtswidrigen Zustand der erheblichen Überschreitung der 

Stickstof fdioxid-Immissionsgrenzwerte in der Umweltzone Stuttgart aber 

um mindestens weitere 2,5 Jahre verlängern, anstatt diesen rechtswi d-

rigen Zustand so schnell wie möglich zu beenden. Da der Planbehörde 

der zur Einhaltung der überschrittenen Immissionsgrenzwerte unzu-

reichende Wirkungsgrad der „Nachrüstlösung“ auch bekannt ist, würde 

sie damit zugleich in Kenntnis der Sachlage ihren sich aus dem Min i-

mierungsgebot des § 47 Abs. 1 BImSchG ergebenden gesetzl ichen 

Handlungspflichten zuwiderhandeln.  

Bei dieser Sachlage steht die „Nachrüstlösung“ der Planbehörde nach 

derzeitigem Erkenntnisstand bereits aus tatsächlichen Gründen nicht 

als Handlungsalternative zu dem Verkehrsverbot zur Verfügung. 

 

Hinzu kommt, dass es sich bei der „Nachrüstlösung“ auch in rechtli-

cher Hinsicht  um keine gleichwertige Handlungsalternative handelt, für 

die sich die Planbehörde bzw. der Beklagte im vorl iegenden Fall anste l-

le des Verkehrsverbotes entscheiden kann. Denn bei der genannten 

„Nachrüstlösung“ handelt es sich ausschließlich um freiwill ige Aktivit ä-

ten von Seiten der Automobilindustrie und der betreffenden Kraftfahr-

zeug-Eigentümer, auf welche die Planbehörde im Rahmen der bea b-

sicht igten Fortschreibung des Luftreinhalteplanes Stuttgart keinerlei 

verbindlichen Einf luss nehmen kann, weil die Planbehörde keine Befu g-

nisse besitzt, eine Nachrüstung von Kraftfahrzeugen in  hoheitl icher 

Form wie beispielsweise im Wege eines behörd lichen Bescheides recht-

lich verbindlich zu machen.  

Davon geht die Planbehörde selbst aus (vgl.  Klageerwiderung vom 

13.07.2017, Zif fer 2.1, S. 3). Sie beabsichtigt deshalb auch nicht, eine 

entsprechende Luftreinhaltemaßnahme in den Planentwurf zur 3. For t-
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schreibung aufzunehmen, welche die genannte „Nachrüstlösung“ zum 

Gegenstand hat. Die Nachrüstlösung kann daher auch in rechtlicher 

Hinsicht nicht als Handlungsalternative zu dem genannten Verkehrsve r-

bot eingestuft werden, der die Planbehörde im Rahmen der Fortschre i-

bung des Luftreinhalteplans den Vorzug geben könnte.  

 

5.2.4.                                                                                           

Gegen die Verhältnismäßigkeit des Verkehrsverbotes  im engeren 

Sinne (Angemessenheit) bestehen im Grundsatz ebenfalls keinen 

rechtl ichen Bedenken.  

Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit  im engeren Sinne hat die 

Planbehörde eine Abwägung der durch die beabsichtigte Luftreinha l-

temaßnahme betroffenen Belange vorzunehmen. Im vorliegenden Fall  

sind dementsprechend das Ziel des Verkehrsverbotes (Schutz der 

menschlichen Gesundheit  der Bewohner der Umweltzone) und die nach-

teil igen Auswirkungen des Verkehrsverbotes für die davon betroffenen 

Verkehrstei lnehmer (z. B. Eingrif f  in das Grundrecht der al lgemeinen 

Handlungsfreiheit)  zu gewichten und gegeneinander abzuwägen.  Dabei 

gilt generell , dass das mit der Maßnahme verfolgte Ziel umso gewicht i-

ger und dringlicher sein muss, je intensiver die Maßnahme in die 

Grundrechte der Betroffenen eingreif t.  Ergibt die vorzunehmende Inte-

ressengewichtung und -abwägung, dass die Nachtei le, die mit der Maß-

nahme verbunden sind, nicht völl ig außer Verhältnis zu den Vortei len 

stehen, die sie bewirkt, ist diese auch als angemessen und verhältnis-

mäßig im engeren Sinne einzustufen.  

 

Unter Zugrundelegung dieser Grundsätze begegnet die von der Planbe-

hörde im Planentwurf zur 3. Fortschreibung vorgenommene Abwägung 

keinen rechtl ichen Bedenken. Die Planbehörde hat ausweisl ich des vo r-

gelegten Planentwurfs zur 3. Fortschreibung die bislang ermittelten B e-

lange der Betroffenen gewichtet und in die Abwägung eingestellt . Dabei 

hat sie den Schutz der Gesundheit der betroffenen Woh nbevölkerung 

höher gewichtet, als die Interessen der betroffenen Verkehrstei lnehmer. 

Denn die Planbehörde hat im Planentwurf mit ihren Ausführungen in Zi f-
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fer 6.2.1.7 zur Verhältnismäßigkeit ( im engeren Sinne) ausdrücklich 

festgestel lt (vgl. a.a.O., S. 76), dass  

 

„die geplante Erweiterung der Umweltzone um eine weitere          
Schadstoffgruppe die betroffenen Verkehrstei lnehmer nicht in 
unangemessener Weise belaste“ (…)  
und 
 
(…) „es zum Schutz der menschlichen Gesundheit sachgerecht 
erscheine, den Nutzern von weniger schadstoffarmen Fahrzeu-
gen einen Beitrag zur Minderung dieser Schadstoffbelastung a b-
zuverlangen“ (…) „da Stickstoffdioxid die Gesundheit schädigen 
könne“ (…)  
 

 
 
Dementsprechend hat der Beklagte zuvor auch bereits in seiner Klage-

erwiderung vom 17.02.2017 ausdrücklich außer Streit  gestel lt, dass  

 

„der Schutz der Rechtsgüter Leben und Gesundheit der von den 
Immissionen Betroffenen höher zu gewichten sei, als die von 
dem Verkehrsverbot betroffenen Rechtsgüter des Fahrzeugfü h-
rers (Eigentum und allgemeine Handlungsfre iheit)“.   

 
 
In Bezug auf die mit dem Verkehrsverbot verbundenen Mobil itätsei n-

schränkungen für die betroffenen Verkehrstei lnehmer hat der Bekla g-

ten-Vertreter im Klagerwiderungsschrif tsatz vom 28.02.2017 ausdrüc k-

lich eingeräumt, dass  

 

„der Käufer eines Kraf tfahrzeuges mit diesem Kauf weder ein ge-
schütztes Vertrauen geschweige denn ein Recht erwirbt,  mit di e-
sem Kraftfahrzeug jederzeit überal l hin fahren zu dürfen.“  
 
 

Diese Ausführungen und die bislang von der Planbehörde vorgeno m-

mene Abwägungsentscheidung lassen keine Abwägungsfehler erken-

nen. Denn es steht außer Zweifel, dass dem mit dem Verkehrsverbot zu 

schützenden Rechtsgut der menschlichen Gesundheit grundsätzl ich ein  

auch verfassungsrechtlich gewährleistetes, hohes Gewicht zukommt. 

Ebenso unzweifelhaft ist, dass in dieses Rechtsgut durch die im Bereich 

der Umweltzone Stuttgart festgestellten, zum Teil ganz erheblichen und 
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langjährigen Überschreitungen der zum Schutz der menschlichen G e-

sundheit festgesetzten NO2-Immissionsgrenzwerte auch in erheblichem 

Maße eingegrif fen wird. Denn es ist allgemein anerkannt, dass zu hohe 

Stickstoffdioxid-Konzentrat ionen geeignet sind, die menschliche Ge-

sundheit erheblich zu beeinträchtigen, weil St ickoxide in der Umwelt u. 

a. für die Zunahme sowohl von Atemwegs- als auch von Herz- und 

Kreislauferkrankungen mitverantwort l ich gemacht werden und für b e-

stimmte Personengruppen (z.B. Kinder, Asthmatiker, etc.) ein zusätzl i-

ches Gesundheitsrisiko darstellen.  

 

Dem stehen keine von der Planbehörde ermittelten Belange der vom 

Verkehrsverbot betroffenen Verkehrsteilnehmer gegenüber, die erkenn-

bar höher zu gewichten wären, als diese Gesundheitsinteressen  der 

Wohnbevölkerung. Die Planbehörde hat daher den Schutz der Wohnbe-

völkerung in der Umweltzone Stuttgart (ca. 600.000 Einwohner) vor 

fortdauernden, massiven Gesundheitsbeeinträchtigungen durch zu hohe 

Stickstoffdioxid-Konzentrat ionen zu Recht höher gewichtet , als die mit 

dem Verkehrsverbot einhergehenden Mobili tätseinschränkungen und 

sonstigen Nachteile für die davon betroffenen Verkehrsteilnehmer (un-

ter Berücksichtigung der Ausnahmekonzeption ca. 80.000; im Ergebnis 

ebenso: BayVGH, a.a.O., Rn 154).  

Soweit sich das Verkehrsverbot gegenüber einzelnen Betroffenen oder 

Emittentengruppen aufgrund besonderer Umstände als unzumutbar e r-

weisen kann, ist es der Planbehörde unbenommen, solchen „Härtefä l-

len“ durch entsprechende Befreiungs- und Ausnahmetatbestände im 

Luftreinhalteplan Rechnung zu tragen (vgl. auch bereits Ausnahmekon-

zeption im Planentwurf zur 3. Fortschreibung sowie unten S. 94) Rec h-

nung zu (vgl. hierzu auch Nds.OVG, Urt. v. 12.05.2011 -12 LC 143/09 - 

in juris).   

 

Soweit der Beklagte mit den zit ierten Feststel lungen zur Verhältnismä-

ßigkeit des Verkehrsverbotes zugleich seine früheren weiteren Einwän-

de gegen die Zumutbarkeit solcher Verkehrsverbote (vgl. im Einzelnen 
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Klageerwiderungsschrif tsatz vom 31.03.2016)  ausdrücklich aufgegeben 

hat, bedürfen diese keiner näheren Betrachtung mehr. 

 

5.3.                                                                                              

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebietet es auch nicht, das zur 

schnellstmöglichen Einhaltung der überschrittenen NO 2-

Immissionsgrenzwerte in Betracht zu ziehende Verkehrsverbot generell 

auf den 01.01.2020 zu verschieben. Dem steht vielmehr das Minimie-

rungsgebot des § 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG entgegen, wonach die 

Maßnahmen eines Luftreinhalteplanes geeignet sein müssen, den Zeit-

raum einer Überschreitung von bereits einzuhaltenden Immission s-

grenzwerten so kurz wie möglich zu halten.  

 

Der Rechtsansicht des Beklagten, wonach ein ganzjähriges f lächende-

ckendes Verkehrsverbot in der Umweltzone Stuttgart unverhältnismäßig 

sei, wenn dieses vor der „Nachrüstlösung“ bzw. bereits zu einem Zei t -

punkt in Kraft gesetzt werde, zu dem die Zahl der davon betroffenen 

Kraftfahrzeuge noch mehr als 20 % des in Stuttgart zugelassenen Flot-

tenbestandes betrage, ist nicht zu folgen.  

 

5.3.1. 

In Bezug auf die „Nachrüstlösung“  ist die Argumentation des Beklag-

ten bereits in der Sache nicht schlüssig. Denn danach soll der sog. 

„Nachrüst lösung“ ausnahmslos - also in Bezug auf alle vom Verkehrs-

verbot betroffenen Emittenten bzw. Emittentengruppen - der Vorzug vor 

dem Verkehrsverbot gegeben werden, obwohl der Beklagte selbst da-

von ausgeht, dass von den vom Verkehrsverbot betroffenen Kraftfah r-

zeugen ledigl ich „50 % der Euro 5 -Diesel-Pkw“ und damit insgesamt le-

digl ich ca. ein Drittel der vom Verkehrsve rbot insgesamt betroffenen 

Kraftfahrzeugen überhaupt für eine Umrüstung technisch geeignet sind 

(vgl. Klageerwiderungsschrif tsatz vom 13.07.2017,  S. 1).  

Warum es der Beklagte bei dieser Sachlage aus Gründen der Verhäl t-

nismäßigkeit  dennoch für geboten hält , auch den Eigentümern von nicht 

nachrüstbaren Kraftfahrzeugen bis mindestens 01.01.2020 „eine Cha n-
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ce zur Nachrüstung zu geben“, anstatt wenigstens diese Kraftfahrzeuge 

baldmöglichst mit dem zur Einhaltung der überschrittenen Immission s-

grenzwerte erforderl ichen Verkehrsverbot zu belegen, konnten die B e-

klagten-Vertreter in der mündlichen Verhandlung nicht plausibel b e-

gründen und ist auch für das Gericht nicht nachvol lziehbar.  

 

In rechtlicher Hinsicht stel lt sich die Frage, ob der „Nachrüstlösung“  aus 

Gründen der Verhältnismäßigkeit gegenüber dem  Verkehrsverbot der 

Vorrang  einzuräumen ist, bereits deshalb nicht, weil der Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit von der Planbehörde ledigl ich im Rahmen des § 47 

Abs. 4 Satz 1 BImSchG  zu beachten ist .  

Nach dieser Regelung steht der zur Aufstellung eines Luftreinhaltepla-

nes verpf lichteten Planbehörde ausschließlich bei der Auswahl und 

Festlegung der zur Einhaltung der Immissionsgrenzwerte und dauerha f-

ten Verminderung von Luftverunreinigungen erforderl ichen Maßnahmen 

ein planerischer Gestaltungsspielraum und damit ein Auswahlermes-

sen in Bezug auf die geeigneten Luftreinhaltemaßnahmen und deren 

Adressaten, in dessen Rahmen die Planbehörde neben den jeweiligen 

Verursacheranteilen der Emittenten den Grundsatz der Verhältnismä-

ßigkeit zu beachten hat.   

Die Ausübung dieses Auswahlermessens setzt regelmäßig voraus, dass 

mehrere (mindestens 2) geeignete Luftreinhaltemaßnahmen für eine 

Aufnahme in den Luftreinhalteplan auch tatsächlich in Betracht kommen 

und damit zur Auswahl stehen.  An dieser Voraussetzung für die Aus-

übung des Auswahlermessens im Sinne des § 47 Abs. 4 Satz 1 BI m-

SchG fehlt es jedoch hier, weil es sich nach den Feststel lungen der 

Gutachter im Gesamtwirkungsgutachten ledigl ich bei dem genannten 

Verkehrsverbot um eine geeignete Luft reinhaltemaßnahme handelt und 

eine solche Luftreinhaltemaßnahme zur Umsetzung der sog. „Nachrüs t-

lösung“ jedoch offensichtlich nicht in Betracht kommt (vgl. dazu bereits 

Zif fer 5.2.3.5.).  Die „Nachrüstlösung“ ist  damit bereits keine rechtlich 

gleichwertige Handlungsalternative  zu dem genannten Verkehrsver-

bot, die diesem im Rahmen einer Auswahlentscheidung nach § 47 Abs. 
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4 Satz 1 BImSchG unter Berufung auf den Grundsatz der Verhältnismä-

ßigkeit vorgezogen werden könnte. 

  

Soweit die Planbehörde dieser „Nachrüstlösung“ , wie sie es in der 

mündlichen Verhandlung umschrieben hat, dennoch „vorab eine Chance 

geben will“, würde sie damit zugleich gegen ihre gesetzl ichen Pflichten 

aus § 47 Abs. 1 BImSchG verstoßen, wonach die Planbehörde bei Vor-

liegen einer Überschreitung der in der 39.BImSchV vorgegebenen I m-

missionsgrenzwerte nicht nur zwingend verpf l ichtet ist,  einen Luftrei n-

halteplan aufzustel len oder fortzuschreiben („hat“; vgl. § 47 Abs. 1 Satz 

1 BImSchG), sondern wegen des in § 47 Abs. 1 Satz 3 BImSchG nor-

mierten Minimierungsgebotes darin auch die zur schnellstmöglichen 

Einhaltung der überschrittenen Immissionsgrenzwerte geeigneten Ma ß-

nahmen festlegen muss. 

 

Die Planbehörde ist bei der bereits vorliegenden Überschre itung der 

Immissionsgrenzwerte daher weder befugt, die Fortschreibung des Luf t-

reinhalteplanes Stuttgart, noch die Umsetzung der darin zur schnells t-

möglichen Einhaltung der Immissionsgrenzwerte festzulegenden Luf t-

reinhaltemaßnahmen auf einen späteren Zeitpunkt zu verschi eben, um 

den vorherigen Ausgang freiwill iger Aktivitäten Dritter abzuwa rten. 

  

Die sog. „Nachrüstlösung“ berechtigt die Planbehörde demzufolge be-

reits unter den vorgenannten rechtlichen Aspekten nicht, den zur 

schnellstmöglichen Einhaltung der überschrit tenen Immissionsgren z-

werte notwendigen Zeitpunkt des Inkrafttretens des Verkehrsverbotes  

mit einem pauschalen Hinweis auf den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 

auf einen späteren Zeitpunkt zu verschieben.  

 

Doch selbst wenn man dieser rechtl ichen Argumentation nicht folgen 

wollte, fehlt der „Nachrüstlösung“ jedenfalls auch die notwendige tat-

sächliche  Gleichwertigkeit  zur Einhaltung des in § 47 Abs. 1 BImSchG 

normierten gesetzgeberischen Ziels (vgl. hierzu bereits unter Zif fer 

5.2.3.5.).  
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Aus den obigen Ausführungen folgt frei l ich nicht, dass künftige Nach-

rüstmöglichkeiten, die einen mit dem Verkehrsverbot vergleichbaren 

Wirkungsgrad besitzen,  im Rahmen des von der Planbehörde noch  zu 

erstellenden Handlungskonzepts zur 3. Fortschreibung des Luftreinha l-

teplanes Stuttgart völl ig außer Betracht zu bleiben hätte n. Wie bereits 

dargelegt, hat die Planbehörde gemäß § 47 Abs. 1 Sätze 1 und 3 BIm-

SchG zwar keinen Handlungsspielraum, die Fortschreibung des Luf t-

reinhalteplans und das Verkehrsverbot wegen eventuell möglicher 

Nachrüstungen auf einen späteren Zeitpunkt zu verschieben, wenn die 

zulässigen Immissionsgrenzwerte bereits seit langer Zeit überschritten 

sind, wie dies in der Umweltzone Stuttgart der Fall ist . Sie hat aber die 

Möglichkeit, eventuelle Nachrüstmöglichkeiten bei ihrer Entscheidung 

nach § 47 Abs. 4 Satz 1 BImSchG, gegen welche Emittenten bzw. Emi t-

tentengruppen sie das Verkehrsverbot unter Berücksichtigung des 

Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit festgelegt , zu berücksichtigen. 

Denn es l iegt auf der Hand , dass gerade die Nachrüstung von „jünge-

ren“ Diesel-Kraftfahrzeugen die Betroffenen weniger belasten kann, als 

die mit dem Verkehrsverbot verbundenen Nachtei le.  

Es steht der Planbehörde daher frei, im Rahmen der Planaufstellung zu 

prüfen, ob bei technisch nachrüstbaren Kraftfahrzeugen unter dem Ge-

sichtspunkt der Verhältnismäßigkeit nicht eine Nachrüstmöglichkeit als 

„milderes“ Mittel eingeräumt werden muss, bevor auch für diese Kraft-

fahrzeuge das Verkehrsverbot gilt . Sollte durch solche Nachrüstungen 

beispielsweise eine Einhaltung des Euro 6 -Grenzwertes von 80 mg 

NOx/km bei einem Teil der vom Verkehrsverbot betroffenen Kraftfah r-

zeuge in absehbarer Zeit tatsächlich technisch möglich sein und der 

Bundesverordnungsgeber auch die notwendigen rechtlichen Vorausse t-

zungen für den Fortbestand der Straßenverkehrszulassung für solche 

nachgerüsteten Kraftfahrzeuge zeitnah schaffen, besteht für die  Plan-

behörde bei der 3. Fortschreibung des Luftreinhalteplanes Stuttgart im 

Rahmen ihres Auswahlermessens gemäß § 47 Abs. 4 Satz 1 BImSchG 

grundsätzlich die Möglichkeit , solche nachrüstbaren Kraftfahrzeuge mit 

Rücksicht auf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit  durch entspre-
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chende Ausnahmeregelungen im Luftreinhaltungsplan noch für einen 

befristeten Zeitraum vom Verkehrsverbot auszunehmen, um die ent-

sprechenden Nachrüstungen zu ermöglichen.  Die Nachrüstfristen müss-

ten dabei allerdings so bemessen werden, dass das mit dem Verkehr s-

verbot verfolgte Ziel einer schnellstmöglichen Einhaltung der übe r-

schrittenen Immissionsgrenzwerte nicht grundsätzlich in Frage gestellt  

wird.  

 

Je mehr geeignete Luftreinhaltemaßnahmen die Planbehörde in ihren 

Planentwurf aufnimmt und je höher deren Gesamtwirkungsgrad ist,  u m-

so größer wird auch der Auswahlspielraum der Planbehörde im Rahmen 

des § 47 Abs. 4 Satz 1 BImSchG, um den Eigentümern von nachrüstba-

ren Kraftfahrzeugen noch die Möglichkeit einer Nachrüstung einzuräu-

men, um dem Verkehrsverbot zu entgehen . 

Gleichzeit ig würde die Planbehörde mit einer solchen Einbindung der 

Nachrüstmöglichkeiten in den Luftreinhalteplan und deren Verknüpfung 

mit dem ansonsten drohenden Verkehrsverbot auf die betroffenen Kraft-

fahrzeug-Eigentümer auch den notwendigen Druck ausüben , um solche 

Nachrüstungen tatsächlich zeitnah durchzuführen.   

Dieser Möglichkeit,  auf - zweifellos sinnvolle - Nachrüstungen hinzuwir-

ken, begibt sich die Planbehörde, wenn sie die sog. „Nachrüstl ösung“ - 

anstatt diese im Rahmen ihrer Befugnisse nach § 47 BImSchG im Wege 

einer Regel-Ausnahme-Konstruktion rechtlich mit dem Verkehrsverbot 

zu verknüpfen - dem Verkehrsverbot nur zeit l ich voranstel len und es 

damit vollständig dem freien Willensentschluss Dritter überlassen will , 

ob, in welchem Umfang und in welchem zeit l ichen Rahm en solche 

Nachrüstungen stattf inden. 

 

Aus den obigen Ausführungen folgt , dass mögliche Nachrüstungen die 

Verhältnismäßigkeit des Verkehrsverbotes nicht in Frage stellen, son-

dern letzt l ich sicherstellen, wenn sie von der Planbehörde richtige r-

weise als Handlungsoption verstanden werden, die den betroffenen 

Kraftfahrzeug-Eigentümern durch entsprechende Ausnahmeregelungen 
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im Luftreinhalteplan eingeräumt werden können, um das ansonsten zu 

beachtende Verkehrsverbot abzuwenden.   

 

5.3.2.                                                                                           

Soweit der Beklagte seine Überlegungen zur Verhältnismäßigkeit  des 

Verkehrsverbotes darüber hinaus an die Zahl der davon betroffenen 

Emittenten  anknüpfen will  und dabei zu dem abstrakten Ergebnis 

kommt, ein solches Verkehrsverbot sei unverhältnismäßig, wenn mehr 

als 20 % der Verkehrsteilnehmer betroffen seien, kann diesen Überle-

gungen ebenfalls nicht gefolgt werden.  Denn der Beklagte hat bereits 

nicht nachvollziehbar dargelegt , warum das vorliegend zur schnells t-

möglichen Einhaltung der überschrittenen Immissionsgrenzwerte geei g-

nete Verkehrsverbot generell und ohne Ansehung der davon konkret 

betroffenen Kraftfahrzeuge verhältnismäßig sein soll, wenn davon ma-

ximal 20 % der zugelassenen Kraftfahrzeuge betroffen sind und unver-

hältnismäßig, wenn diese „Obergrenze “ - in welcher Größenordnung 

auch immer (also auch schon bei 20,1 %?) - überschritten ist .  

Auch in der mündlichen Verhandlung haben die Beklagten-Vertreter 

keine sachlich nachvollziehbare Begründung für diese sich an der re i-

nen Zahl der betroffenen Adressaten der Maßnahme orientierende n 

Grenzziehung zwischen Verhältnismäßigkeit und Unverhältni smäßigkeit  

der Maßnahme gegeben. 

Die Verhältnismäßigkeit einer Luftreinhaltemaßnahme hängt grundsätz-

lich nicht von der abstrakten Größe des davon betroffenen Adressaten-

kreises ab, sondern ausschließlich von der jeweiligen konkret -

individuellen Betroffenheit der einzelnen Emittenten bzw. Emittente n-

gruppen. Deshalb kann auch der Zeitpunkt der Umsetzung eines Ver-

kehrsverbotes nicht unter Hinweis auf den Verhältnismäßigkeitsgrun d-

satz abstrakt vom Erreichen einer bestimmten Größe des betroffenen 

Adressatenkreises abhängig gemacht werden.  

 

Eine Rechtfert igung für eine derart abstrakt festgelegte „Obergrenze“ 

der betroffenen Adressaten/Emittenten  lässt sich insbesondere nicht 

aus den vom Beklagten im Klageerwiderungsschrif tsatz vom 13.07.2017 
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erstmals vorgetragenen „unzulässigen Verlagerungseffekten in den 

Umlandgemeinden“ herleiten, die der Beklagte annimmt, wenn die 

Zahl der vom Verkehrsverbot betroffenen Verkehrsteilnehmer über 20 % 

liegt.  

Der Beklagte hat bislang weder diese angeblichen Ausweichverkehre 

noch deren negative Auswirkungen auf die Luftqualität in den betroff e-

nen Umlandgemeinden hinreichend belegt. Die hierzu in der mündlichen 

Verhandlung am 19.07.2017 von den Beklagten-Vertretern vorgelegten 

zwei Karten vom 17.07.2017 (GWG; Vergleich der Stickstoffdioxid -

Jahres-immissionen im Stadtgebiet; Fall  9 (temporär) zu Basis HB 3.3) 

dokumentieren ausschließlich vereinzelte und zudem überwiegend ge-

ringfügige Immissionsgrenzwert -Erhöhungen außerhalb des Umweltzo-

nengebiets infolge eines räumlich beschränkten Verkehrsverbotes im 

Talkessel Stuttgart. Zu welchen unzulässigen Ausweichverke hren es 

durch ein f lächendeckendes Verkehrsverbot in der Umweltzone Stut t-

gart angeblich kommen soll  und in welchem Umfang, ist diesen Karten 

dagegen nicht zu entnehmen. Ebenso wenig hat der Beklagte bereits 

nachvollziehbar dargelegt , warum diese Ausweichverkehre in den Um-

landgemeinden gerade dann das zulässige Maß überschreiten sollen, 

wenn von dem Verkehrsverbot in der Umweltzone mehr als 20 % des 

Flottenbestandes der in Stuttgart zugelassenen Kraftfahrzeuge betrof-

fen ist. Dieses unsubstantiiert  gebliebene Vorbringen des Beklagten is t 

daher in dieser Form einer weiteren Erörterung nicht zugänglich. 

Es bedurfte insoweit aber auch  keiner weiteren Tatsachenerhebungen 

durch das Gericht, denn selbst wenn es durch eine Einführung des Ver-

kehrsverbotes zu nennenswerten Ausweichverkehren in den Umland-

gemeinden kommen sollte, berechtigten diese die Planbehörde nicht 

dazu, die Festlegung des Verkehrsverbotes in der Umweltzone zu un-

terlassen oder deswegen dessen Umsetzungszei tpunkt zu verschieben. 

In diesem Falle wäre die Planbehörde vielmehr verp f lichtet, diese Aus-

weichverkehre durch geeignete weitere Planmaßnahmen (wie z.B. durch 

eine Ausdehnung des Verkehrsverbotes auf die betroffenen Umlandg e-

meinden) auf ein zulässiges Maß zu reduzieren .  
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Diese Vorgehensweise zur Unterbindung unzulässiger Auswe ichverkeh-

re ist der Planbehörde auch bekannt , denn sie ist bei der Festlegung 

der Maßnahme M2b den von den Gutachtern festgestell ten Ausweich-

verkehren innerhalb der Umweltzone Stuttgart ebenfalls bereits dadurch 

begegnet, dass sie den Geltungsbereich des Verkehrsverbotes M2b 

richtigerweise auf diese Ausweichstrecken ausgedehnt hat.                

Mit solchen Ausweichverkehren lässt sich die vom Beklagten abstrakt 

festgelegte „Obergrenze“ folgl ich ebenfalls nicht sachlich begründen.  

 

Die Annahme einer Unverhältnismäßigkeit des Verkehrsverbotes , die 

allein an das Überschreiten einer abstrakt festgelegten, zahlenmäßigen 

„Obergrenze“ der vom Verkehrsverbot betroffenen Kraftfahrzeuge bzw. 

Verkehrstei lnehmer anknüpft, ist auch unter rechtlichen  Gesichts-

punkten  nicht haltbar.  

 

Abzulehnen ist diese Rechtsansicht des Beklagten bereits deshalb, weil  

sie - wie schon die Überlegungen des Beklagten zum Vorrang der Nach-

rüst lösung - wiederum auf einer fehlerhaften Rechtsanwendung des 

Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit im Rahmen des § 47 BImSchG 

beruht. Es wurde bereits dargelegt, dass die Beachtung des  Verhält-

nismäßigkeitsgrundsatzes bei der Aufstel lung von Luftreinhal tungsplä-

nen wie vom Gesetzgeber in § 47 Abs. 4 Satz 1 BImSchG ausdrücklich 

vorgesehen auf den Bereich des Auswahlermessens beschränkt ist.  

Zwar führt auch die Prüfung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 

im Rahmen des Auswahlermessens nach § 47 Abs. 4 Satz 1 BImSchG  

im Ergebnis letzt l ich zu einer konkreten Zahl der von einer Maßnahme 

in zumutbarer Weise betroffenen Emittenten. Diese Zahl der von der 

Maßnahme betroffenen Emittenten ist bei Anwendung des Verhältnis-

mäßigkeitsgrundsatzes im Rahmen Auswahlermessens aber l edigl ich 

das (zufäll ige) Resultat der Prüfung, ob sich die Maßnahme g egenüber 

jedem von der Maßnahme betroffenen Emittenten bzw. Emittentenkreis 

als verhältnismäßig erweist .  Diese Zahl kann daher bei r icht iger 

Rechtsanwendung nicht unabhängig von dieser Prüfung im Rahmen des 
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§ 47 Abs. 4 Satz 1 BImSchG vorab auf einen wil lkürl ich gewählten Pr o-

zentsatz festgelegt werden.  

 

Rechtl ichen Bedenken begegnet diese Vorgehensweise der Planbehör-

de im vorliegenden Fall  außerdem deshalb, weil  sie unberücksichtigt 

lässt, dass von dem Verkehrsverbot kein nach den Maßstäben des Ver-

hältnismäßigkeitsgrundsatzes einheitl ich zu behandelnder Adressaten-

kreis betroffen ist.  Denn das Verkehrsverbot betrif f t im Wesentlichen 

Kraftfahrzeuge mit benzin- oder gasbetriebenen Ottomotoren  der Euro-

stufen Euro 1 und 2 sowie Kraftfahrzeuge mit Dieselmotoren der Euro-

stufen Euro 3, 4 und 5 und damit also die Eigentümer von Kraftfahrzeu-

gen unterschiedlicher Schadstoffklassen. Das Verkehrsverbot tr if f t da-

mit - gewissermaßen am „unteren“ Ende seines Adressatenspektrums - 

sowohl Kraftfahrzeuge mit Ottomotoren der Stufen Euro 1 und Euro 2 

mit geregeltem Katalysator ab dem Baujahr 01.01.1993, ebenso Di e-

selmotoren der Eurostufe 3 mit Partikelf i lter oder Eurostufe 4 ab dem 

Baujahr 01.01.2006 als auch - am „oberen“ Ende des Adressatenspek t -

rums - die zum Teil noch erheblich jüngeren Kraftfahrzeuge mit Diesel-

motoren der seit 2009 geltenden Eurostufe 5.  

Es l iegt damit auf der Hand, dass von dem Verkehrsverbot nach Abga s-

verhalten, Alter, Fahrleistung und ihrem wirtschaftl ichen Wert sehr u n-

terschiedliche Kraftfahrzeuge betroffen und damit auch die rechtlich 

geschützten Interessen der Betroffenen durch das Verkehrsverbot nach 

den Maßstäben des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes unterschie dlich 

zu beurteilen sind. Dabei ist das Verkehrsverbot für die betroffenen A d-

ressaten regelmäßig umso zumutbarer und damit nicht unverhältnismä-

ßig (im engeren Sinne), je höher das Alter und die Fahrleistung und je 

geringer der Restwert des betroffenen Kraftfahrzeuges ist.  

Hieraus folgt, dass die Verhältnismäßigkeit eines Verkehrsverbotes, 

das wie im vorliegenden Fall  keinen einheitl ich zu behandelnden Adres-

satenkreis betrif f t und dessen Nachteile für die davon betroffenen ein-

zelnen Emittenten bzw. Emittentengruppen demzufolge sehr unte r-

schiedlich sein können, nach § 47 Abs. 4 Satz 1 BImSchG für jede di e-

ser Emittentengruppen gesondert zu prüfen und festzustellen ist und 
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nicht durch eine von der Planbehörde rein zahlenmäßige bestimmte 

„Obergrenze“ ohne Ansehung der einzelnen Emittenten bzw. Emitten-

tengruppen abstrakt vorab festgelegt werden kann.  

 

Hinzu kommt, dass die Planbehörde nicht die Absicht hat , dieses für 

den Umsetzungszeitpunkt des Verkehrsve rbotes maßgebliche Kriterium 

der Größe des betroffenen Adressatenkreises uneingeschränkt, d.h. zu 

Gunsten al ler von der Planfortschreibung betroffenen Interessengru p-

pen anzuwenden. Denn die Beklagten-Vertreter bestät igten hierzu auf 

Rückfrage in der mündlichen Verhandlung, dass eine Umsetzung des 

Verkehrsverbotes M1 frühestens dann in Betracht komme, wenn die 

Zahl der davon betroffenen Kraftfahrzeuge höchstens 20 % des Flotte n-

bestandes Stuttgart betrage. Für den Fall, dass dieser Prozentsatz 

durch eine schnellere Flottenerneuerung als bislang prognostiziert b e-

reits vor dem 01.01.2020 erreicht werde,  verbleibe es allerdings bei 

dem Umsetzungsdatum 01.01.2020, ein früheres Inkrafttret en des Ver-

kehrsverbotes M1 sei unter keinen Umständen beabsichtigt.  

Diesen Einlassungen lässt sich damit entnehmen, dass der Beklagte 

diese Anknüpfung des Umsetzungszeitpunktes des Verkehrsverbotes an 

eine bestimmte Größe des betroffenen Adressatenkreises ausschließ-

lich heranziehen will, um den Umsetzungszeitpunkt  des Verkehrsverbo-

tes „auf später“ zu verschieben . Mit dieser Zielr ichtung, die Umsetzung 

des Verkehrsverbotes ausschließlich auf einen späteren Zeitpunkt zu 

verschieben, nicht jedoch gegebenenfal ls auch vorzuziehen, erweist 

sich das genannte Umsetzungskriterium als rechtl ich unzulässig.       

                                                                                                                                                                                                                       

5.3.3.                                                                                             

Sonstige Umstände, die eine generelle Verschiebung des in Betracht zu 

ziehenden Verkehrsverbotes auf  (mindestens) 01.01.2020 aus Gründen 

der Verhältnismäßigkeit gebieten könnten, sind weder vorgetragen noch 

ersichtl ich.  Insbesondere sind auch keine schutzwürdigen Interessen 

der vom Verkehrsverbot betroffenen Verkehrstei lnehmer  an einer sol-

chen Verschiebung erkennbar, die nicht im Rahmen der Ausnahmekon-

zeption des Luftreinhalteplanes berücksichtigt werden können und hö-
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her zu gewichten sind, als das legit ime Interesse der Bewohner der 

Umweltzone, vor den Beeinträchtigungen ihrer Gesundheit  durch die 

fortdauernden und erheblichen Überschreitungen der zulässigen Immis-

sionsgrenzwerte schnellstmöglich geschützt zu werden.  

 

6.                                                                                               

Nach alledem ist der Beklagte zu verurteilen, den Luftreinhalteplan 

Stuttgart so fortzuschreiben, dass er den Anforderungen des § 47 Abs. 

1 Satz 3 BImSchG genügt. Dabei ist das Gericht darauf beschränkt,  den 

Beklagten zu verpf lichten, Maßnahmen zu treffen, mit denen die 

schnellstmögliche Einhaltung der Immissionsschutzziele gewährleistet 

wird (vgl. BVerwG, Urt. v. 05.09.2013 - 7 C 21/12 -; vgl. auch EuGH, 

Urt. v. 19.11.2014,  - C-404/13 -; beide in juris), wie es dem Antrag des 

Klägers entspricht.  

 

III. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. Die Kosten der 

Beigeladenen waren aus Gründen der Bil l igkeit  nicht für erstattungsf ä-

hig zu erklären, da diese keinen eigenen An trag gestel lt und damit auch 

kein eigenes Kostenrisiko eingegangen ist (vgl. § 162 Abs. 3 VwGO).  

 

IV. 

Die Berufung war gemäß §§ 124 Abs. 1, 124 Abs. 2 Nr. 3 VwGO aus-

schließlich wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache zuzulas-

sen, da das Gericht seine Entscheidung auf der Tatsachenebene au s-

schließlich auf den Tatsachenvortrag des Beklagten und die von diesem 

vorgelegten Unterlagen gestützt hat.  

Die Zulassung der Sprungrevision beruht auf § 134 Abs. 1 und 2 i.V.m. 

§ 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO. Nach ständiger Rechtsprechung des Bunde s-

http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/112x/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=3&numberofresults=204&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR007210974BJNE005907360&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/112x/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=3&numberofresults=204&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR007210974BJNE005907360&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/112x/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=3&numberofresults=204&fromdoctodoc=yes&doc.id=WBRE410019918&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/112x/
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/112x/
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/112x/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=3&numberofresults=204&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR000170960BJNE017602310&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/112x/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=3&numberofresults=204&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR000170960BJNE014603310&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.testa-de.net/jportal/portal/t/112x/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=3&numberofresults=204&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR000170960BJNE014603310&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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verwaltungsgerichts hat e ine Rechtssache grundsätzliche Bedeutung im 

Sinne des § 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO, wenn sie eine abstrakte, in dem zu 

entscheidenden Fall erhebliche Frage des revisiblen (Bundes -)Rechts 

mit einer über den Einzelfall hinausgehenden allgemeinen Bedeutung 

aufwirf t, die im Interesse der Einheit l ichkeit der Rechtsprechung oder 

im Interesse der Rechtsfortbi ldung in einem Revisionsverfahren geklärt 

werden muss (vgl. BVerwG, Beschl. v. 12.07.2016 - 1 B 85.16 -, in ju-

ris).  Dieser Zulassungsgrund ist hier zu bejahen , weil die Rechtssache 

grundsätzliche Rechtsfragen der Anwendung von bundesgesetzl ichen 

Vorschrif ten des Luftreinhalterechts und der Auslegung einer Recht s-

verordnung des Bundes aufwirf t, die über den konkreten Fall hinaus von 

allgemeiner Bedeutung und höchstrichterl ich noch nicht geklärt sind .  

 

 

Rechtsmittelbelehrung: 
 
Gegen dieses Urteil ist die Berufung an den Verwaltungsgerichtshof Baden-
Württemberg gegeben. Die Berufung ist beim Verwaltungsgericht Stuttgart, Augus-
tenstraße 5, 70178 Stuttgart oder Postfach 10 50 52, 70044 Stuttgart, innerhalb ei-
nes Monats nach Zustellung einzulegen. Die Berufung muss das angefochtene Urteil 
bezeichnen. 
 
Die Berufung ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieser Entscheidung 
zu begründen. Die Begründung ist, sofern sie nicht zugleich mit der Einlegung der 
Berufung erfolgt, bei dem Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Schubert-
straße 11, 68165 Mannheim oder Postfach 103264, 68032 Mannheim, einzureichen. 
Die Begründungsfrist kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag von dem 
Vorsitzenden des Senats verlängert werden Die Begründung muss einen bestimmten 
Antrag enthalten sowie die im Einzelnen anzuführenden Gründe der Anfechtung (Be-
rufungsgründe).  
 
Vor dem Verwaltungsgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer in Prozesskos-
tenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für 
Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof einge-
leitet wird. Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder die in § 67 Absatz 2 Satz 1 
VwGO genannten Rechtslehrer mit Befähigung zum Richteramt oder die in § 67 Ab-
satz 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen und Organisationen zuge-
lassen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der 
von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse 
können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch 
Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Per-
sonen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffent-
lichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. Ein Beteiligter, der 
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nach Maßgabe des § 67 Abs. 4 Sätze 3 und 7 VwGO zur Vertretung berechtigt ist, 
kann sich selbst vertreten. 
 
Anstelle der Berufung steht den Beteiligten gegen dieses Urteil auch die    
Sprungrevision an das Bundesverwaltungsgericht unter Übergehung der Beru-
fungsinstanz zu, wenn der Kläger und der Beklagte der Einlegung der Sprungrevision 
schriftlich zustimmen.  
  
Die Revision ist beim Verwaltungsgericht Stuttgart, Augustenstraße 5, 
70178 Stuttgart oder Postfach 105052, 70044 Stuttgart, innerhalb eines Monats nach 
Zustellung dieses Urteils schriftlich einzulegen. Die Revisionsfrist ist auch gewahrt, 
wenn die Revision innerhalb der Frist beim Bundesverwaltungsgericht, Simsonplatz 
1, 04107 Leipzig, eingelegt wird.  
 
Die Revision ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils zu begrün-
den. Die Begründung ist beim Bundesverwaltungsgericht einzureichen. Die Begrün-
dungsfrist kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag von dem Vorsitzenden 
verlängert werden. Die Revision muss das angefochtene Urteil bezeichnen. Die Re-
visionsbegründung oder die Revision müssen einen bestimmten Antrag enthalten, 
die verletzte Rechtsnorm und, soweit Verfahrensmängel gerügt werden, die Tatsa-
chen bezeichnen, die den Mangel ergeben. 
 
Vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Prozess-
kostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch 
für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 
eingeleitet wird. Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder andere in § 67 Absatz 
2 Satz 1 und Satz 2 Nr. 5 VwGO bezeichnete Personen und Organisationen zuge-
lassen. 
 
Die Einlegung der Revision und die Zustimmung hierzu gelten als Verzicht auf die 
Berufung, wenn das Verwaltungsgericht die Revision zugelassen hat (§ 134 Abs. 5 
VwGO). 
 
 
 

 

 

 

Beschluss vom 26. Juli 2017 

 

Der Streitwert wird gemäß § 52 Abs. 1 GKG auf 

 

30.000,00 EUR 

 

festgesetzt (in Anlehnung an die Zif fern 1.2 und 34.4 des Streitwertka-

talogs 2013).  
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Rechtsmittelbelehrung  
 
Gegen die Festsetzung des Streitwerts ist die Beschwerde an den Verwaltungsge-
richtshof Baden-Württemberg in Mannheim, Schubertstraße 11, 68165 Mannheim 
oder Postfach 103264, 68032 Mannheim, gegeben, wenn der Wert des                 
Beschwerdegegenstandes 200 € übersteigt. Sie ist beim Verwaltungsgericht Stutt-
gart, Augustenstraße 5, 70178 Stuttgart, oder Postfach 105052, 70044 Stuttgart, 
schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle einzulegen und dann zulässig, wenn 
sie vor Ablauf von sechs Monaten nach Rechtskraft der Entscheidung in der Haupt-
sache oder anderweitiger Erledigung des Verfahrens eingelegt wird. Ist der Streitwert 
später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so kann sie noch 
innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des Festsetzungs-
beschlusses eingelegt werden. 
Die Beschwerde kann von den Beteiligten selbst oder von einem Prozessbevoll-
mächtigten eingelegt werden. Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder andere in 
§ 67 Absatz 2 VwGO bezeichnete Personen und Organisationen zugelassen. 
 

 


